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Die Puppe

Leicht zu nehmen, zu beherrschen, zu belohnen oder zu bestrafen und
der Willkür jedweder Projektion, Forderung und Handhabung hilflos
ausgeliefert ist im allgemeinen wie im besonderen die Puppe, die
deshalb allen Sehnsüchten und Wünschen, Ängsten, Aggressionen und
Zärtlichkeiten des Menschen als Spielzeug und Werkzeug dient, um der
Anforderung durch die Wirklichkeit und ihre Bewältigung nicht in aller
Konsequenz Rechnung tragen zu müssen.

Wäre der Mensch nur seiner eigenen Art gegenüber so interessiert und
zugetan, wie es ihm gewiß auch möglich wäre, hätte er den Geistertanz,
den Imaginationsaufwand, also das Spiel mit den Puppen nicht nötig,
dem er sich doch in einem so großen Umfang widmet, daß es seine ganze
Realität zu füllen scheint, und das ausschließlich durch das Motiv
begründet, der gleichwohl unverzichtbaren Aufgabe und Chance zu
entgehen, seinen täglichen Kampf auf sich zu nehmen, erklärt werden
kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KOHLEALARM/645: Klimakampf und Kohlefront - Bündnispartner Robin Wood ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Erneut Anti-Kohle-Protest in Hamburg-Moorburg

Aktivist*innen protestieren mit Banneraktion und Sitzblockade für
Klimaschutz und gegen Kohleimporte



ROBIN WOOD-Aktivist*innen protestieren seit heute Vormittag mit einer
Kletteraktion an der Kattwyk-Brücke in Hamburg-Moorburg gegen den Import
und die Verbrennung von Steinkohle. "Capitalism kills Climate" und "Unplug
Coal" steht auf den Bannern, die die Kletterer*innen in fünf Meter Höhe
über dem Fahrwasser der Süderelbe entrollten. Damit solidarisieren sich die
Kletter*innen mit der zeitgleich stattfindenden Aktion des Bündnisses
deCOALonize Europe. Aktivist*innen des Bündnisses verhindern mit einer
Sitzblockade auf der Hubbrücke die Durchfahrt für Kohlefrachter zum
Kohlekraftwerk Moorburg. Das deCOALonize Europe-Bündnis hat für den 4. bis
6. Oktober an verschiedenen Orten in Deutschland zu Aktionstagen gegen
Steinkohle aufgerufen.

"Unter uns fahren sonst die Frachter, die das Vattenfall-Kraftwerk Moorburg
mit Steinkohle beliefern. Diese Kohletransporte sind Teil einer global
ungerechten, zerstörerischen Energieproduktion. Für den Abbau der Kohle
werden in anderen Ländern Menschen vertrieben und Natur wird zerstört. Hier
machen Konzerne mit der Energieproduktion Profit und heizen den Klimawandel
an, von denen die Menschen im globalen Süden am stärksten betroffen sind.
Gegen diesen fossilen Kapitalismus wehren wir uns", sagt ROBIN
WOOD-Aktivist Danial Schirojan.

In Deutschland ansässige Energiekonzerne importieren jährlich rund 40
Millionen Tonnen Steinkohle - hauptsächlich aus Russland, den USA,
Australien und Kolumbien. Dort geht der Abbau der Kohle oft mit der
Verletzung von Menschenrechten und Umweltzerstörung einher. So zerstört die
Steinkohleindustrie beispielsweise im russischen Kuzbass Land und Dörfer
der lokalen indigenen Bevölkerung durch riesige Steinkohletagebaue.

Auch das globale Klima wird durch die Kohleverstromung enorm belastet.
Allein in Deutschland wurden 2018 110 Millionen Tonnen Kohlendioxid durch
die Verbrennung von Steinkohle in die Atmosphäre entlassen.

"Die Energiekonzerne müssen jetzt aufhören, Steinkohle zu verbrennen - zum
Schutz des Klimas und um das Zerstörungswerk in den Abbauregionen der
Steinkohle zu beenden!", fordert ROBIN WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.
"Obwohl klar ist, dass dringend gehandelt werden muss, verschleppt die
Bundesregierung den Kohleausstieg. Auch Hamburg ist weit davon entfernt,
aus der Kohle auszusteigen."

Der Großteil des in Hamburg verbrauchten Stroms wird weiterhin aus
Steinkohle gewonnen. Vattenfall hat noch 2015 das Kraftwerk Moorburg in
Betrieb genommen. Es ist eines der dreckigsten Steinkohlekraftwerke
Deutschlands. Bei Volllastbetrieb stößt es 8,5 Millionen Tonnen
Kohlendioxid pro Jahr aus, hinzu kommen große Mengen Feinstaub und giftige
Schwermetalle. Zudem liegt der größte Steinkohle-Seehafen Deutschlands, der
Hansaport, in Hamburg.

An diesem Wochenende finden bundesweit Aktionen gegen Steinkohle statt.
Neben der Aktion in Hamburg mobilisiert das deCOALonize Europe-Bündnis
heute zu einer weiteren Protestaktion gegen das Kraftwerk Datteln 4 bei
Dortmund und zu einer Demonstration in Bremen am morgigen Samstag.
Zusätzlich werden Kleingruppenaktionen gegen Steinkohle-Infrastruktur
erwartet.




Website vom deCOALonize Europe-Bündnis:

https://decoalonize-europe.net/de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/644: Klimakampf und Kohlefront - geblockte Lieferkette ... (Bündnis "deCOALonize Europe")


Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Schiffweg zum Steinkohlekraftwerk Moorburg blockiert + Bündnis
"deCOALonize Europe" fordert Kohleausstieg + weitere Aktionen
angekündigt



Hamburg, 04.10.19. In Hamburg starten die Aktionen des Bündnisses
deCOALonize Europe mit einer Blockade der Kattwykbrücke. Über hundert
Menschen verhindern mit einer Sitzblockade das Hochfahren der Hubbrücke.
Somit kann über die Elbe kein Frachter das Kraftwerk Moorburg mit
Steinkohle versorgen. Am Morgen demonstrierten bereits hunderte Menschen in
Hamburg für die Schließung des Kohlehafens, dem größten deutschen
Steinkohle-Seehafen. Mit diesen Aktionen machen die Aktivist*innen auf die
dramatischen Folgen des Abbaus, Handels und der Verbrennung von Steinkohle
aufmerksam. Dies ist die erste erfolgreiche Aktion zivilen Ungehorsams im
Rahmen der Aktionstage.

Alexandra Korolewa, Leiterin der russischen Umweltorganisation EcoDefense
sagt in einer Solidaritätsbotschaft: "Die Menschen hier müssen handeln und
von der deutschen Regierung fordern, sofort aus der Kohle auszusteigen. Die
Importe aus Russland müssen beendet werden. Wir können nicht zehn oder
zwanzig Jahre länger warten. Stoppt nicht damit, nein zur Kohle und ja zu
erneuerbaren Energien zu sagen". Korolewa beantragte im Juni in Deutschland
politisches Asyl, da sie wie viele weitere Umweltschützer*innen in Russland
bedroht wird.

Konzerne wie EnBW, steag, Vattenfall und RWE importieren die Kohle aus
Ländern wie Russland, Kolumbien und den USA. In den Abbauregionen führt der
Bergbau zu Vertreibung, Mord und Zerstörung von Lebensgrundlagen. Das
Bündnis deCOALonize Europe kritisiert, dass dies Folgen der
Energiewirtschaft in Deutschland seien und fordert den sofortigen
Kohleausstieg.

"deCOALonize Europe schließt sich heute mit Aktionen dem Widerstand der
Menschen in den Abbauregionen an. Wir blockieren heute an verschiedenen
Orten die Steinkohle-Lieferkette. Das Klimapaket beweist wieder, dass die
Bundesregierung lieber kapitalistische Interessen bedient, als Antworten
auf die bevorstehende Klimakatastrophe zu finden.", sagt Aktivistin
Jennifer Schneiders aus Hamburg.

deCOALonize Europe ist ein Bündnis von Gruppen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der Lateinamerika- und Russlandsolidarität und
Initiativen gegen Kohle aus Deutschland, den Niederlanden und
Großbritannien. Sie haben sich zusammengeschlossen, um für den sofortigen
Kohleausstieg und für Klimagerechtigkeit zu kämpfen. In dem Buch "Still
Burning -Vom Kampf gegen die Steinkohleindustrie" informiert das Bündnis
über Steinkohleverbrennung in Deutschland und den Widerstand in den
Abbauregionen.




Informationen zum Aktionsrahmen und vielem mehr:

https://decoalonize-europe.net

Twitter: #deCOALonizeEurope, @deCOALonize_eu

 * 

Quelle:

Bündnis "deCOALonize Europe"

E-Mail: info@decoalonize-europe.net

Internet: https://decoalonize-europe.net/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/643: Klimakampf und Kohlefront - Klimasynode, Christen an die Front ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - Gemeinsame Pressemitteilung vom 01.10.2019

Klimasynode von unten im Rheinischen Braunkohlerevier

Anlässlich der Amazonassynode in Rom 


18.-20. Oktober 2019 in Düren



Aachen/Buir/Düren/Münster. Vom 18.-20. Oktober 2019 findet die "Klimasynode
von unten" im Rheinischen Braunkohlerevier statt. Anlass ist die
Amazonassynode der katholischen Bischöfe in Rom. Bei der "Klimasynode von
unten", die in Düren stattfinden wird, werden rund 80 engagierte
ChristInnen, Aktive aus der Klimabewegung und Interessierte teilnehmen, um
die Themen Ökologie und soziale Frage zu diskutieren.

«Die katholischen Bischöfe werden in Rom über die Herausforderungen im
Amazonasgebiet durch ökologische Zerstörung und deren soziale Folgen als
ein dramatisches globales Problem diskutieren. Dies wollen wir in Bezug auf
das Rheinische Braunkohlerevier übertragen», so Marie-Theres Jung,
Vorstandsmitglied im Diözesanrat der Katholiken im Bistum Aachen, das die
Klimasynode mitveranstaltet.

«Auch im Rheinland sind Christinnen und Christen mitten in den Konflikten
und Auseinandersetzungen und fragen sich, wie eine klare Positionierung von
Kirche zum Schutz der Schöpfung angesichts des Braunkohleabbaus entwickelt
werden kann. Hierfür soll die Klimasynode ein Ort sein», betont Irene
Mörsch, Vorsitzende des Katholikenrates Düren. Benedikt Kern, Theologe am
Institut für Theologie und Politik in Münster, das ebenfalls die Synode mit
organisiert, unterstreicht: «Es ist enorm wichtig, dass wir als ChristInnen
globale Perspektiven entwickeln, um auf politischer, ökonomischer und
kultureller Ebene die Klimakatastrophe aufzuhalten. Deswegen wird eine
wichtige Frage der "Klimasynode von unten" sein: Welche Formen der
gemeinsamen politischen Praxis der Klimabewegung und der Kirchen braucht es
dafür?»

Die Synode wird in der Dürener Kirche St. Marien stattfinden, teilweise
auch im von der Umsiedlung durch den Energiekonzern RWE betroffenen Dorf
Kerpen-Manheim und im Hambacher Forst - mittlerweile einem Symbol der
Klimabewegung. An den Podien beteiligen sich ExpertInnen zu Klima, der
Situation in Amazonien, politische TheologInnen und AktivistInnen von
Fridays for Future und "Ende Gelände".

Infos zum Programm sind abrufbar unter: 


https://www.itpol.de/klimasynode-von-unten-programm/

Veranstaltet wird die "Klimasynode von unten" vom Diözesanrat der
Katholiken im Bistum Aachen, der Initiative Buirer für Buir, dem Institut
für Theologie und Politik aus Münster und dem Katholikenrat Düren.

Zudem wird die Synode mit unterstützt von der Initiative Alle Dörfer
bleiben, dem Allerweltshaus Köln e.V., Kairos Europa, der Leserinitiative
Publik Forum e.V. sowie den pax christi Regionalgruppen Düren und
Erftstadt.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/2415: Hamburg - Strategien gegen Rechts in Bildung und Kultur, Kampnagel, 25./26.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

»Es geht uns alle an«:

Tagung zu Strategien gegen Rechts in Bildung und Kultur

Theorie / Rollstuhlgerecht

Eintritt frei

Anmeldung über den Ticketlink erforderlich

Fr, 25.10.2019 ab 19:00, K2, KMH, 6A, KX

https://shop.jetticket.net/kampnagel/events.aspx?eventid=5203

Sa, 26.10.2019 ab 13:00, K2, KMH, 6A, KX

https://shop.jetticket.net/kampnagel/events.aspx?eventid=5204



Was die Neue Rechte »Metapolitik« nennt, bezeichnet eine Strategie,
bei der gesellschaftliche Wertevorstellungen schrittweise zugunsten
rechter Ideologien verändert werden sollen, um die
»Meinungsführerschaft« zu erlangen. Bildung und Kultur nehmen in
diesem Szenario eine Schlüsselrolle ein. Inner- und
außerparlamentarisch sind in diesen Strukturen seit einigen Jahren
verstärkt Versuche spürbar, eine nationalistisch, völkisch und homogen
gedachte Vision der »deutschen Kultur« zu implementieren. Eine
selbstverständlich demokratische, antifaschistische Haltung wird von
rechten Parteien als »linksextreme Propaganda« betitelt. Akteur*innen
aus Kultur und Bildung sind in der freien Ausübung ihrer Tätigkeit
bedroht. Aber nicht Einzelne sind mit diesen Angriffen gemeint - sie
stehen symptomatisch für die versuchte Einflussnahme auf die gesamte
Gesellschaft: diese Gesellschaft ist heterogen, und ihre
Repräsentation auf Bühnen, in Bildern, Lehrplänen oder der
Jugendarbeit muss es auch sein. Die von der GEW initiierte Tagung ist
Plattform und Auftakt zur Allianzbildung, zwischen Kulturschaffenden,
Künstler*innen, Wissenschaftler*innen, Lehrkräften, Schüler*innen,
Jugendarbeiter*innen, Medienmacher*innen, Bildungsträger*innen und
allen anderen Betroffenen: Theoretischer Input trifft auf praktischen
Erfahrungsaustausch zur Entwicklung konkreter Handlungsoptionen, in
Vorträgen, Workshops und Podiumsdiskussionen. Die Teilnehmer*innen
können sich vernetzen, positionieren, solidarisieren - für eine
inklusive und diverse Gesellschaft, für freie Bildung und Kultur.


FREITAG 25.10.

20:00 

INSTITUTIONELLER RASSISMUS 

Vortrag von Saraya Gomis, Lehrerin und ehem.
Antidiskriminierungsbeauftragte der Berliner Senatsverwaltung für
Bildung

AB 22:00 

MUSIK & PARTY 

One Mother presents Global Feminist Bad(B)ass: Shygirl & Shannen SP


SAMSTAG 26.10.

13:00 -14:30 

VORTRÄGE zum Thema Bildung & Kultur unter Druck von Rechts u.a. von
Annika Eckel, Projektleitung der Partnerschaft für Demokratie
Lichtenberg

15:00 -16:30

WORKSHOPS


	zur Neuen Rechten als pädagogische Herausforderung (Projekt Dekonstrukt)

	zur Arbeit des Mobilen Beratungsteams gegen Rechts Hamburg (MBT): Wer wir sind, was wir tun und welche Herausforderungen uns in der Praxis rund um Rechtsextremismus begegnen

	zur Frage, wie KZ-Gedenkstätten auf Demokratie- und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit reagieren können (KZ-Gedenkstätte Neuengamme) zu antirassistischer Arbeit - Von Aktiventreffen bis Stammtischkämpfer*innen-Ausbildung (Aufstehen gegen Rassismus)

	zur Praxis der solidarischen Institution (Kampnagel-Team)

	zu Repräsentationen und Antirassismus in Stadtkultur (Dan Thy Nguyen, Kunstschaffender)

	zum Thema Antifeminismus (Rosa Luxemburg Stiftung Hamburg)

	zu antifaschistischer Arbeit (N.N.)

	zum Beutelsbacher Konsens - Ein Brandmelder für ein abgebranntes Haus? (Ramses Michael Oueslati, Lehrerbildner für das Fach Gesellschaft und Politik)



17:00 -19:00

PODIUM UND FISHBOWL

»Erfahrungen - Strategien - Zukunft« moderiert von
Politikwissenschaftlerin Carina Book mit Aktiven aus Schulen,
Kultureinrichtungen, den Bücherhallen, Bürgerhäusern sowie
Medienmacher*innen, Antifaschist*innen

VERABSCHIEDUNG EINER ERKLÄRUNG GEGENSEITIGER SOLIDARITÄT

Im Anschluss: Kulinarisches vom Restaurant Peacetanbul

22:00

KONZERT

Emel Mathlouthi

DETAILLIERTES PROGRAMM

https://www.gew-hamburg.de/themen/aktionen-und-kampagnen/es-geht-uns-alle-an-tagung-zu-strategien-gegen-rechts

Eine Kooperation von GEW Hamburg, Hamburger Bündnis gegen Rechts,
AStA Universität Hamburg, Rosa-Luxemburg-Stiftung,
KZ Gedenkstätte Neuengamme

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/985: Drogen im industriellen Maßstab (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 977

Drogen im industriellen Maßstab

Kleine Dealer und Konsumenten riskieren lange Haftstrafen.

Aber was ist mit »Big Pharma«?

von Mumia Abu-Jamal, September 2019



In den letzten Wochen haben wir von Vergleichsvorschlägen in Zivilprozessen
gegen große Pharmakonzerne gehört, die Hersteller von Opioiden wie
beispielsweise Oxycontin sind.

Opioide sind zum Teil synthetisch hergestellte Arzneimittel mit
schmerzlindernden Eigenschaften. Oxycontin kam 1995 auf den Markt und
zählte lange Zeit weltweit zu den Medikamenten mit den höchsten Umsätzen.
Der Konzern Purdue Pharma, hinter dem die Eigentümerfamilie Sackler steht,
soll sich nun mit den Behörden auf einen Vergleich in Milliardenhöhe
geeinigt haben.

Dieses Unternehmen steht im Zentrum von Ermittlungen gegen eine Branche,
die bei Zehntausenden Menschen in den USA eine Schmerzmittelabhängigkeit
ausgelöst haben soll. Zusätzlich stehen die Hersteller dieser Medikamente
laut Presseberichten im Verdacht, für eine hohe Zahl von Sterbefällen durch
hohe Dosen der Opioide verantwortlich zu sein. Von etwa 70.000 Opfern
jährlich allein in den USA ist die Rede. Kein Mann und keine Frau, der in
den USA je wegen Mordes in der Todeszelle saß, musste sich für eine auch
nur annähernd so hohe Zahl von Todesopfern verantworten. Außerdem hat es in
diesem Land noch nie einen Geschäftsführer gegeben, der wegen der Produkte
seines Unternehmens für solch hohe Opferzahlen haftbar gemacht worden wäre.

Diese Vorgänge regen einen ganz besonders auf, wenn man sich vor Augen
hält, welche verheerenden Auswirkungen der sogenannte Krieg gegen die
Drogen in den Vereinigten Staaten von Amerika hatte. In den letzten
Jahrzehnten sind so viele Menschen wegen Drogendelikten verhaftet und
verurteilt worden, dass in dieser Zeit der Begriff der »Masseninhaftierung«
geprägt wurde.

Zumeist junge Männer, oft wie ihre Altersgenossen mit Kapuzenpullovern und
Baseballmützen bekleidet, verkauften die Drogen in ihren Wohnvierteln oder
den Ghettos der US-Großstädte. Dafür wurden sie von der örtlichen Polizei
und Bundesagenten des FBI oder der Drogenbehörde »Drug Enforcement
Administration« (DEA) derart grausam verfolgt, dass man von einem Krieg des
Staates gegen seine eigenen Bürger sprechen muss. Dealer und
Drogenabhängige wurden wie Staatsfeinde behandelt und von den Gerichten oft
für Jahrzehnte ins Gefängnis geworfen. Nicht wenige Angeklagte sind in
Wiederholungsfällen sogar zu lebenslanger Haft verurteilt worden.

Wie wird im Gegensatz dazu mit »Big Pharma« umgegangen, also mit Konzernen,
die im industriellen Maßstab Drogen produzieren und Milliarden an Profiten
machen, indem sie mit diesen als »Arznei« verharmlosten Drogen die USA
überschwemmen?

Es ist eine Tatsache, dass in nur einem Jahr mehr US-Bürger an industriell
gefertigten Opioiddrogen gestorben sind als US-Soldaten in zehn Jahren
Vietnamkrieg! Während also kleine Drogendealer riskieren, für Jahrzehnte
ins Gefängnis geworfen zu werden, behandelt der Staat die Taten der
Großdealer in den Chefetagen der Pharmakonzerne wie Lappalien und geht nur
mit Zivilklagen gegen sie vor. Seit wann ist das Töten Tausender Menschen
ein Delikt, das man per Zivilrecht ahndet?

Wenn wir uns genau ansehen, was der »Krieg gegen die Drogen« in den USA
angerichtet hat und wen er letztlich traf, dann müssen wir feststellen,
dass dieser Krieg nichts mit dem Kampf gegen Drogen zu tun hatte, aber
alles mit der staatlichen Repression gegen das einfache Volk, die Armen und
Unterdrückten in den Ghettos und Barrios der Vereinigten Staaten von
Amerika.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 227 vom 30. September 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8763: Und morgen, den 07. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.10.2019 bis zum 08.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8763 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Nebel, Sonne, Herbstesfrische

laden Jean zum letzten Bad,

er besucht im Teich die Fische,

folgt nochmal des Sommers Pfad.
















Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/978: IMI-Kongress 2019 - Rüstung Digital. Neue Technologien für neue Großmachtkonflikte, 29.11.-01.12.2019


IMI-Mitteilung vom 24. September 2019

IMI-Kongress 2019

Rüstung Digital - Neue Technologien für neue Großmachtkonflikte

Datum: 29. November bis 01. Dezember

Ort: Tübingen, Österbergstr. 2 (Schlatterhaus)



Mit der verstärkten Ausrichtung auf Konflikte zwischen Großmächten erhält
auch die Auseinandersetzung um die Führerschaft bei militärisch relevanten
Technologien einen neuen Stellenwert. Allerorten ist von sog.
"Sprunginnovationen" die Rede, technische Quantensprünge, die es vor der
Konkurrenz zu entdecken und zu implementieren gelte. "Digitalisierung" ist
dabei nicht nur ein Modewort, sondern die Vision von einer umfassenden
"Kampfwertsteigerung" mit der Unterstützung durch Künstliche Intelligenz.
Sämtliche Komponenten der Kriegführung vom Kriegsschiff und Flugzeug über
den Panzer bis hin zum einfachen Soldaten sollen vernetzt und mit Sensoren
ausgestattet werden, um in Echtzeit Lagebilder des Kampfgeschehens zu
erstellen und in die Kommandozentralen zu übermitteln. Dieses "gläserne
Gefechtsfeld" soll die militärische Überlegenheit gewährleisten. Aktuelle
Rüstungsprojekte der Europäischen Union zielen darüber hinaus auf die
Kooperation zwischen bemannten und unbemannten Waffensystemen.

Die hiermit formulierten Ansprüche erfordern eine tiefgreifende
Umstrukturierung der Forschungslandschaft und der Rüstungsindustrie.
Digitale Systeme müssen dazu in deutlich kürzeren Zyklen entwickelt,
getestet, beschafft und für den Einsatz bereitgestellt werden -
Wissenschaft, Industrie und Militär deshalb enger kooperieren. Mit der
Beschleunigung technologischer Innovationen in der Kriegführung geht ein
Trend zum Aufbau einer "permanenten Kriegswirtschaft" einher.

Freitag-Abend ab 19 Uhr

- Auftaktveranstaltung - Digitale Flops und andere Absurditäten aus dem
Rüstungsalltag (Vorsicht: Anderer Veranstaltungsort als der Rest des
Kongresses: Schellingstr. 6 in der Hausbar)


Samstag 30. November 2019

12:00 - 12:15 Begrüßung

12:15 - 14:00 Geostrategie Digital

- USA, China, EU - Blockbildung durch Technologie (Christoph
Marischka)

- Weltraum als umkämpfte Domäne der Digitalisierung (Jürgen Wagner)

- Autonome Waffensysteme und der Versuch ihrer Regulierung (Claudia Haydt)

14:30 - 16:00 Gefechtsfeld Digital

- Videospiele als Vorbild des Schlachtfelds der Zukunft? (Michael Schulze
von Glaser)

- Mensch-Maschine: EU-Großprojekte zum Manned-Unmanned-Teaming (Marius
Pletsch)


16:30 - 17:30 Rüstung Digital

- Digitalisierung der Bundeswehr - Auf dem Weg in die Kriegswirtschaft?
(Martin Kirsch)

19:00- 21:00 Kontroverse: Digitalisierung als Chance?

- Feministische und antikapitalistische Positionen

Sonntag 01. Dezember 2019

10:00 - 11:00 Lobbyismus Digital

- Europas digitale Aufrüstung - Strukturen, Akteure und Interessen (Tobias
Pflüger)

11:15 - 12:45 Profiteure der digitalen Aufrüstung

- Drei Perspektiven von vor Ort - Thales, Airbus und Atos

13:00 - 14:30 Abschlusspodium


- Gegen die 2 Prozent - Alternativen zur Aufrüstung

Der Kongress wird unterstützt von: attac Tübingen, DFG-VK Tübingen,
DGBKreisverband Tübingen, Friedensplenum/Antikriegsbündnis Tübingen,
Rosa-Luxemburg-Stiftung Baden-Württemberg, ver.di Ortsverei Tübingen im FB
8

Weitere Informationen:

Für Verpflegung in den Pausen wird gesorgt. Auf Wunsch versuchen wir
private Übernachtungsmöglichkeiten zu organisieren (Anmeldung und
Schlafsack erforderlich). In diesem Fall bitte unbedingt mindestens eine
Woche vorher das Büro kontaktieren! Übernachtungsmöglichkeiten in Tübingen
finden sich u.a. unter www.tuebingen.de/uebernachten

Eine Kongressgebühr wird nicht erhoben, über Spenden zur Finanzierung des
Kongresses freuen wir uns natürlich.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die Teilnahme an einzelnen Vorträgen
und Veranstaltungen ist selbstverständlich möglich.

Anfahrt mit dem Zug:

Über Stuttgart oder Horb. In Tübingen zu Fuß vom Bahnhof über die
Neckarbrücke geradeaus die Mühlstraße hinauf bis zur KSK/Deutschen Bank,
dort scharf rechts (ca. 10 Minuten).

Anfahrt mit dem Auto:

Über die B 27 (Stuttgart bzw. Hechingen) oder die B 28 (Reutlingen bzw. A
81). In T übingen dann am Besten in einem der Parkhäuser in der Innenstadt
(sind ausgeschildert) oder etwas außerhalb der Innenstadt parken.

Wer weitere Informationen zum Kongress haben möchte, kann sich gerne im
IMI-Büro melden:

imi@imi-online.de


Plakat und Flyer zum herunterladen:

Plakat: https://www.imi-online.de/download/IMI_Kongress_Plakat_2019.pdf

Flyer: https://www.imi-online.de/download/IMI_Kongress_Flyer_2019_Web.pdf


Link zur IMI-Mitgliederkampagne

http://www.imi-online.de/2019/01/01/imi-mitgliederkampagne/

 * 

Quelle:

IMI-Mitteilung vom 24. September 2019

IMI-Kongress 2019

Rüstung Digital - Neue Technologien für neue Großmachtkonflikte

http://www.imi-online.de/2019/09/24/imi-kongress-2019-ruestung-digital-neue-technologien-fuer-neue-grossmachtkonflikte/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9184: Aus aller Welt - 06.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



China und Nordkorea seit 70 Jahren Freunde

Zum 70. Jahrestag der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen
China und Nordkorea haben Präsident Xi Jinping und Staatschef Kim
Jong in einem Telegrammaustausch die solide und beständige
Verbundenheit ihrer Länder gepriesen. Nach Informationen der
Nachrichtenagentur Xinhua bekräftigte Xi die Bemühungen Chinas, die
Entwicklung der chinesisch-nordkoreanischen Beziehungen
voranzutreiben. Kim erklärte, er wolle gemeinsam mit Xi den Frieden
und die Stabilität auf der Koreanischen Halbinsel und weltweit
wahren.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9184: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei überwältigt bewaffneten Mann in Fußgängerzone

Im rheinland-pfälzischen Grünstadt überwältigte die Polizei nach
eigenen Angaben am Samstagmittag einen Mann, der mit einer
Schreckschußpistole und einem Samuraischwert durch die Fußgängerzone
lief. Durch einen Schuß waren die Beamten auf den 50jährigen
aufmerksam geworden. Erst nach Abgabe eines Warnschusses habe er
seine Waffen niedergelegt und sich festnehmen lassen, teilte ein
Behördensprecher mit. Der stark betrunkene Mann wurde demnach in eine
psychiatrische Klinik eingeliefert.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9181: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkei entsendet Truppen an syrische Grenze

Die Türkei hat mit der Verlegung von Panzern und Artilleriegeschützen
in den südosttürkischen Grenzort Akcakale begonnen. Die Truppen seien
aus der Provinzhauptstadt Sanliurfa gekommen, wo im März ein
Kommandozentrum für die schon seit langem geplante Offensive gegen
die kurdischen Milizen in Nordsyrien eingerichtet worden sei,
berichtete die Nachrichtenagentur Anadolu. Präsident Recep Tayyip
Erdogan hatte am Samstag vor Parteimitgliedern in Ankara angekündigt,
daß die Türkei kurz vor einem Militäreinsatz in Syrien stehe. Ziel
einer Offensive wären die kurdischen YPG-Milizen östlich des Flusses
Euphrat, die an der türkisch-syrischen Grenze Gebiete kontrollieren.
Die kurdischen Volksverteidigungseinheiten werden von der Türkei als
terroristische Vereinigung betrachtet.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9183: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne geben radikale Klimapläne bekannt

Die Grünen wollen dem Klimapaket der großen Koalition ein
weitreichendes Maßnahmenbündel entgegensetzen. In einem 29 Seiten
langen Leitantrag für den Parteitag Mitte November formulierte der
Bundesvorstand einen radikal realistischen und sektorenübergreifenden
Maßnahmenkatalog, der einen neuen Anlauf in der Klimapolitik
einleiten soll, wie es in der Vorlage heißt. In dem Antrag fordert
die Parteispitze unter anderem weniger Fleisch zu produzieren und den
Bau neuer Bundesstraßen zu stoppen. Statt dessen solle die
vergleichsweise klimafreundliche Bahn ausgebaut werden. Auch sollen
ab 2030 keine Autos mit Verbrennungsmotoren mehr zugelassen werden.
SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich warf den Grünen vor, neoliberal zu
agieren.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9181: Tragisches und Kurioses - 06.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Paraglider in Schleswig-Holstein abgestürzt

Ein 37jähriger Paraglider ist in der Gemeinde Schwedeneck an der
Ostsee von einer Steilküste gestürzt. Ein Rettungshubschrauber
brachte den schwer verletzten Mann in die Kieler Uniklinik. Er hatte
noch selbst die Rettungskräfte alarmiert. Nach ersten Erkenntnissen
der Polizei könnte ein Pilotenfehler den Absturz verursacht haben.

6. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8266: Aus Forschung und Technik - 06.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Astronauten schrauben neue Batterien an die ISS-Außenhülle

Die NASA-Astronauten Christina Koch und Andrew Morgan haben heute
damit begonnen, zwei neue Lithium-Ionen-Batterien von jeweils 194
Kilogramm Masse an der Außenhülle der Internationalen Raumstation ISS
zu montieren. Die Arbeit bildet den Auftakt zu einer Serie von
Außenbordeinsätzen. Der erste von insgesamt noch zehn geplanten
Ausstiegen in diesem Jahr soll mehr als sechs Stunden dauern.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8280: Aus aller Welt - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Griechenland und USA unterzeichnen Militär- und Wirtschaftspakt

Griechenlands Außenminister Nikos Dendias und US-Außenminister Mike
Pompeo haben am Samstag in Athen eine Vereinbarung zur engeren
militärischen Zusammenarbeit ihrer beiden Länder unterzeichnet.
Medienberichten zufolge wird das US-Militär zusätzlich zu seinem
Marine- und Luftwaffenstützpunkt auf Kreta zwei Flughäfen im
Landesinnern etwa für Drohneneinsätze im östlichen Mittelmeerraum
sowie den Hafen von Alexandroupolis an der Grenze zur Türkei nutzen
können. Außerdem solle die Kooperation im Bereich Wirtschaft und
Energie ausgebaut werden, hatte zuvor Ministerpräsident Kyriakos
Mitsotakis auf einer Pressekonferenz angekündigt. Das Staatsfernsehen
ERT berichtete darüber. Die US-Regierung ist gewillt, Griechenlands
Anspruch auf die bei Zypern liegenden Gasvorkommen gegenüber der
Türkei zu unterstützen. Pompeos Besuch war von Protestaktionen gegen
den Militärpakt begleitet. Rund 3000 Demonstranten unter der Ägide
der Kommunistischen Partei Griechenlands (KKE) forderten vor dem
Parlament in der Hauptstadt den Außenminister zum Verlassen des
Landes aus. Dieser blieb allerdings bis Sonntag. Im Verlauf der
Kundgebung fanden harte Auseinandersetzungen der Teilnehmer mit
Polizeikräften statt.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8235: Medizin und Gesundheitswesen - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Diesmal keine Engpässen bei der Grippeimpfung

Während es in den letzten Jahren immer wieder zu Engpässen bei der
Versorgung mit Grippeimpfstoffen kam, soll es diesmal ganz anders
werden. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, wurden nach Angaben
des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) bis Ende September bereits rund 16,5
Millionen Impfdosen freigegeben. Im Jahr davor waren für die gesamte
Grippesaison nur rund 15,7 Millionen verwendet worden. Daher geht das
PEI davon aus, daß es dieses Mal nicht wieder wie in der Grippesaison
2018/2019 zu einem Engpaß an Grippeimpfstoff kommen wird. Bekanntlich
verlief die Erkrankung während der Grippewelle 2017/2018 bei vielen
Menschen schwer, und es starben auch überdurchschnittlich viele. In
der Folge sollten sich in der Saison 2018/2019 mehr Menschen impfen
lassen, so daß es zu den Engpässen an Impfstoff kam.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8268: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Vier Obdachlose in Manhattan in einer Nacht erschlagen

Im New Yorker Stadtteil Manhattan Chinatown sind in der Nacht auf
Samstag (Ortszeit) vier Obdachlose erschlagen worden. Ein fünfter
Obdachloser wurde mit schweren Kopfverletzungen ins Krankenhaus
gebracht. Die Polizei griff in der Gegend der Tatorte einen
24jährigen Tatverdächtigen auf, der ein blutverschmiertes, fast einen
Meter langes Metallrohr bei sich trug. Bei dem Mann soll es sich
ebenfalls um einen Obdachlosen handeln. Die New York Times
berichteten darüber.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8190: Sprache, Kunst und Medium - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Heeder Linde ist Deutschlands erster Nationalerbe-Baum

Die Einwohner in der kleinen emsländischen Gemeinde Heede sind sehr
stolz auf ihre "Dicke Linde", die jetzt zum bundesweit ersten
Nationalerbe-Baum ernannt wurde.

Der Ort profitiert von der touristischen Attraktion und wirbt gern mit
seiner "Tausendjährigen Sommerlinde", auch wenn konservative Stimmen
eher von 600 bis 800 Jahren sprechen. Weil die Jahresringe natürlich
nicht gezählt können, sind nach Angaben von NDR 1 Niedersachsen
Experten der Universität Osnabrück dabei, genauere Daten zu ermitteln,
die voraussichtlich im November veröffentlicht würden. Auch wenn
etliche der schweren Äste abstützt werden müssen, gilt der Baum, der
so vieles gesehen und erlebt hat, als kerngesund.

Der Umfang des imposanten Baums wird mit 17 Metern angegeben. Auch das
ist bei der Zerklüftung des Stamms schwierig zu beurteilen. Jedenfalls
wurde die Heeder Linde bereits 2014 als "Champion Tree", zum dicksten
vollstämmigen Baum Deutschlands erklärt.

Wie das Kuratorium Nationalerbe-Bäume mitteilte, sollen in Deutschland
insgesamt 100 sehr alte Bäume zum Nationalerbe erklärt werden.

6. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8257: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Türkei verlegt Militärkräfte an die Grenze zu Syrien

Wie von Präsident Erdogan angekündigt, hat die Türkei Militärkräfte
an die Grenze zu Syrien verlegt. Die staatliche Nachrichtenagentur
Anadolu berichtete am Sonntag von neun Transportern,
Militärfahrzeugen und einem Bus mit Soldaten, die in der Grenzstadt
Akcakale eingetroffen seien. Die türkische Regierung plant die
Einrichtung einer sogenannten Sicherheitszone auf syrischem Gebiet
entlang der Staatsgrenze. Aus der Region sollen die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) vertrieben werden. Diese bekämpfen
für die USA die Milizen des Islamischen Staats. Deswegen muß Erdogan
bislang beim Thema Sicherheitszone auf die militärische Unterstützung
der USA verzichten. Er hatte Washington eine Frist für konkrete
Maßnahmen bis Ende September gesetzt. Die türkische Regierung plant
für die Zeit nach der Offensive in Syrien die Umsiedlungen von
Millionen syrischer Kriegsflüchtlinge in die Sicherheitszone. Dafür
interessierten sich Bundesinnenminister Seehofer und der
EU-Migrationskommissar Avramopoulos, die letzte Woche mit
Regierungsvertretern in Ankara sprachen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8271: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesvorstand der Grünen legt Leitlinien für Klimapolitik vor

Der Bundesvorstand von Bündnis 90/Die Grünen hat am Samstag einen
Leitantrag für die Bundesdelegiertenversammlung im November
vorgelegt. Der 29seitige Katalog unter dem Titel "Handeln - und zwar
jetzt! Maßnahmen für ein klimaneutrales Land" listet, wie es die
Grünen nennen, radikal realistische Vorschläge für einen neuen Anlauf
in der Klimapolitik auf. Unter anderem geht es dabei um eine
deutliche Verteuerung von Kohlendioxidemissionen gegenüber
entsprechenden Vorschlägen der Koalition. Außerdem sollen der Einbau
von neuen Ölheizungen ab sofort und Gasheizungen ab 2025 verboten
werden. Die Grünen wollen dafür sorgen, daß innerhalb von drei Jahren
bei den Kraftwerken mindestens ein Viertel der Braunkohlekapazitäten
und ein Drittel der Steinkohlekapazitäten abgeschaltet werden. Bis
2030 sollen keine Autos mit Verbrennungsmotor mehr zugelassen werden.
Als sozialen Ausgleich für Geringverdiener schlagen die Grünen die
Einführung eines sogenannten Energiegeldes von erstmal 100 Euro pro
Kopf sowie eine Absenkung der Stromsteuer vor. Ab 2025 sollen keine
neuen Bundesstraßen mehr gebaut werden. Dafür setzen die Grünen auf
den Ausbau des Schienenverkehrs. Die Landwirte sollen weniger Fleisch
produzieren, und die Bevölkerung soll eine vegetarische oder gar
vegane Ernährung mit größerer Selbstverständlichkeit annehmen. Als
Vollarbeitszeit soll eine Wahlarbeitszeit zwischen 30 und 40
Wochenstunden gelten. Büroarbeiten sollen auf Wunsch zu Hause
erledigt werden können. Darüber hinaus schwebt den Grünen ein
Mindeststundenlohn von zwölf Euro vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8240: Tragisches und Kurioses - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Dortmunds Stadtverwaltung will gegen Müllsünder vorgehen

Die Stadt Dortmund will künftig energischer gegen Personen vorgehen,
die Müll illegal entsorgten. Nach einem Probelauf mit zwei
"Mülldetektiven" sollen künftig vier solcher Zweier-Teams die Arbeit
aufnehmen.

Dabei werden auch gleich die rechtlichen Schwierigkeiten ausgeräumt,
die es den Ermittlern schwer machte, gegen Müllfrevler vorzugehen.
Während die Ermittler bisher einer Firma angehörten, die bestenfalls
Fotos machen, aber niemanden anzeigen konnten, soll demnach zu jeder
Patrouille auch ein städtischer Mitarbeiter gehören, der die
Personalien von ertappten Müllfrevlern aufnehmen und eine Anzeige
schreiben darf.

Laut WDR1 soll Dortmunds Rat im November eine Entscheidung über die
neuen Detektive fällen. In anderen Städten des Ruhrgebiets, wie
beispielsweise in Hagen, sollen die Detektive bereits erfolgreich im
Einsatz sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8269: Arbeit, Soziales und Familie - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Massendemonstration in Bolivien zur Abwahl von Präsident Morales

In Bolivien sind bis zu 1,5 Millionen Menschen in die Metropole Santa
Cruz de la Sierra marschiert und haben dazu aufgerufen, am 20.
Oktober nicht den amtierenden, linksgerichteten Präsidenten Evo
Morales zu wählen, sondern den der Wirtschaft nahestehenden
Ex-Präsidenten Carlos Mesa.

Redner der Kundgebung in Santa Cruz warfen Morales vor, nicht genug
für die Bekämpfung Zehntausender Wald- und Buschbrände zu tun, die
inzwischen Hunderttausende Hektar Trockenwald, Naturschutzgebiete und
Weideland zerstört haben. Morales soll den Notstand ausrufen und das
Ausland um Hilfe bitten. Die Regierung hat inzwischen Löschflugzeuge
aus dem Ausland angefragt. Außerdem steht zu erwarten, daß die Feuer
bei der bereits einsetzenden Regenzeit verlöschen. Vor wenigen Tagen
erst hatte Morales der Vollversammlung der Vereinten Nationen
berichtet, daß Bolivien den Kampf gegen das Feuer gewinnen werde.

Der Protestzug am späten Freitagabend (Ortszeit) war Anfang der Woche
von Organisationen der Indigenen gestartet worden, als die Brände
unter anderem die Ernten der Landbevölkerung an Papaya und Maniok
vernichteten. Darüber hinaus mußte in einigen Gegenden rund um Santa
Cruz wegen anhaltender Dürre Wasser rationiert werden.

Im August hatte Morales ein Dekret erlassen, welches den Bauern in
zwei Amazonasprovinzen erlaubte, für ihren Anbau statt fünf Hektar
zwanzig Hektar Land zur roden. Diese Maßnahme soll zu vermehrter
Brandrodung und den unkontrollierten Feuern geführt haben. Die
Flächenbrände hatten bereits im Mai begonnen, verstärkten sich jedoch
im August. Verteidigungsminister Javier Zavaleta warf Saboteuren,
Bauern und Landbesitzern vor, die Feuer zu legen und bereits
gelöschte Brände wieder anzufachen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8246: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Künstliche Befruchtung soll Sumatra-Nashorn retten

Das wird ein Foto-Finish. Bekanntlich stehen die Sumatra-Nashörner
kurz vor dem Aussterben. Dem soll mit künstlicher Befruchtung Abhilfe
geschaffen werden. Wie dpa meldete, ist es Forscher gerade
gelungen, dem letzten weiblichen Tier des Landes namens Iman eine
Eizelle zu entnehmen. Diese soll nun mit aufbewahrtem Sperma von
Malaysias letztem männlichen Nashorn Tam befruchtet werden, das Ende
Mai im Alter von etwa 35 Jahren gestorben war. Falls die Befruchtung
gelingt, soll der Embryo von einer Leihmutter - einem in Indonesien
lebenden Sumatra-Nashorn - ausgetragen werden. Schätzungen zufolge
soll es weniger als hundert Sumatra-Nashörner geben. Die meisten der
in verstreuten Restbeständen Tiere leben auf Sumatra, sehr wenige auf
Borneo. Rodungen für Palmölplantagen, Papierproduktion und Bergbau
haben ihren Lebensraum in den vergangenen Jahrzehnten immens
verringert. Außerdem wurden zahlreiche Sumatra-Nashörner Opfer von
Wilderern. Pulverisiertes Horn gilt in vielen asiatischen Ländern als
Medizin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8257: Märkte und Finanzen - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Ende des Jahres über eine Billion Euro auf Girokonten

Das Analysehaus Barkow Consulting hat für das Hamburger Startup
Deposit Solutions hochgerechnet, daß die Bundesbürger Ende des Jahres
auf ihren Girokonten mehr als eine Billion Euro deponiert haben
werden. Oft werfen diese gebührenpflichtigen Konten keine Rendite ab.
Auf Tagesgeldkonten werden schätzungsweise weitere 566 Milliarden
Euro liegen, die ebenfalls niedrig bezinst werden. Den Angaben von
Deposit Solutions zufolge sind die Guthaben auf zinslose Konten fünf
Jahre lange jeweils um zwölf Prozent gestiegen. Pro Bundesbürger ab
14 Jahren lagen im vergangenen Jahr 12.400 Euro auf Girokonten und
rund 13.300 Euro auf Tagesgeldkonten. Die Untersuchung greift auf
Daten der Deutschen Bundesbank, der Europäischen Zentralbank, des
Statistischen Bundesamtes, der Statistikbehörde Eurostat und des
Instituts für Mittelstandsforschung zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8269: Aus Forschung und Technik - 06.10.2019 (SB)




VOM TAGE



ISS-Astronauten stellen Energieversorgung sicher

Ein Anfang ist gemacht. Mehr als sechs Stunden benötigten die beiden
US-Astronauten Christina Koch und Andrew Morgan, um neue
Lithium-Ionen Batterien an der Außenwand der Internationalen
Raumstation ISS anzubringen. Für Oktober sind dpa zufolge noch
weitere fünf Außeneinsätze geplant, um die Arbeit fertigzustellen.
Fünf weitere Male sind dann im November und Dezember für andere
Reparaturarbeiten anberaumt.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1927: Regierungspressekonferenz vom 2. Oktober 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 2. Oktober 2019

Regierungspressekonferenz vom 02. Oktober 2019

Themen: Kabinettssitzung (Ergänzung des Gesetzentwurfs über die
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2020/Ergänzung
des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 2020/Entwurf des Wirtschaftsplans des
Sondervermögens "Energie- und Klimafonds" für das Jahr 2020, Erster
Open-Data-Fortschrittsbericht der Bundesregierung), Einigung der
Trilateralen Kontaktgruppe, Klimaschutzprogramm 2030, Reise des
Bundesinnenministers in die Türkei und nach Griechenland, Seenotrettung im
Mittelmeer, Schutz des Amazonas-Regenwalds, Austritt Großbritanniens aus
der Europäischen Union, Rückkehr der deutschen Polizeiausbilder nach Kabul,
Pläne für eine Sicherheitszone in Syrien, Standortverfahren zur
"Forschungsfertigung Batteriezelle", Entscheidung über einen Ersatz für die
Tornado-Flugzeuge der Bundeswehr, politische Situation in Peru, Stand der
Aufklärung des Mordes an dem saudischen Journalisten Jamal
Khashoggi


Sprecher: SRS'in Demmer, Fichtner (BMU), Kuhn (BMF), Alter (BMI), Breul
(AA), Deutschbein (BMZ), Abt (BMBF), Routsi (BMVg), Eichler (BMWi)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Das Bundeskabinett hat am 26. Juni 2019 den
Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2020 und den Finanzplan bis 2023
beschlossen. Nachdem sich die Bundesregierung am 25. September auf die vom
Kabinettsausschuss Klimaschutz vorgelegten Eckpunkte für das
Klimaschutzprogramm 2030 festgelegt hat, werden mit der heute im Kabinett
beschlossenen Ergänzung des Regierungsentwurfs des Bundeshaushalts und dem
Entwurf des Wirtschaftsplans des Sondervermögens "Energie- und Klimafonds"
für das Jahr 2020 die haushaltsmäßigen Voraussetzungen zur Umsetzung der
vergangene Woche beschlossenen klimapolitischen Vereinbarungen der
Bundesregierung geschaffen.

Das umfassende Klimaschutzprogramm zur Einhaltung der Klimaziele bis 2030
umfasst vor allem Anreize für klimafreundlicheres Verhalten, umfangreiche
klimapolitische Investitionen, eine CO2-Bepreisung im Verkehrs- und
Gebäudebereich sowie die Verpflichtung, die Einhaltung von Klimazielen
kontinuierlich zu überprüfen und nachzusteuern, wenn die angestrebten Ziele
verfehlt werden. Die klimapolitischen Maßnahmen haben einen Umfang von
insgesamt 54,4 Milliarden Euro bis zum Jahr 2023.

Ein wesentliches Ziel der Bunderegierung war die sozial gerechte
Ausgestaltung des Klimapakets. Daher werden Fördermaßnahmen so
ausgerichtet, dass auch Menschen mit Kleinem oder mittlerem Einkommen auf
umweltfreundliche Alternativen umsteigen können, bei Heizungen genauso wie
bei Elektrofahrzeugen. Alle zusätzlichen Einnahmen aus der CO2-Bepreisung
werden dazu verwendet, Klimaschutzfördermaßnahmen zu finanzieren oder den
Bürgerinnen und Bürgern zurückgegeben, etwa über sinkende Strompreise.
Fernpendler werden steuerlich entlastet; Bahnfahren wird billiger. Um
soziale Härten aufgrund steigender Heizkosten zu vermeiden, werden
Wohngeldbezieher durch eine zehnprozentige Erhöhung des Wohngeldes
entlastet. Erhöhte Energiekosten werden bei den Transferleistungen bereits
nach den festgelegten Verfahren berücksichtigt.

Dann hat die Bundesregierung heute den ersten Open-Data-Fortschrittsbericht
beschlossen. Inhalt des Berichts sind die Fortschritte der Bundesregierung
bei der Bereitstellung von offenen Daten nach dem sogenannten
Open-Data-Gesetz.

Mit dem Open-Data-Gesetz wurde im Juli 2017 das E-Government-Gesetz
geändert. Die Bundesbehörden sind seitdem verpflichtet, unbearbeitete
Daten, die sie zur Aufgabenerfüllung erhoben haben, aktiv zum Datenabruf
bereitzustellen. Konkret geht es dabei um anonymisierte Statistiken,
Messwerte oder Sachinformationen, bei denen nichts gegen eine
uneingeschränkte Weiterverwendung spricht. Gemeinsam mit Karten oder
Wetterdaten können diese dann Grundlage wissenschaftlicher Forschung,
nützlicher Smartphoneapps oder journalistischer Recherchen sein. Daten, die
dem Datenschutz unterliegen oder Rechte Dritter berühren, sind davon
selbstverständlich nicht erfasst.

Die Bereitstellung offener Daten bietet Chancen, um die Nachvollziehbarkeit
des Verwaltungshandelns zu verbessern, die Partizipation durch Bürgerinnen
und Bürger zu vergrößern und Impulse für neue Geschäftsmodelle und
Innovationen zu schaffen.

Mit der Einführung der gesetzlichen Verpflichtung zur Bereitstellung
offener Daten ist ein Kulturwandel in den Behörden angestoßen worden. Der
Fortschrittsbericht zeigt, dass die Behörden bei diesem Wandel Zeit und
Ressourcen benötigen. Eine zentrale Stelle zur Unterstützung der Behörden,
nämlich das Kompetenzzentrum Open Data, befindet sich deshalb derzeit im
Aufbau.

Dann habe ich etwas Erfreuliches mitzuteilen. Die Bundesregierung begrüßt
die Einigung, die gestern in Minsk von der Trilateralen Kontaktgruppe
erreicht wurde. Dort wurde zum einen eine weitere Truppenentflechtung
beschlossen, und zum anderen wurden für die nicht unter Regierungskontrolle
stehenden Teile des Donbass die gesetzlichen Voraussetzungen für das
Inkrafttreten des Sonderstatus nach späteren Kommunalwahlen in diesen
Gebieten geschaffen.

Die Einigung ist das Ergebnis intensiver Verhandlungen auf Ebene der
außenpolitischen Berater der Staats- und Regierungschefs und ein wichtiger
Schritt auf dem Wege zur Umsetzung der Minsker Vereinbarungen. Wir begrüßen
insbesondere das Engagement des ukrainischen Präsidenten Selensky, der im
Interesse einer Friedenslösung im Donbass konstruktiv vorangeschritten ist.

Die gestrige Einigung ebnet den Weg zu einem baldigen Gipfeltreffen im
Normandie-Format. Weil Sie sicherlich gleich fragen würden, wann das denn
stattfinden soll: Dazu halten wir Sie auf dem Laufenden. Einen Termin kann
ich Ihnen hier noch nicht nennen.

Frage (zum Klimaschutzprogramm 2030): Heute Morgen ist nicht das komplette
Papier beschlossen worden. Warum nicht, und inwiefern wird das den
Terminplan durcheinanderwirbeln? Denn Sie werden sich ja etwas dabei
gedacht haben, das nicht heute zu tun.

SRS'in Demmer: Es stand für heute nicht auf dem Kabinettsplan. Alle haben
intensiv daran gearbeitet, es so schnell wie möglich ins Kabinett zu
bringen. Für nächste Woche steht es auf dem Plan.

Zusatzfrage: War es denn nie für heute geplant? Denn es wurde so
interpretiert.

SRS'in Demmer: Es wurde daran gearbeitet. Alle Seiten haben intensiv daran
gearbeitet, es so schnell wie möglich fertigzubekommen, weil es uns, wie
Sie wissen, ein großes Anliegen ist. Es ist aber eben auch ein dickes
Brett. Es geht dabei um 200 Seiten. Diese sind jetzt in der Abstimmung, die
nächste Woche abgeschlossen werden wird.

Frage: Meine Frage richtet sich an das BMU. Was genau sind die Änderungen
zwischen den 20 Seiten und den 200 Seiten?

Fichtner: Es sind zwei unterschiedliche Dokumente. Die Eckpunkte, die das
Klimakabinett beschlossen hat, kennen Sie alle, 22 Seiten. Daneben gibt es
die Langfassung des Klimaschutzprogramms 2030. Diese Langfassung wurde an
die Ergebnisse im Klimakabinett angepasst. Das ist in der vergangenen Woche
geschehen. Parallel dazu wurde heute auch der Wirtschaftsplan des Energie-
und Klimafonds beschlossen. Das ist sozusagen das Pendant zur Langfassung.

Sie haben gerade gefragt, ob das den Terminplan durcheinanderbringe. Sofern
es nächste Woche im Kabinett ist, ist kein Schaden entstanden. Bei den
Vorbereitungen und bei der Gesetzesarbeit werden wir uns nicht aufhalten
lassen. Die Arbeiten zum Beispiel am Klimaschutzgesetz und an anderen
gesetzlichen Umsetzungen laufen trotzdem in den jeweiligen Ministerien. Das
gilt für uns, und das gilt sicherlich auch für alle anderen betroffenen
Ressorts.

Frage: Meine Frage richtet sich an die Regierungssprecherin und vielleicht
auch an das Umweltministerium. Weiß man überhaupt, welche Themen in dem
Klimaprogramm, das nächste Woche in das Kabinett gehen soll, geklärt sein
sollen? Ich nenne einmal die Kfz-Steuer, die Lkw-Maut, die
Luftverkehrsabgabe. Soll das überhaupt darin geklärt werden, oder ist man
sich noch nicht einmal darüber einig, welche Fragen man denn eigentlich
klären will?

SRS'in Demmer: Dieses Klimaschutzprogramm gibt es ja in Papierform. Es
befindet sich in einem ganz normalen Abstimmungsprozess zwischen den
Ressorts. Wie Sie alle wissen, ist es ein umfassendes Programm. Das machen
wir jetzt sorgfältig. Nächste Woche ist es, wie gesagt, im Kabinett.

Zusatzfrage: Kann man vielleicht zwei, drei Beispiele dafür nennen, was
erklärt werden soll?

SRS'in Demmer: Über die internen Abstimmungsprozesse geben wir hier ja
selten Auskunft.

Zusatz: Nein, ohne die Inhalte, nur einfach die Themen!

Fichtner: Ich kann es vielleicht so beschreiben, dass es wie eine richtig
lange To-do-Liste ist, auf der die Maßnahmen, die in den nächsten Monaten
auf den Weg gebracht werden sollen, detailliert beschrieben werden,
detaillierter als in den Eckpunkten, aber natürlich noch nicht so
detailliert, wie es am Ende in der gesetzlichen Umsetzung der Fall sein
wird.

Im Programm befindet sich auch die Festlegung, dass alles, was gesetzlich
umgesetzt werden soll, noch in diesem Jahr das Bundeskabinett passieren
wird. Spätestens dann werden Sie zu den von Ihnen genannten Punkten die
ganz konkreten, detaillierten Festlegungen finden. So etwas kann ein
Programm nicht leisten. Denn dann hätte es noch viel mehr als 200 Seiten.
Aber Sie können sich darauf verlassen, dass es im Kabinett noch in diesem
Jahr in der Umsetzung in allen Details feststehen wird.

Frage: Zwei Lernfragen zu diesem Programm:

Erstens, vielleicht an das BMU: Wie viele Gigatonnen an Treibhausgasen darf
Deutschland überhaupt noch verbrauchen?

Zweitens: Wie viel wird nach Ihren aktuellen Plänen mit diesem Klimapaket
verbraucht werden?

Fichtner: Sie fragen nach einem Budget, das es als solches in der
internationalen Politik und im Völkerrecht nicht gibt. Wir orientieren uns
am Pariser Klimaschutzabkommen. Das Pariser Klimaschutzabkommen wiederum
orientiert sich am Weltklimarat und sieht vor, dass wir in der zweiten
Hälfte des Jahrhunderts weltweit Treibhausgasneutralität erreichen. Die
Industrieländer müssen dabei vorangehen. Daran orientiert sich bei uns der
Klimaschutzplan und auch dieses Klimapaket.

Man hat sich in Paris eben nicht darauf verständigt, dass ein weltweites
CO2-Budget auf Staaten heruntergebrochen wird. Das gab es einmal im Vorfeld
des Gipfels in Kopenhagen als Idee. Das ist aber gescheitert, weil es
einfach in der Welt nicht umsetzbar war.

In Paris hat man sich dann von diesem Top-down-Ansatz verabschiedet und
sich für einen Bottom-up-Ansatz entschieden, der so aussieht, dass Staaten
sich selbst Ziele setzen. In Paris war allen bewusst, dass die dort
eingereichten Ziele noch nicht ausreichen, um das 2-Grad-Ziel zu erreichen.
Mit den momentan vorhandenen Klimazielen ist die Welt eher auf einem Kurs
von 3 bis 4 Grad. Darum wurde in Paris auch vereinbart, dass die Staaten
alle fünf Jahre ehrgeizigere Ziele einreichen müssen. Das nächste Mal wird
das im Jahr 2020 der Fall sein, danach im Jahr 2025. Der Leitgedanke
dahinter ist, dass wir in diesen Zyklen schrittweise immer besser werden
und so auch dahinkommen, das 2-Grad-Ziel oder bestenfalls das 1,5-Grad-Ziel
zu erreichen. Insofern gibt es auf Ihre Frage keine Zahl, die man nennen
könnte.

Zusatz: Es gibt ja trotzdem Wissenschaftler, auch vom IPCC, von der
Bundesregierung, von Beiräten, die Sie selbst eingesetzt haben, die
ausgerechnet haben, dass 7,5 Gigatonnen an Treibhausgasen von Deutschland
noch ausgestoßen werden dürften. Ihre Pläne würden das Doppelte bedeuten.
Das heißt doch, dass Ihre Pläne nicht die eigenen Ziele erreichen können.

Fichtner: Das heißt, das ist etwas, was Wissenschaftler tun - das sollen
sie ja auch -, und in die Debatte einbringen. Aber was Sie nicht behaupten
können, ist, dass das wiederum das Gleiche ist wie das völkerrechtliche
Ziel. Der Anspruch ist natürlich, 2 Grad oder 1,5 Grad zu erreichen. Aber
eine solche Zahl gibt es in der internationalen Rechtsordnung nicht,
sondern wir gehen tatsächlich schrittweise so vor, wie ich das gerade
beschrieben habe, nämlich mit diesem Ambitionsmechanismus und dass man
schrittweise immer besser wird. Aber nicht mit dem Budgetansatz.

Frage: Herr Fichtner, nur um kurz genau darauf zurückzukommen: Sie haben ja
auf den IPCC verwiesen. Dieser hat im letzten Jahr in seinem
1,5-Grad-Bericht deutlich gesagt, dass es eine klare wissenschaftliche
Basis für ein Klimabudget gibt. Der Begriff "Klimabudget" taucht in dem
Bericht auf. Richtet sich denn die Bundesregierung in ihrem Vorhaben nach
politischen Vereinbarungen - so habe ich Sie jedenfalls verstanden -, oder
will man den wissenschaftlichen Zielen folgen und jedenfalls perspektivisch
ein Klimabudget einhalten, das dieses 1,5-Grad-Ziel erreichen kann?

Fichtner: Das ist im Grunde keine nationale Frage, sondern eine globale
Frage. An Deutschland und Europa ist dieser Ansatz natürlich damals in
Kopenhagen nicht gescheitert, sondern an anderen.

Jetzt gibt es das Pariser Abkommen, an dem wir uns orientieren, das in der
richtigen Umsetzung auch dazu führen kann, dass man die Ziele erreicht.

Was ich noch ergänzen könnte, ist, dass wir im Europarecht Budgets haben.
In der Umsetzung des Pariser Abkommens gibt es das europäische Ziel, das
auf Ziele für die einzelnen Mitgliedstaaten heruntergebrochen wurde. Dort
gibt es für den Verkehrs- und Gebäudebereich ein deutsches Ziel, das
tatsächlich im Budget ist. Wenn das überschritten wird, muss Deutschland
Zertifikate zukaufen.

Im Emissionshandelsbereich gibt es auch ein Budget. Insofern wird im
Emissionshandel bei der Umsetzung auch mit Budgets gearbeitet.

Frage: Damit ist die Frage des Kollegen Jordans, die im Grunde auch meine
Frage war, immer noch nicht beantwortet. Welche Rolle spielt in den
Berechnungen und Zielsetzungen der Bundesregierung dieser Wert von 7,5
Gigatonnen, der ein wissenschaftlich hinterlegter ist und von Institutionen
stammt, die die Bundesregierung selbst eingesetzt hat? Nehmen sie ihn zu
Kenntnis, ignorieren sie ihn und sagen "der spielt jetzt keine Rolle" oder
hat er für Sie irgendeine Bedeutung als Form von Referenz, die Sie
zumindest anstreben?

Fichtner: Sie stellen diesen Wert jetzt so hin, als sei er der einzig
richtige. Es ist ein Wert, den man ausrechnen kann. Aber er unterliegt
natürlich allen möglichen Annahmen. Sie müssen dafür Annahmen treffen, wie
eigentlich eine weltweit gerechte Verteilung von CO2 wäre. Sie müssen
andere Annahmen treffen, die aber international nicht vereinbart sind. Es
gibt keine internationale Umsetzung eines solchen Budgetansatzes auf
globaler Ebene. Darum gibt es jetzt auch nicht eine weltweit akzeptierte
Zahl, die für Deutschland gilt. Wissenschaftlich kann man das alles machen
und in die Debatte einbringen. Aber es ist nun einmal nicht Teil der
völkerrechtlichen Grundlage.

Zusatzfrage: Meine Frage war auch, ob dieser Wert, von Wissenschaftlern
formuliert, die die Bundesregierung selbst zum Teil eingesetzt hat, für Sie
eine relevante Richtschnur des politischen Handelns ist oder sagen Sie,
weil es keine völkerrechtliche Festlegung auf irgendeinen Wert gibt, dass
er keine Rolle spielt? Wie ernst nehmen Sie das, was Ihre Wissenschaftler
Ihnen sagen?

Fichtner: Wir nehmen den Bericht des Weltklimarats sehr ernst. Wenn ich
gleich Zeit habe, suche ich eine Passage aus dem Weltlimarat heraus, die
sich im Klimaschutzpaket wiederfindet.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium. Die Luftverkehrsabgabe soll
schon ab dem nächsten Jahr verändert werden. Was heißt das für die
Zeitplanung? Müssen die entsprechenden Regelungen, die man vorhat, nicht
schon nächste Woche im Kabinett behandelt werden?

Die gleiche Frage stelle ich zum Thema Kfz-Steuer.

Ich habe noch eine Frage an das Umweltministerium. Wie sieht der Zeitplan
des angesprochenen Klimaschutzgesetzes aus? Es muss noch den Bundestag
erreichen und soll noch in diesem Jahr vom Bundestag beschlossen werden.

Kuhn: Sowohl für die Luftverkehrssteuer als auch die Kfz-Steuer gilt das,
was der Kollege vom Umweltministerium gerade schon gesagt hat: Wir arbeiten
die Details aus. In der Tat soll die Luftverkehrssteuer gemäß den
Eckpunkten zum 1. Januar 2020 in Kraft treten. Bisher haben wir auch vor,
sehr bald diesbezüglich einen Vorschlag vorzulegen.

Zusatzfrage: Können Sie das ein bisschen präzisieren? Es gibt da ja klare
Fristen.

Kuhn: Es gibt natürlich klare Fristen. Es gibt natürlich auch
Möglichkeiten, Fristen zu verkürzen. Aber wir sind guter Dinge, dass wir
bald einen Zeitplan vorlegen werden und diese Fristen auch einhalten
können.

Das gilt gleichermaßen für die Kfz-Steuer. Die Kfz-Steuer tritt ja etwas
später in Kraft, nämlich ein Jahr später, also 2021.

Zuruf (akustisch unverständlich)

Kuhn: Bei der Kfz-Steuer ist etwas mehr Zeit. Alle Maßnahmen des
Klimaschutzprogramms - das hat der Kollege vom BMU ja gerade schon gesagt -
sollen dieses Jahr noch im Kabinett behandelt werden.

Fichtner: Zum Klimaschutzgesetz: Es wird da oft etwas verwechselt. Das ist
nicht das Maßnahmenprogramm, sondern das ist das, was hinterher die neue
Architektur und die Verbindlichkeit in die Verfahren einbringen wird. Dabei
geht es zum Beispiel um die verbindlichen Sektorziele und um die Frage, was
passiert, wenn man nicht auf Kurs ist.

Kabinettstermine geben wir immer erst kurz vorher bekannt. Aber so schnell
wie möglich.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Mich hätte interessiert, was die
Bedenken waren, dass man doch dem Vorschlag des BMU, das heute in das
Kabinett einzubringen, widersprochen hat.

Alter: Ich würde hier nicht von "Bedenken" sprechen. Frau Demmer hat das
ausgeführt. Das ist ein sehr wichtiges, sehr komplexes Anliegen. Es sind
zahlreiche Maßnahmen enthalten, die sich zum Teil auch gegenseitig
bedingen. Die Entscheidung ist vor dem Hintergrund getroffen worden, dass
eine sorgfältige Prüfung vorgeht. Dem schließen wir uns an.

Fichtner: Ich haben die Passage aus den Minderungspfaden des Weltklimarats
gefunden, auf die wir uns auch beziehen.

"Die vom IPCC betrachteten Minderungspfade für eine Begrenzung von 1,5 Grad
beinhalten die Minderungen der globalen CO2-Emissionen bis 2030 um etwa 45
Prozent unter das Niveau von 2010 und erreichen um das Jahr 2050 netto null
Emissionen. Für die 2-Grad-Erwärmung werden etwa 20 Prozent-Reduktion bis
2030 notwendig, ein Netto null bis etwa 2075."

Das sind Aussagen des IPCC, die auch in das deutsche Klimaschutzpaket
Eingang finden.

Frage: Unabhängig davon würde ich gerne wissen, ob Sie ausrechnen, wie
viele Gigatonnen CO2 Sie mit Ihrem Klimapaket einsparen werden
beziehungsweise wie viel trotzdem noch bis 2030 ausgestoßen werden.

Fichtner: Ja, das werden wir ausrechnen, und zwar sobald das
Klimaschutzpaket beschlossen ist, weil erst dann alle Informationen
vorliegen, welche Maßnahmen letztlich darinstehen, wie sie finanziert sind
und wie die Wechselwirkung ist.

Ein Beispiel: Ein Förderprogramm für den Austausch von Heizungen bringt
womöglich dann mehr, wenn es parallel einen CO2-Preis gibt, weil es dann
einfach mehr Gründe gibt, seine Heizung auszutauschen. Andersherum kann man
auch argumentieren, dass ein CO2-Preis besser wirkt, wenn die Menschen
Alternativen zur fossilen Heizung haben, indem sie nämlich die Fördermittel
für den Austausch der Heizungen in Anspruch nehmen können. Das sind
Wechselwirkungen, die sowohl von unseren Gutachterteams als auch denen des
Wirtschaftsministeriums genau berechnet werden. Diese Berechnungen werden
dann veröffentlicht, und zwar noch in diesem Jahr.

Frage: Frau Demmer, was verhindert jetzt ein Gipfeltreffen im
Normandie-Format? Warum können Sie uns nicht einen Termin nennen?

SRS'in Demmer: Ich habe ja gesagt: Die erfreulichen Entwicklungen ebnen den
Weg zu diesem Gipfel. Es steht jetzt noch kein Termin fest.

Zusatzfrage: Warum? Über diesen Termin redet man schon seit Monaten. Es ist
gesagt worden, dass die Vereinbarung, die gestern getroffen wurde, der
letzte Schritt zu diesem Gipfel ist. Gestern hat uns das Auswärtige Amt
gesagt: Das Tor steht offen. - Welche Hindernisse gibt es auf dem Weg zu
diesem Gipfel?

SRS'in Demmer: Ich kann nur noch einmal sagen: Es gibt ohnehin auch
weiterhin ständig Gespräche auf der Arbeitsebene. Die sicherheits- und
außenpolitischen Berater der Regierungschefs stehen im ständigen Austausch.
Das alles dient der Vorbereitung eines Treffens.

Abgesehen davon, dass wir ohnehin immer erst am Freitag der Vorwoche
Termine bekanntgeben, kann ich Ihnen sagen: Es gibt Vorbereitungen für ein
Gipfeltreffen in naher Zukunft. Für uns ist dafür nunmehr der richtige
Zeitpunkt gekommen. Aber ein Datum kann ich Ihnen heute noch nicht nennen.

Frage: Ich habe eine Nachfrage zu dem Gipfel: Wenn Sie nicht den Zeitpunkt
nennen können, dann vielleicht den Ort?

SRS'in Demmer: Voraussichtlich in Paris.

Zusatzfrage: Der Außenminister freut sich über die sogenannte
Steinmeier-Formel, die Bundesregierung begrüßt das. Mich wundert das,
ehrlich gesagt, ein bisschen, denn es gibt auch sehr kritische Kommentare
über diese Einigung. Wie will denn zum Beispiel die deutsche Diplomatie
verhindern, dass aus dem Sonderstatus in der Ostukraine ein zweites
Transnistrien, Abchasien oder Südossetien wird, dass quasi ein großer Teil
des Territoriums der Ukraine nicht mehr unter der Kontrolle der
Zentralregierung steht?

Breul: Ich kann dazu gerne etwas sagen und da einsteigen: Ja, das ist für
uns ein wichtiger Erfolg und ein Schritt hin zur Umsetzung des Minsker
Abkommens. Der Erfolg verdeutlicht auch, dass sich hartnäckige, nachhaltige
diplomatische Bemühungen auszahlen. Der Außenminister selbst hat in diesen
Fragen intensiv mit seinem russischen Kollegen und seinen ukrainischen
Kollegen letzte Woche in New York und auch zuvor in zahlreichen
Telefongesprächen beraten. Jetzt hoffen wir auf weitere Fortschritte. Das
war nur ein Schritt, aber ein Schritt in die richtige Richtung. Es ist
klar: Zahlreiche wesentliche Punkte sind weiter offen. Die echte Arbeit
beginnt jetzt. Das war nicht ein Schlusspunkt, das war ein Auftakt für
einen Prozess. Insbesondere praktische Aspekte der Umsetzung wie der Abzug
fremder Truppen und die Einzelaspekte des Sonderstatus der Gebiete in der
Ostukraine müssen erst noch festgelegt werden.

Insgesamt gibt es in Sachen Minsk noch viel zu tun. Klar ist auch: Dazu
gehört die Wiederherstellung der ukrainischen Kontrolle über die
ukrainisch-russische Grenze, der Abzug aller schweren Waffen von der
Kontaktlinie, die Wiederherstellung wirtschaftlicher Beziehungen über die
Kontaktlinie hinweg usw. Sie kennen das Minsker Abkommen.

Für uns ist klar: Das Abkommen ist erst dann umgesetzt, wenn die
vollständige territoriale Souveränität und Integrität der Ukraine in den
Gebieten Lugansk und Donezk wiederhergestellt ist.

Zusatzfrage: Wenn Sie von der Kontrolle der ukrainisch-russischen Grenze
sprechen, heißt das im Klartext, dass die Hoffnung darin besteht, dass
dieses Sondergebiet ausgehungert wird und damit automatisch wieder zum
Gebiet der Ukraine fällt?

Breul: Nein. Ich habe aus dem Minsker Abkommen zitiert. Das ist unser
Fahrplan. Es ist unser Ziel, dass dieses Abkommen vollständig umgesetzt
wird. Das, was ich eben nannte, sind Teile des Abkommens.

Frage: Frau Demmer, Herr Breul, zur Frage der Kollegin von vorhin. Wenn Sie
sagen, dass die Entwicklungen den Weg für so ein Gipfeltreffen ebnen, dann
klingt das so, als ob es eine Organisationsfrage ist, wann das Treffen
stattfindet. Meine Frage ist: Gibt es jetzt noch inhaltliche Punkte, die
geklärt werden müssen, oder sucht man einfach nach einem Termin, an dem
alle vier beteiligten Parteien Zeit haben und nach Paris fahren?

SRS'in Demmer: Über solche internen Abstimmungsprozesse geben wir keine
Auskunft. Aber ich bleibe dabei: Die erfreulichen Ereignisse ebnen den Weg.
Derzeit werden eben die Bedingungen für ein solches Treffen ausgelotet.

Breul: Wenn ich ergänzen darf, damit nicht der Eindruck entsteht, dass eine
Mechanik dahintersteht: Das für uns Entscheidende ist doch, dass ein Gipfel
dann stattfindet, wenn er Sinn ergibt, wenn er in der Sache weiterhilft.
Die Parteien haben im Vorfeld der Beratungen zu einem möglichen Gipfel
gesagt, dass sie Fortschritte in der Steinmeier-Formel wollen und dass das
ein wichtiger Baustein ist, um einen Gipfel abzuhalten, der Sinn ergibt.
Diesen Schritt haben wir gestern erreicht. Es ist, finde ich, ziemlich
normal, dass man sich dann zusammensetzt und nach einem Datum, einer Agenda
usw. schaut, um den Gipfel einzuberufen. Das kann man nicht innerhalb von
zwei Stunden.

Zusatzfrage: Das heißt, das sind vor allen Dingen organisatorische Fragen
und weniger inhaltliche? Das war ja meine Frage.

SRS'in Demmer: Aus unserer Sicht ist der richtige Zeitpunkt für ein solches
Treffen gekommen. Wir loten derzeit alles aus, was dafür nötig ist, um ein
solches Treffen zustande zu bringen.

Frage: Herr Breul, die Opposition in der Ukraine beschreibt die gestrige
Einigung als Kapitulation, die auf Drängen der Europäer erfolgt ist, die
eigentlich diese westlichen Sanktionen gegenüber Moskau loswerden wollen.
Wie antworten Sie darauf?

Hält die Bundesregierung Herrn Selensky in seiner - ich sage es einmal so -
Autorität für geschwächt, nachdem eine Abschrift seines Gesprächs mit dem
US-Präsidenten über seine Sicht der Europäer herausgekommen ist?

Breul: Äußerungen der ukrainischen Opposition kann ich hier nicht
kommentieren. Es ist, denke ich, selbstverständlich, dass das eine hoch
emotionale Frage in der Ukraine ist, die kontrovers diskutiert wird. Das
finde ich jetzt wenig überraschend, ohne das in der Sache zu kommentieren.

Genauso wenig ist eigentlich die Position der Bundesregierung gemeinsam mit
unseren französischen Partnern überraschend, dass wir nämlich auf die
Umsetzung des Minsker Abkommens drängen. Das war gestern ein wichtiger
Schritt; Frau Demmer hat es gesagt. Der ist auch und insbesondere deswegen
möglich gewesen, weil der Präsident mutige Schritte unternommen hat und auf
Russland zugegangen ist. Jetzt gibt es sozusagen eine Einigung in einem
ganz wichtigen Teil. Ich habe es vorhin auch schon einmal gesagt: Die
eigentliche Arbeit beginnt jetzt erst.

Zusatz: Die Frage zu dem Telefongespräch ist noch offen.

Breul: Die Frage hätte ich Ihnen letzte Woche genauso beantwortet wie diese
Woche. Da haben Sie sie gar nicht gestellt, weil ich davon ausgegangen bin,
dass Sie alle wissen, was wir darauf antworten, nämlich, dass wir
vertrauliche Telefongespräche zwischen Staats- und Regierungschefs nicht
kommentieren.

Frage: Die Steinmeier-Formel, auf die Sie sich eben noch einmal als
wichtigen Baustein bezogen haben, kombiniert ja die Frage der Kontrolle der
ukrainisch-russischen Grenze durch die Ukraine mit der Abhaltung von
Wahlen. Allerdings ist dabei wohl keine Reihenfolge angegeben. Es ist so,
dass Russland offenbar sagt "zunächst Wahlen, dann Grenzkontrolle", während
die ukrainische Seite sagt: Nein, erst Grenzkontrolle, dann Wahlen. Das ist
ein fundamentaler Unterschied. Mit welcher Position geht die
Bundesregierung in die Verhandlungen, in die Gespräche? Wie will man dabei
auf einen gemeinsamen Nenner kommen?

Breul: Ich glaube, das ist ein Stück weit ein Missverständnis. Bei der
Steinmeier-Formel geht es nur um die Frage der Reihenfolge zwischen dem
In-Kraft-Treten des Sonderstatusgesetzes und der Durchführung der
Lokalwahlen in bestimmten Gebieten von Luhansk und Donezk. Die Formel sieht
dabei vor, dass das Sonderstatusgesetz vorläufig am Tag der Lokalwahlen in
Kraft tritt und seine permanente Geltung nach positiver Beurteilung dieser
Wahlen durch ODIHR, also durch die OSZE-Wahlbeobachtungsmission, erlangt.
Das ist die Steinmeier-Formel.

Natürlich ist das nur ein Teil des Puzzles. Ich hatte vorhin mehrere Themen
genannt, die noch ausstehen, so zum Beispiel die genaue Definition und die
gesetzgeberische Umsetzung, wie der Sonderstatus genau aussieht, sowie die
Fragen der Truppenpräsenz an den Grenzen. Auch das sind wichtige Bausteine,
die wir brauchen, um weiter voranzukommen.

Ich sage es noch einmal: Das war ein wichtiger Schritt. Aber die Arbeit
beginnt jetzt erst. Die Arbeit ist nicht zu Ende.

Zusatzfrage: Ist für die Bundesregierung die Kontrolle der
ukrainisch-russischen Grenze durch ukrainische Regierungstruppen
Voraussetzung für die Abhaltung von Wahlen, oder ist sie das nicht?

Breul: Das ist eine Frage, die diskutiert werden muss und wozu wir eine
Einigung brauchen. Sie ist aber streng genommen keine Frage, die durch die
Steinmeier-Formel beantwortet wird. Daher ist das jetzt ein Punkt auf der
Agenda, den wir abarbeiten müssen.

Frage: Noch kurz zu den Protesten, die gestern in mehreren Städten in der
Ukraine stattgefunden haben: Wie kommentieren Sie diese Proteste? Sind Sie
besorgt, dass sie sich im ganzen Land ausbreiten könnten?

Breul: Ehrlich gesagt, liegen mir zu den Protesten keine Informationen vor.
Ich denke, es ist ein Zeichen einer lebendigen Demokratie, wenn es einen
Diskurs gibt und wenn man die schwierigen Fragen für die Ukraine
debattiert.

Gleichzeitig ist auch klar: Wir müssen Fortschritte erzielen. Die Situation
für die Menschen in der Ostukraine ist schon viel zu lange untragbar. Dabei
sind natürlich schwierige Kompromisse einzugehen. Das Minsker Abkommen
bleibt da der Fahrplan. Aber dass das nicht einfach ist, ist auch klar.

Frage: Kann der Rücktritt des Sondergesandten Kurt Volker die Vorbereitung
des Gipfels beeinflussen? Wir wissen, dass, obwohl die USA keine Partei des
Normandie-Formats sind, sie dennoch eine Rolle im Minsker Prozess spielen.
Hier wurde mehrmals gesagt, dass sich Deutschland und Frankreich mit
Washington beraten und sprechen. Wer ist jetzt der Ansprechpartner in
Washington? - Danke.

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung hat von der Entscheidung Kurt Volkers,
sein Amt niederzulegen, Kenntnis erhalten. Wir bedauern diesen Schritt;
denn die Bundesregierung hat gut und vertrauensvoll mit Herrn Volker
zusammengearbeitet. Die Bundesregierung geht aber davon aus, dass die
US-Administration zeitnah einen neuen Beauftragten für die Ukraine benennen
wird.

Klar ist: Die vollständige Umsetzung der Minsker Vereinbarung ist ebenso
schwierig wie dringlich - wir haben jetzt hier ausführlich darüber
gesprochen - und bedarf intensiver diplomatischer Bemühungen aller
Beteiligter. Die Bundesregierung wird sich natürlich weiter in enger
Abstimmung mit den Partnern, auch den USA, dafür einsetzen.

Frage: Herr Breul, haben Sie Erkenntnisse, warum es gerade jetzt diese
Fortschritte gegeben hat?

Sie haben vorhin gesagt, dass Außenminister Maas Gespräche auch im Rahmen
der UN-Vollversammlung geführt hat, und da viele Partner genannt,
allerdings nicht Frankreich. Mich würde interessieren, ob es im Vorfeld
dieser Einigung auch Abstimmungen zwischen Deutschland und Frankreich
gegeben hat und welche Rolle Frankreich dabei gespielt hat.

Breul: Wenn ich Frankreich nicht erwähne, dann nur deswegen, weil dies für
uns selbstverständlich ist. Insbesondere in diesem Themendossier arbeiten
wir wirklich Hand in Hand. Da gibt es tagtäglich Arbeitskontakte, aber auch
höherrangige Kontakte. Selbstverständlich hat der Außenminister auch letzte
Woche intensiv mit Herrn Le Drian gesprochen. Das bitte ich dann zu
entschuldigen. Selbstverständlich reden wir fortlaufend und intensiv mit
Frankreich und ziehen da wirklich intensiv an einem Strang.

Jetzt habe ich Ihre erste Frage vergessen.

Zusatzfrage: Warum hat es diese Fortschritte gerade jetzt gegeben?

Breul: Ich denke schon, dass man sagen kann, dass mit der Amtsübernahme
durch Präsident Selensky ein neues Momentum gekommen ist. Er hat ja auch
betont, wie wichtig es ihm ist, dort Fortschritte zu erzielen, und
entsprechende Schritte unternommen. Bereits am 18. September gab es eine
Sitzung der Trilateralen Kontaktgruppe in Minsk. Dort ist eine Einigung
lediglich aus prozeduralen Gründen nicht zustande gekommen. Der Text der
Formel, so wie gestern die Einigung war, ist unverändert bestätigt worden.

Frage: Herr Breul, hat sich Moskau in diesem Prozess voll durchgesetzt -
denn die Steinmeier-Formel entspricht ja vor allem den Wünschen des Kremls -
, oder musste auch Moskau irgendwelche Zugeständnisse machen, so wie Herr
Selensky?

Breul: Ehrlich gesagt, sind wir da ein bisschen bei dem Thema vom Montag.
Es bringt wohl nichts, wenn wir in einem laufenden Verhandlungsprozess -
das ist ja ein laufender Verhandlungsprozess - zwischendurch irgendwelche
Haltungsnoten verteilen. Die Steinmeier-Formel ist ein ganz wichtiger
Baustein für das Minsker Abkommen. Diesen Baustein haben wir jetzt gebaut.
Jetzt müssen wir weitere Steine bauen. Aber es ist klar - denn sonst
müssten wir gar nicht verhandeln -, dass natürlich von beiden Seiten
Beiträge geleistet werden müssen, um beim Minsker Abkommen weiterzukommen.

Frage: Frau Demmer, Herr Breul hat erklärt, warum er die Gespräche zwischen
Selensky und Trump nicht kommentiert. Vor dem Hintergrund einer so
offengelegten Skepsis von einem der vier Teilnehmer am Normandie-Format
gegenüber der Arbeit des Normandie-Formats möchte ich wissen: Sollte jetzt
nach Meinung der Bundesregierung bei der Arbeit dieses Formats vielleicht
etwas geändert werden, damit alle Teilnehmer zufrieden sind?

SRS'in Demmer: Ich habe da den Worten von Herrn Breul nichts hinzuzufügen.
Wir kommentieren das nicht.

Alter: Ich möchte die Gelegenheit nutzen, Ihnen noch einige Informationen
zu der Reise des Bundesinnenministers in die Türkei und nach Griechenland,
am morgigen Tage beginnend, zu geben.

Wir werden morgen, am 3. Oktober, gegen Mittag in einer gemeinsamen
Delegation - das haben wir schon vergangene Woche hier gesagt - mit der
Europäischen Kommission, dem zuständigen Kommissar Dimitris Avramopoulos
und dem französischen Innenminister Christophe Castaner starten. Am frühen
Abend, vermutlich zwischen 17.30 und 18 Uhr, werden wir in Ankara ankommen.
Dann ist geplant, dass sich diese Delegationen mit dem türkischen Minister
für innere Angelegenheiten, Herrn Süleyman Soylu, treffen. Im Anschluss
daran ist eine Pressebegegnung vorgesehen. Danach soll es noch ein
gemeinsames Abendessen geben.

Am Freitagvormittag sind weitere Gespräche mit türkischen
Regierungsmitgliedern geplant. Insbesondere ist ein Treffen mit dem
türkischen Minister für auswärtige Angelegenheiten, Herrn Mevlüt Çavusoglu,
geplant. Gegen Mittag werden wir dann nach Athen weiterreisen.

In Athen wird der Minister am Nachmittag zunächst den Minister für
Bürgerschutz, Herrn Michalis Chrysochoidis, und im Anschluss daran den
Minister für Migrationsangelegenheiten, Herrn Georgios Koumoutsakos,
treffen. Auch daran anschließend ist eine Pressebegegnung vorgesehen. Am
Abend wird es noch ein Gespräch mit dem Premierminister, Herrn Kyriakos
Mitsotakis, geben. Im Anschluss daran werden wir nach Deutschland
zurückfliegen.

Zu den Inhalten haben wir uns bereits geäußert. In der Türkei geht es im
Wesentlichen um die Zusammenarbeit im Rahmen der EU-Türkei-Erklärung sowie
um die Situation in der Türkei und in der Ägäis. In Griechenland geht es im
Wesentlichen darum, mit den griechischen Behörden - Griechenland leistet
als hauptbetroffener Staat an der Schengen-Außengrenze seit Jahren vieles
auch in unserem Interesse - zu prüfen, in welcher Form wir Unterstützung
anbieten können und wie die administrativen Prozesse mit unserer
Unterstützung gestaltet werden.

Die zweite Mitteilung, die ich gerne noch machen würde, ist: Der Minister
hat heute im Kabinett das Thema Seenotrettung mit seinen Kabinettskollegen
gesprochen. Mit Blick auf den JI-Rat nächste Woche Dienstag in Luxemburg
ist er der Auffassung: Das ist ein so wichtiges Thema, das zwar in seiner
fachlichen Zuständigkeit liegt, aber dass es erforderlich ist, dass das
Bundeskabinett die Position, die er in Luxemburg vorträgt, auch mitträgt.
Dazu möchte ich Sie informieren, dass sich seine Position, die Ihnen im
Wesentlichen bekannt ist, aus drei Kernelementen ergibt:

Erstens. Die Bundesregierung hat sich seit dem vergangenen Jahr insgesamt
schon in 16 Fällen an der Aufnahme von aus Seenot geretteten Personen
beteiligt. In der Folge sind bislang 225 Personen nach Deutschland
überstellt worden. Ich wiederhole die Zahlen, die Größenordnung: 225
Personen in 15 Monaten. In Deutschland durchlaufen die Personen ein
ergebnisoffenes Asylverfahren. Die Beteiligung bei der Aufnahme dieser
Menschen im Rahmen dieser Prozesse ist demzufolge sowohl in der
Öffentlichkeit als auch im politischen Bereich bekannt.

Zweitens. Der Mechanismus, für den der Bundesinnenminister eintritt, soll
dazu dienen, wegzukommen von den jeweiligen Einzelfallverhandlungen hin zu
einem abgestimmten, vorhersehbaren und damit auch transparenten Verfahren
zwischen den Mitgliedstaaten. Damit soll insbesondere das unwürdige
Schauspiel vor den Küsten Europas beendet werden, dass jedes Mal vor den
Augen der Weltöffentlichkeit gerettete Menschen tage- oder wochenlang unter
widrigen Bedingungen ausharren müssen und dann je nach individuellem
Gesundheitszustand an Land gebracht werden, mit der Folge, dass in allen
diesen Fällen bislang alle Personen auf diesen Schiffen in Europa an Land
gehen konnten.

Drittens. Ein wesentliches Interesse nicht nur Deutschlands, sondern auch
aller anderen Mitgliedstaaten liegt darin, Anreize zu vermeiden, die im
Ergebnis dazu führen, dass man das Schleuser- und Schlepperwesen auf dem
Mittelmeer befördert. Das wird häufig auch unter dem Begriff "Pull-Effekte"
zusammengefasst. Dazu gibt es eine ganz einheitliche Position zwischen den
Mitgliedstaaten. Daraus folgt, dass in dem bisher vereinbarten Text eine
sogenannte Ausstiegsklausel enthalten ist, die es jedem teilnehmenden
Staat, jedem teilnehmenden Innenminister erlaubt, ohne weitere
Konsultationen die Teilnahme an diesem Mechanismus zu suspendieren.

Wir haben seit mindestens 15 Monaten statistische Erfahrungswerte zu dem
Geschehen auf dem Mittelmeer im Kontext der Seenotrettung. Wenn sich die
Zahlen nach dem Schließen einer entsprechenden Vereinbarung signifikant
erhöhen sollten, muss man davon ausgehen, dass es solche Anreize oder einen
Missbrauch gibt. Dann würde der Bundesinnenminister - dazu ist er fest
entschlossen - aus diesem Mechanismus auch wieder aussteigen.

Vielleicht so viel zu diesem Thema.

Wir hoffen, dass wir am Dienstag nächster Woche möglichst viele
Mitgliedstaaten überzeugen können, daran teilzunehmen.

Frage: Herr Alter, bei der Frage der administrativen Unterstützung geht es
ja auch um die Zustände in den Flüchtlingslagern oder -unterkünften. Wäre
es dafür nicht hilfreich, diese Zustände vor Ort zu sehen? War Herr
Seehofer schon einmal in einer dieser Einrichtungen in Griechenland, oder
ist das vielleicht später bei anderer Gelegenheit noch geplant?

Alter: Sie können davon ausgehen, dass der Bundesinnenminister über die
Zustände in Griechenland informiert ist. Darüber gab es insbesondere in den
letzten Tagen sehr viel Berichterstattung, auch nach dem furchtbaren Brand
im Lager Moria. Es gibt also kein Informationsdefizit beim
Bundesinnenminister.

Der Schwerpunkt der Reise ist, dass man auf Regierungsebene
Arbeitsgespräche führt, strukturelle Fragen erörtert und die Frage stellt
und vielleicht auch beantwortet, inwieweit die griechischen Behörden
Unterstützung annehmen und in welchen Bereichen sie das tun können. Um
diese Fragen zu klären, ist es sachlich nicht erforderlich, in eine solche
Einrichtung zu fahren. Das ist im Wesentlichen bekannt. Nach meiner
Kenntnis ist der Bundesinnenminister in Griechenland noch nicht in einer
Einrichtung gewesen. Für die Reise, die uns bevorsteht, steht dies derzeit
nicht auf dem Programm.

Frage: Gleicher Komplex, aber in diesem Fall Türkei: Es gibt Berichte,
wonach die Bundesregierung mit den EU-Partnern darüber berät, der Türkei
mehr Gelder für Flüchtlinge im Land zur Verfügung zu stellen, anscheinend
über die Tranche des EU-Türkei-Pakts hinaus, die bislang schon vereinbart
ist. Was sagen Sie dazu?

Alter: Ich kann und werde den Gesprächen in Ankara nicht vorgreifen. Es
gibt seit einigen Tagen verschiedene Meldungen über jeweilige Interessen
der verschiedenen Parteien. Sie wissen, dass wir in der Türkei auch mit der
französischen Seite und mit dem zuständigen Kommissar Avramopoulos
zusammensitzen werden. In diesen Gesprächen wird es natürlich auch um
gegenseitige Interessenlagen und um Situationsbeschreibungen gehen. Welche
Schlussfolgerungen daraus gezogen werden, kann ich Ihnen im Moment nicht
sagen.

Frage: Herr Alter, Sie haben jetzt eine Ausstiegsklausel erwähnt. Wenn ich
es richtig verstanden habe, gibt es aber zwei. Die eine ist, wenn die
Zahlen deutlich steigen, und die andere, wenn es einen Missbrauch durch
Schlepperorganisationen gibt. Die erste Frage ist: Was ist eigentlich der
Unterschied zwischen diesen beiden Szenarien? Die zweite Frage ist, ob Sie
noch einen Hinweis geben könnten, wie man die Zahl quantifizieren könnte.

Alter: Sie haben zwei Szenarien beschrieben, die aber am Ende dasselbe
Symptom zeigen, nämlich einen signifikanten Anstieg der Seenotfälle im
Mittelmeer. Wir haben die statistischen Erfahrungen - sicherlich in einem
Monatszeitraum und nicht in einem Jahreszeitraum - und haben die Situation
seit einiger Zeit beobachtet. Insofern wissen wir, wie sich die Lage in
Bezug auf die Seenotrettung im Mittelmeer darstellt. Da gibt es
Schwankungen.

Aber wenn es einen Missbrauch gäbe - wie auch immer der stattfindet; das
kann man nicht pauschal beantworten - oder die Zahlen aufgrund anderer
Umstände signifikant ansteigen - wir sind im Moment in 15 Monaten,
europaweit betrachtet, bei einer Größenordnung von 2000 Personen;
Deutschland hat bisher 225 Personen übernommen -, wenn dies also in
Regionen gehen sollte, dass wir über Tausende sprechen, dann muss man davon
ausgehen, dass der Mechanismus falsche Anreize setzt. Es ist erklärtes Ziel
aller Mitgliedstaaten, das zu vermeiden.

Dann hatten Sie noch eine zweite Frage, glaube ich.

Zusatz: Die ist im Prinzip beantwortet worden. Das war die Frage, was der
Unterschied zwischen den Szenarien ist.

Frage: Meine Frage hat sich jetzt zum Teil erledigt. - Herr Alter, weil Sie
sagten, der Bundesinnenminister wollte sich heute den Rückenwind aus dem
Kabinett abholen, einfach zur Sicherheit noch nachgefragt bei Ihnen und
Frau Demmer: Hat er den bekommen? Steht hinter den Plänen, hinter dem, was
Herr Seehofer da in der EU vertritt, das komplette Kabinett?

SRS'in Demmer: Wir haben hier auch schon nach der Einigung in Malta darüber
gesprochen. Die Bundesregierung begrüßt natürlich, dass sich die vier
Innenminister mit der finnischen Ratspräsidentschaft gemeinsam auf diesen
Mechanismus geeinigt haben. Der nächste Schritt ist jetzt, wie Herr Alter
schon gesagt, den Mechanismus beim Innenministerrat in Luxemburg
vorzustellen. Wir hoffen natürlich, dass wir möglichst viele europäische
Partner dafür gewinnen können.

Frage: Ich habe eine Frage an das Umweltministerium, aber auch an das BMZ
zum gleichen Thema, und zwar zum Schutz des Amazonas-Regenwalds. Der
Umweltminister von Brasilien war ja zu Besuch in Berlin und hat mit
Ministerin Schulze gesprochen. Deutschland hatte im letzten Sommer Projekte
in Höhe von 35 Millionen Euro auf Eis gelegt, weil die Ministerin Zweifel
hatte, ob eine konsequente Reduzierung der Entwaldungsraten noch verfolgt
wird. Was ist bei diesem Treffen herausgekommen? Wird Deutschland diese
Gelder jetzt freigeben? Welche Garantien für den Schutz des Amazonas hat
Deutschland im Gegenzug eventuell erhalten?

An das BMZ: Deutschland setzt seine Zahlungen an den Amazonas-Fonds weiter
fort, ganz im Gegensatz zu Norwegen. Ist die deutsche Regierung der
Auffassung, dass der Amazonas-Fonds wegen der von Brasilien jetzt
geforderten Veränderungen im Aufsichtsgremium eventuell auch enden könnte?
Wie würden Sie die derzeitigen Spannungen zu diesem Thema beschreiben?
Verschärfen sie sich, oder sind sie durch dieses Treffen vielleicht
entschärft worden? Wo stehen wir da?

Fichtner: Ich möchte gerne anfangen. - Der brasilianische Umweltminister
war gestern zu Gast bei der Bundesumweltministerin. Ich kann jetzt nicht
von Ergebnissen in Sachen Amazonas berichten. Es wäre auch nicht unser
Stil, über multilaterale Themen bilateral zu entscheiden. Auch andere
Länder spielen hier eine wichtige Rolle. Ein abgestimmtes Vorgehen ist uns
da wichtig.

Ministerin Svenja Schulze hat ihre Position sehr deutlich gemacht und den
Schutz des Regenwaldes angemahnt. Der Schutz des Regenwaldes ist ein ganz
zentraler Punkt für den weltweiten Klimaschutz, der letztlich auch im
Interesse der brasilianischen Wirtschaft sein müsste; denn ohne eine
intakte Umwelt gerät auch dort nicht nur die Ökologie, sondern auch die
Ökonomie aus dem Gleichgewicht.

Sie haben eben die Fördermittel angesprochen. Das betrifft nur Fördermittel
aus der internationalen Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums.
Dazu gibt es aus dem Gespräch kein Ergebnis. Neue Fördermittel aus dem
BMU-Haushalt wird es dann geben, wenn wir den begründeten Eindruck haben,
dass das Geld auch gut investiert wird.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zu der Tonalität berichten? Denn es wurde
erwähnt, man solle technische Fragen nicht mit Politik vermischen.

Fichtner: Uns ist grundsätzlich wichtig, im Gespräch zu sein. Wir wollen
auch im Gespräch bleiben. Zu dem Gespräch gestern kann ich sagen, dass es
ein sachlicher Meinungsaustausch war.

Deutschbein: Minister Müller hat gestern Abend Minister Salles gesprochen.
Er hatte Minister Salles ja auch schon auf seiner Brasilien-Reise im Juli
getroffen. Das ist also die Fortsetzung eines Dialogs, der in den letzten
Monaten nicht abgerissen ist.

Der Schutz des Regenwaldes bleibt für das BMZ ein zentraler Schwerpunkt und
eine zentrale Aufgabe. Brasilien ist ein wichtiger Partner in vielen
Bereichen Deutschlands. Deswegen wollen wir die Zusammenarbeit in der Sache
zum Schutz des Regenwaldes fortsetzen.

In den letzten 15 Jahren hat es in Brasilien große Fortschritte bei der
Eindämmung der Entwaldung gegeben. Trotzdem sind wir besorgt, weil die
Zahlen im letzten Jahr wieder angestiegen sind. Das war Gegenstand des
Gesprächs mit Umweltminister Salles. Es wurde vereinbart, dass es ein
klares Bekenntnis zum Pariser Klimaabkommen gibt, dass die Entwaldung auf
null verringert werden soll, dass sich das auch die brasilianische
Regierung so klar zum Ziel setzt und dass auch die Messmethodik auf dem Weg
dahin beibehalten wird.

Der Amazonas-Fonds, den wir, im Besonderen das BMZ, gemeinsam mit den
Norwegern finanzieren, kann ein Instrument sein. Das war auch Gegenstand
der Gespräche. Ich denke, wir haben in den anderen Bereichen gute
Fortschritte erzielt. Eine Frage bezüglich des Entscheidungsgremiums ist
noch offen, nämlich die Frage der Zusammensetzung und der Aufgaben des
Entscheidungsgremiums. Brasilien und Norwegen sind in dieser Frage im
Austausch. Das ist, wie gesagt, eine offene Frage. Wir warten jetzt ab, wie
die Gespräche zwischen Brasilien und Norwegen in dieser Frage weitergehen.

Frage: Herr Fichtner, die illegalen Rodungen des Regenwaldes finden ja zum
Teil auch zu dem Zweck statt, um Anbauflächen für Futtermittel, vor allem
Soja, zu schaffen, was dann über den Umweg der Fleischproduktion auch
irgendwie bei uns landet. War dieser Konnex, dieser inhaltliche Bezug
Bestandteil der Gespräche? Wurde darüber gesprochen? Haben Sie Vorschläge,
wie man da eine Art Ursachenbekämpfung betreiben kann?

Fichtner: Ich selbst war bei dem Gespräch nicht dabei. Deswegen kann ich
auf die erste Frage nicht antworten.

Dass es diesen Zusammenhang gibt, hat Ministerin Schulze schon mehrfach
deutlich gemacht, nämlich dass es gerade mit Blick auf die
Massentierhaltung in Europa Folgen für den Regenwald hat, wenn Soja für
Massentierhaltung importiert wird. Insofern kann natürlich jede und jeder
Einzelne auch in Deutschland in seinem Konsumverhalten etwas tun, um den
Regenwald zu schützen.

Eine Möglichkeit, die wir einmal ins Spiel gebracht haben, die allerdings
hinterher von der EU-Kommission verfolgt werden müsste, ist, das
Nachhaltigkeitskapitel bei Mercosur so zu stärken, dass man sicher sein
kann, dass das Soja und das Rindfleisch, das importiert wird, nicht zur
Rodung von Regenwald geführt hat. Solche Zertifizierungssysteme gibt es
bereits für den Biosprit, zum Beispiel auch zum Thema Palmöl in
Südostasien. Das wäre ein denkbares Modell, das wir in die Debatte gebracht
haben und worüber auch in der EU-Kommission nachgedacht wird.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer, und zwar zum Thema Brexit. Der
britische Premierminister hat heute auf dem Tory-Parteitag angekündigt,
dass die Vorschläge heute an die EU-Staaten, an die Regierungschefs
verschickt werden. Er hat auch schon ein bisschen durchblicken lassen, was
er sich als Vorschlag vorstellt. Könnten Sie erst einmal sagen, ob seine
Vorschläge mittlerweile auch im Kanzleramt angekommen sind? Dort wurden sie
ja lange erwartet. Können Sie auch schon etwas zu den Grundideen dieses
Vorschlags sagen und ob die Kanzlerin die Möglichkeit sieht, auf der Basis
dieser Vorschläge doch noch eine Einigung zu erzielen?

SRS'in Demmer: Ich werde Ihnen nichts Neues erzählen. Die EU-Kommission als
Verhandlungsführerin wird natürlich den Vorschlag des Vereinigten
Königreichs prüfen. Dann werden wir sehen, wie die Kommission dieses
Konzept beurteilt. Die EU als Verhandlungsführerin tut alles, damit es zu
einer Einigung kommt. Das hat sie immer wieder betont. Wichtig ist, jetzt
zu einer Lösung zu kommen, da die Zeit etwas drängt.

Inhaltlich werden wir uns das dann anschauen. Wie Sie wissen, liegt uns
daran, zu einer Einigung zu kommen. Aber wir sind auch auf alles andere
vorbereitet.

Zusatzfrage: Meine erste Frage war ja, ob das mittlerweile im Kanzleramt
eingetroffen ist. Ich gehe jetzt einmal davon aus, dass die Bundeskanzlerin
die Vorschläge nicht erst sehen wird, wenn sie das nächste Mal in Brüssel
ist, sondern dass sie sie auf postalischem Wege oder per E-Mail vielleicht
schon vorher erhält. Sind sie jetzt eingetroffen oder noch nicht? Wenn
nicht, wann erwarten Sie sie denn?

SRS'in Demmer: Über den Posteingang kann ich Ihnen hier nichts berichten.

Zusatzfrage: Sie sind also noch nicht eingegangen?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen dazu einfach nichts sagen.

Breul: Ich kann dazu noch kurz ergänzen, mit voller Unterstützung dessen,
was Frau Demmer gerade gesagt hat. Die Kommission ist die
Verhandlungsführerin für die EU. An die sind die schriftlichen Vorschläge
zu richten. Dann ist das übliche Verfahren, dass die Kommission eine
Bewertung vornimmt, diese Bewertung dann mit den EU-Mitgliedstaaten
bespricht und man sich dann gemeinsam auf eine Bewertung verständigt. Das
ist das normale Verfahren.

Was den Eingang der schriftlichen Vorschläge betrifft, müssten Sie
tatsächlich erst die Kommission fragen. Ich habe heute Morgen aus London
Unterschiedliches gelesen. Einmal hieß es: 48 Stunden nach der Rede. Dann
hieß es: unmittelbar im Anschluss an die Rede. Lassen Sie uns zuwarten.
Gerade als wir hier hereinkamen, redete Herr Johnson ja noch. Dann freuen
wir uns auf das, was da kommt.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI: Für wann ist die Rückkehr der
deutschen Polizeiausbilder nach Kabul geplant? Die GdP hat sich dazu
geäußert und warnt unter Verweis auf die heikle Sicherheitslage davor. Hält
das BMI diese Bedenken für gerechtfertigt?

Ich habe noch eine Frage an das AA zu den Flüchtlingen in der Türkei. Kann
ich die noch hinterherschieben? - Wie beurteilen Sie die Pläne des
türkischen Präsidenten für eine sogenannte Sicherheitszone in Syrien?
Glauben Sie, dass man Syrer tatsächlich dorthin zurückschicken kann? Wer
würde dort Luftangriffe verhindern, wie im Moment in Idlib?

Alter: Wir haben dazu bereits am Freitag vergangener Woche eine
Pressemitteilung veröffentlicht. Die Polizeiausbildungsmission in
Afghanistan ist sehr wichtig, von hoher Priorität und wird fortgesetzt.
Durch den Anschlag gab es auch logistische Schäden, die wir jetzt
überbrücken müssen. Das hatte zur Folge, dass wir die polizeiliche Präsenz
dort nach dem Anschlag reduzieren mussten. Die polizeiliche Präsenz wird
wieder aufgestockt, sobald die logistischen und infrastrukturellen
Voraussetzungen dafür vorliegen.

Ich habe die Berichterstattung, die sich mit den Aussagen von Herrn Radek
von der GdP beschäftigt, zur Kenntnis genommen. Der Bundesinnenminister hat
eine ganz klare Position: Die Ausbildung ist wichtig. Er hat sich dazu
geäußert und gesagt:

"Auf dem Weg zu einem dauerhaften Frieden, zu Sicherheit und stabilen
staatlichen Verhältnissen braucht die afghanische Regierung weiterhin
unsere Unterstützung. Deshalb werden wir dieses erfolgreiche
deutsch-afghanische Polizeiprojekt auch fortsetzen."

Gleichwohl hat für ihn die Sicherheit des Personals vor Ort höchste
Priorität. Die Sicherheitsstandards werden jetzt noch einmal in den Blick
genommen. Es kann auch keine unterschiedlichen Sicherheitsstandards
unterschiedlicher Personalkontingente aus Deutschland in Afghanistan geben.
Aber das alles führt nicht dazu, dass die Fortsetzung der Mission infrage
steht.

Breul: Zu Syrien kann ich nur sagen, dass wir natürlich eng verfolgen, was
die türkischen Pläne sind. Wie Sie wissen, laufen Gespräche zwischen der
Türkei und den USA darüber, eine Sicherheitszone im syrisch-türkischen
Grenzgebiet zu schaffen, die geeignet ist, mögliche Spannungen abzubauen
und eine Eskalation zu vermeiden. Das begrüßen wir. Was jedoch das Thema
Flüchtlinge angeht, so ist das natürlich ein sehr komplexes. Für uns stehen
natürlich auch die Rechte der Flüchtlinge mit im Fokus, und da ist
natürlich - das haben wir in einem anderen Kontext auch schon einmal betont
- die Freiwilligkeit der Rückkehr der Flüchtlinge ein ganz wichtiger
Faktor.

Zusatzfrage: Da würde ich Sie um Präzisierung bitten. Sie haben gesagt, die
Freiwilligkeit sei ein wichtiger Bestandteil. Kann ich das so verstehen,
dass es aus Ihrer Sicht rechtlich beziehungsweise völkerrechtlich nicht
zulässig wäre, Menschen gegen ihren Willen dorthin zurückzubringen?

Breul: Grundsätzlich ist es natürlich so, dass Flüchtlinge keine
Verschiebemasse sind, sondern selbstverständlich Rechte haben. Um diese
Rechte kümmern wir uns und kümmert sich übrigens auch die Türkei. Ich will
an dieser Stelle noch einmal betonen, dass die Türkei jetzt schon über
viele Jahre eine sehr große Anzahl von Menschen in ihrem Land beherbergt
und dort auch unterstützt. Das begrüßen wir und das unterstützen wir ja
auch. Herr Alter hatte gerade schon erwähnt, dass wir auch mit der Türkei
darüber im Gespräch sind, wie wir diese Unterstützung auch in Zukunft
fortsetzen können, das ist ein ganz wichtiger Aspekt - natürlich auch immer
in enger Abstimmung mit den internationalen Organisationen, die sich
insbesondere um die Rechte der Flüchtlinge bemühen, also natürlich der
UNHCR, aber auch die IOM. All das passiert nicht in einem rechtsfreien
Raum, sondern natürlich müssen die Rechte der Flüchtlinge gewahrt bleiben.

Frage: An das BMBF: Der baden-württembergische Ministerpräsident
Kretschmann hat heute im Lichte jüngster Berichterstattung über
Auffälligkeiten im Zuge des Prozesses der Standortwahl für die
Batterieforschungsfabrik, die nach Münster gegangen ist, gesagt, er werde
diese neuen Erkenntnisse genau prüfen und werde sich in diesem Zusammenhang
auch mit den Ministerpräsidenten aus Bayern und Niedersachsen
zusammensetzen oder kurzschließen. Meine Frage an das BMBF ist: Können Sie
sich im Lichte der zuletzt doch häufiger werdenden Vorwürfe, was den
Prozess der Standortwahl angeht, überhaupt vorstellen, dass die getroffene
Standortentscheidung für Münster noch einmal zur Disposition gestellt
werden könnte?

Abt: Die Äußerungen, die Sie gerade vorgetragen haben, sind mir noch nicht
bekannt, die müsste ich mir selbst erst noch einmal ansehen. Grundsätzlich
ist es ja so, dass wir zu dem gesamten Standortverfahren zur
"Forschungsfertigung Batteriezelle", die sich ja in das Dachkonzept
"Forschungsfabrik Batterie" und auch in die Gesamtstrategie der
Bundesregierung zur Batteriezellforschung und -fertigung einreiht - da gibt
es ja auch noch Aktivitäten des Wirtschaftsministeriums - schon
verschiedentlich informiert haben. Auch was den Auswahlprozess angeht,
haben wir in verschiedenen Presseterminen, an denen Sie selbst ja auch
teilgenommen haben, informiert. Insofern: Die Entscheidung für den Standort
ist gefallen, und wir sehen auch keine Notwendigkeit, an dieser
Standortentscheidung, die nach den Regeln der Kunst gefallen ist,
Veränderungen vorzunehmen.

Zusatzfrage: Ist das Ministerium der Meinung, dass es im Zuge des gesamten
Prozesses der Auswahl für alle Bewerber in gleicher Weise für Auskünfte und
Gespräche zugänglich war?

Abt: Dazu hatten Sie ja heute auch einen größeren Beitrag in Ihrer Zeitung
veröffentlicht. Es ist so, dass sich nur ein Bundesland nach
Verfahrensinhalten erkundigt hat. Selbstverständlich hätte das Ministerium
Informationsersuchen jedweden Bundeslandes entsprochen.

Frage: Ich habe eine Frage in Bezug auf ein Vorhaben der Bundesregierung:
Es gab eine Überlegung, Tornados unter anderem durch Flugzeuge des Typs
F-35 zu ersetzen. Die Bundesregierung hat darauf verzichtet. Auch parallel
zur ILA - es gab Flieger, die extra zur ILA nach Berlin geflogen worden
waren - gab es schon entsprechende Berichte. Die Frage ist: Weshalb hat die
Bundesregierung darauf verzichtet, diese Ersetzung vorzunehmen? Hat das
damit zu tun, dass das Rüstungstechnikunternehmen Hensoldt eine Art Radar
entwickelt hat, das solche Flugzeuge orten und genau verfolgen kann?

Routsi: Was die Tornado-Nachfolge angeht, so hat sich die Ministerin dazu
eingelassen, dass es im ersten Quartal des kommenden Jahres eine
Entscheidung geben wird. Diese beruht natürlich auf unterschiedlichsten
Unterhaltungen und Austauschen - unter anderem Gesprächen, die die
Ministerin gerade auf ihrer Reise in den USA mit ihren amerikanischen
Counterpart geführt hat -, die ich hier nicht weiter kommentieren möchte.

Auf das, was Sie hinsichtlich der F-35-Flugzeuge ansprechen, kann ich
vonseiten des Verteidigungsministeriums nicht eingehen; dazu müssten Sie
sich an das amerikanische Unternehmen oder an die amerikanischen
Streitkräfte wenden.

Zusatzfrage: Vielleicht kann das Wirtschaftsministerium dazu etwas sagen?
Man hatte hier in Deutschland ja nachweislich doch einen gewaltigen Schritt
unternommen. In den Medien gab es Berichte, in denen es im Hinblick auf
eine Entwicklung der Ulmer Firma Hensoldt hieß: "Fürchtet der US-Kampfjet
F-35 das neue deutsche Wunderradar?" Weshalb hat die Bundesregierung sich
also anders entschieden?

Eichler: Tut mir leid, ich kann Ihnen nichts über das, was meine Kollegin
Ihnen gerade gesagt hat, Hinausgehendes sagen.

Zusatz: Aber es ist ja ein Fakt, dass diese Flugzeuge in Deutschland
präsentiert werden sollten, und sie sind auf der ILA nicht abgehoben.

Routsi: Wir sind da der falsche Ansprechpartner. Sie müssen sich an die
amerikanischen Streitkräfte wenden, denn zu denen gehört die F-35. Von
daher kann ich Ihnen leider nicht weiterhelfen.

Frage: Herr Breul, können Sie etwas zur Situation in Peru zwischen der
Regierung und dem Parlament sagen?

Breul: Wir beobachten die aktuellen politischen Entwicklungen in Peru
natürlich sehr aufmerksam. Wir sind jetzt, Stand heute, zuversichtlich,
dass für die gegenwärtige Krise eine Lösung gefunden werden kann, die die
institutionelle und politische Stabilität in Peru nicht gefährdet. Wichtig
ist natürlich, dass sich alle Seiten an die verfassungsrechtlichen Vorgaben
halten und hier im Rahmen der Verfassung eine vernünftige Lösung gefunden
werden kann.

Frage: Herr Breul, heute ist ja der Jahrestag des Mordes an dem saudischen
Journalisten Jamal Khashoggi. Sie haben in diesem einen Jahr wiederholt
Aufklärung und Transparenz angemahnt, aber in diesem Jahr es nichts
passiert. Es gab gestern auch Kritik von der UN-Ermittlerin, Frau Agnès
Callamard, was die Ermittlungen in Saudi-Arabien angeht. Sie hat gesagt,
diese Ermittlungen seien nicht ausreichend und blieben auch hinter den
internationalen Standards zurück. Was ist Ihre Einschätzung zu diesem
Strafprozess?

Breul: Es gilt eigentlich das, was wir hier letzte Woche schon besprochen
hatten: Wir erwarten von Saudi-Arabien weiterhin eine vollständige und
glaubhafte Aufklärung, und das gilt auch ein Jahr nach diesem grausamen
Mord weiter.

Zusatzfrage: Frau Callamard hat noch einmal ganz klar festgestellt, dass
dem saudischen Kronprinz strafrechtlich Verantwortung zugewiesen werden
kann. Sie fordert auch internationale Sanktionen gegen das saudische
Regime. Wie steht die Bundesregierung dazu?

Breul: Wir haben uns zu dem Bericht von Frau Callamard ja schon geäußert.
Ihr Bericht ist eine wichtige Einschätzung zu den Vorkommnissen im
saudi-arabischen Konsulat, die wir sicherlich in eine abschließende
Gesamteinschätzung mit einbeziehen müssen. Mindestens ebenso zentral sind
natürlich auch die Untersuchungen und Verfahren, die noch in der Türkei und
in Saudi-Arabien laufen. Auch Frau Callamard hat in ihrem Bericht
unterstrichen, dass weitere Untersuchungen nötig seien, insbesondere zur
persönlichen Verwicklung saudischer hochrangiger Offizieller. Das zeigt
unter dem Strich aber: Wir müssen die Ergebnisse der Untersuchungen und
Verfahren abwarten, bevor wir uns hierzu abschließend äußern können.

Zusatzfrage: Erfüllt die juristische Aufarbeitung Saudi-Arabiens die
Mindeststandards, die die Bundesregierung an eine solche Aufarbeitung hat?

Breul: Die Untersuchungen laufen ja noch. Ich glaube, ich kann hier nicht
einzelne Schritte der Untersuchungen kommentieren. Unter dem Strich bleibt
stehen - das habe ich vorhin auch schon gesagt -: Wir erwarten eine
vollständige und glaubhafte Aufklärung.

Mittwoch, 2. Oktober 2019
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Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Dienstag, 1. Oktober 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel mit Vertretern
internationaler Organisationen in Berlin



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, heute wieder - und
das zum elften Mal - Gastgeberin für das Treffen mit den internationalen
Organisationen zu sein. Es haben sich Veränderungen ergeben. David Malpass
ist jetzt der Chef der Weltbank, und der Internationale Währungsfonds ist
heute vertreten durch David Lipton, der heute hier ist, weil die neue
Chefin des Internationalen Währungsfonds, Kristalina Georgiewa, heute ihr
Amt antritt und nicht gleich am ersten Tag nach Deutschland reisen wollte.
Wir freuen uns also, David Lipton hier zu Gast zu haben. Ich möchte
Kristalina Georgiewa aber noch einmal herzlich beglückwünschen und ihr
alles Gute in der neuen Funktion wünschen. Sie hat ja Erfahrung mit den
internationalen Organisationen, weil sie bei der Weltbank eine wichtige
Funktion hatte.

Die Diskussion, die wir geführt haben, hat einheitlich das Ergebnis
gebracht, dass sich die Weltwirtschaft in einer nicht einfachen Lage
befindet, und wir bekommen von allen Organisationen überall eine
Verlangsamung des Wachstums prognostiziert. Wir sehen das ja in Deutschland
an unseren eigenen Wachstumsprognosen, aber das gilt eigentlich auch für
alle wichtigen Akteure im Bereich der Weltwirtschaft. Das hat natürlich
gerade auch Auswirkungen auf die ärmeren Länder, denn auf Dauer ist eine
Verlangsamung des Wachstums auch verbunden mit einer Verlangsamung der
Entwicklung von Beschäftigungschancen.

Besonders sorgenvoll muss einen auch stimmen, dass in letzter Zeit auch
bestimmte Investitionen zurückgegangen sind. Ich glaube, das ist
zurückzuführen auf die Unsicherheiten, die es gibt - einmal durch den
Handelskonflikt zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und China. Zum
anderen ist das, wenn wir uns auf der anderen Seite die europäische
Landschaft anschauen, natürlich auch auf die Tatsache zurückzuführen, dass
der Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union noch nicht
vollzogen ist. Keiner weiß, ob das jetzt mit einem geregelten Austritt
verbunden ist - wofür wir arbeiten und was ich auch nach wie vor für
möglich halte - oder ob es doch zu stärkeren Friktionen kommt.

Insgesamt kann man also sagen, dass die Weltwirtschaft und auch das
Handelsvolumen in einer nicht einfachen Situation sind. Gleichzeitig kann
man auch sagen, dass die multilateralen Institutionen unter Druck sind und
dass sie in ihrer Beschlussfassung nicht so schnell sind, wie man es
eigentlich angesichts der technologischen und globalen Revolutionen
bräuchte. Deshalb war unser Austausch heute natürlich von besonderer
Bedeutung.

Ich persönlich glaube, dass die multilaterale Zusammenarbeit von
entscheidender Bedeutung ist und dass sie das Beste - wenn auch nicht immer
vollkommen - ist, um möglichst vielen Menschen auf der Welt eine
Entwicklungsperspektive zu geben. Die gute Nachricht, die ich heute -
insbesondere vom IWF - gehört habe, ist, dass in vielen Ländern der private
Konsum, die private Hoffnung, dass es gut weitergeht, im Augenblick das
Wachstum trägt. Das kann ich auch für Deutschland sagen, denn wir haben in
den letzten Jahren steigende Löhne gehabt und wir haben jetzt einen viel
besseren Binnenkonsum. Ich hoffe, dass wir das auch weiter so erhalten
können. Unser jetzt beschlossenes Klimaprogramm mit Investitionen in Höhe
von 54 Milliarden Euro in den nächsten Jahren bis 2023 ist ein Beispiel
dafür, wie man Wachstum stimulieren kann, Innovation befördern kann und
Forschung und Entwicklung nach vorne bringen kann.

Von den Vertretern der internationalen Organisationen wurden natürlich
verschiedene Schwerpunkte gesetzt:

Ich unterstütze sehr das Engagement der Weltbank sowohl bei der
Unterstützung der Länder bei der Bewältigung des Klimawandels als auch bei
der Konzentration vieler Arbeiten auf afrikanische Länder; denn der
afrikanische Kontinent ist der, der sozusagen zu einem selbsttragenden
Aufschwung kommen muss. Glücklicherweise sind die Wachstumsraten in den
afrikanischen Ländern zum Teil noch sehr hoch. Diese Konzentration auf
Afrika kommt uns sehr zupass, weil auch ich und auch wir ja in der 
G20-Präsidentschaft mit dem "Compact with Africa" einen Schwerpunkt gesetzt
haben. Auch ich werde in diesem Herbst wieder afrikanische Länder einladen,
die bereit sind für Reformen und die wir dann auch in ihrer
wirtschaftlichen Tätigkeit unterstützen sollten. Leider muss ich sagen: Für
die deutsche Wirtschaft ist die Attraktivität noch nicht so groß, dass die
deutsche Wirtschaft in großem Maße in Afrika investiert. Gerade auch der
IWF hat heute noch einmal darauf hingewiesen, dass diese Handelsströme in
Zukunft noch viel besser in Gang kommen müssen.

Zweitens haben wir über die Herausforderungen der Digitalisierung
gesprochen. Ich möchte hier die Arbeit der OECD hervorheben. Wir schauen
mit Interesse darauf, ob wir zu einer globalen Lösung für
Digitalbesteuerung, also für die Besteuerung digitaler Unternehmen, kommen.
Das wäre allemal besser, als wenn wir Flickenteppiche einführen würden;
deshalb setze ich darauf sehr viel Hoffnung. Allerdings drängt die Zeit,
denn gerade in Europa wird der Druck sehr groß, ansonsten unilateral, also
europäisch zu handeln, und ich hielte das nur für die zweitbeste Lösung,
zumal wir in diesem Bereich auch wirkliche Chancen haben, mit den
Vereinigten Staaten von Amerika einen gemeinsamen Weg zu finden.

Wir haben dann über die Wichtigkeit des Handels als Ausdruck der
multilateralen Zusammenarbeit gesprochen. Wir wissen, dass es eine Vielzahl
von bilateralen Abkommen gibt. Wir hoffen, dass es auch ein Abkommen
zwischen den USA und China geben wird. Insgesamt haben wir uns aber immer
wieder - auch auf den G20-Treffen - dazu bekannt, die
Welthandelsorganisation als Ganzes zu reformieren, und Roberto Azevêdo hat
über diese Arbeiten Bericht erstattet. Sie gestalten sich schwierig, aber
es gibt mehr Aktivitäten, als vielleicht bekannt ist. Wir wollen diese
Arbeit dann auch wirklich unterstützen.

Last, but not least: Jede Friktion im Welthandel hat natürlich
Implikationen für diejenigen, für die die wirtschaftliche Tätigkeit
eigentlich gemacht ist, nämlich für die Menschen in unseren Ländern. Ich
begrüße, dass es der Internationalen Arbeitsorganisation gelungen ist, eine
Erklärung - eine Jahrhunderterklärung sozusagen - zur Zukunft der Arbeit zu
verabschieden. Die Internationale Arbeitsorganisation zeichnet sich ja
dadurch aus, dass in ihr nicht nur Regierungen vertreten sind, sondern dass
dort auch die Arbeitnehmervertretungen und die Arbeitgebervertretungen eine
Rolle spielen. Umso wichtiger ist, dass es gelungen ist, dass von über 190
Ländern, glaube ich, eine solche Erklärung verabschiedet werden konnte. Wir
können nur darauf Wert legen, dass wir nicht vergessen - und das ist für
Deutschland ja auch ganz denklogisch im Geist der sozialen Marktwirtschaft
-, dass Menschen mitgenommen werden müssen, gerade in diesen technisch
revolutionären Zeiten bei der Digitalisierung. Denn es stellt sich ja die
Frage, ob all das, was wir im Bereich der Industrieproduktion in vielen
Ländern an Regelwerk erreicht haben, jetzt nicht mehr gilt, wenn wir völlig
neue Arbeitsmethoden im Bereich der Digitalisierung haben. Wir müssen daher
- Deutschland hat das durch eine Weiterbildungsstrategie gemacht -
lebenslanges Lernen ermöglichen.

Ein erschreckender Befund, auf den Guy Ryder noch einmal hingewiesen hat,
ist die Tatsache, dass 25 Prozent der Kinderarbeit auf der Welt mit
globalen Wertschöpfungsketten verbunden ist. Das heißt, dass die reicheren
Länder im Grunde davon profitieren, dass Kinder arbeiten müssen. Daran zu
arbeiten, dass das nicht mehr stattfindet, ist, glaube ich, eines der ganz
wichtigen Ziele.

Insgesamt danke ich allen Teilnehmern, dass wir das Thema der
multilateralen internationalen Zusammenarbeit auch heute wieder diskutieren
konnten - wir werden das beim Abendessen fortsetzen, mit den Schwerpunkten
Klima und Afrika. Wir waren uns alle einig, dass die Kohärenz des Agierens
der internationalen Organisationen wichtig ist, um den Wirkungsgrad der
Arbeit an den verschiedenen Baustellen zu erhöhen. Dem dient ein solches
Treffen, ein solcher Austausch. Deshalb herzlichen Dank an alle, die
gekommen sind!

Gurría: Liebe Frau Bundeskanzlerin, wir glauben, dass die Tatsache, dass
sich quasi alle globalen Themen aktuell verschlimmern und schwieriger
werden, darin begründet liegt, dass sie nicht durch den multilateralen
Modus angegangen worden sind.

Der Handel kommt einem da natürlich sofort ins Gedächtnis. Zum Ende des
Jahres haben wir vielleicht kein Quorum mehr im Streitschlichtungsgremium
der WTO. 70 Jahre schrittweiser Deregulierung und schrittweiser
Liberalisierung des Handels kehren sich jetzt um, und wir bewegen uns jetzt
hin zu einem Null-Prozent-Wachstum im Welthandel hin. Das hat brutale
Auswirkungen auf die Investitionen, denn dadurch entsteht Unsicherheit.
Warum investiert man denn? Man investiert, um zu produzieren. Und warum
produziert man? Man produziert, um etwas zu verkaufen. Aber wenn man nicht
weiß, ob man etwas auch verkaufen kann oder welche Zölle man dafür bezahlen
muss oder welche Zugänge zu bestimmten Märkten überhaupt möglich sind, dann
investiert man nicht. Das wirkt sich bereits heute stark aus. Vor einem
Jahr haben wir vorausgesagt, dass wir dieses Jahr ein fast vierprozentiges
Wachstum in der Weltwirtschaft erleben würden. Die letzte Prognose aus der
letzten Woche liegt bei lediglich 2,9 Prozent. Wir zahlen also jetzt schon
den Preis dafür.

Der Bereich Klima ist ein weiteres Thema, bei dem der Multilateralismus
unter Druck geraten ist. Wir machen Rückschritte, die Emissionen steigen
wieder. Wir wussten bereits: Selbst wenn jeder seine im Pariser Abkommen
gesetzten Ziele erreicht hätte, hätten wir das Ziel, die Erderwärmung unter
zwei Grad zu halten, wahrscheinlich nicht erreicht - und noch viel weniger
das Ziel, sie unter 1,5 Grad zu halten. Die meisten Länder können ihre im
Pariser Abkommen gesetzten Klimaziele aber gar nicht erreichen. Das ist
also auch ein großer Themenbereich. Frau Bundeskanzlerin, ich möchte hier
auch ganz öffentlich sagen: Das Programm, das Maßnahmenpaket, das Sie
entworfen haben, um die Zielerreichung für Deutschland zu beschleunigen,
ist ganz besonders zu würdigen.

Wenn wir über multilaterale Themen sprechen, dann müssen diese multilateral
angegangen werden. Migration ist solch ein Thema. Wie kann man die
Migration denn nicht multilateral angehen? Die Migration ist ein
multilaterales Thema. Nur so kann man es lösen, und wir müssen uns diesem
Thema widmen, auch wenn sich nicht alle Länder dem "Global Compact for
Migration" angeschlossen haben. Auch das Globale Forum für
Stahlüberkapazitäten ist ein sehr praktisches Thema. Da wird es immer
schwieriger, das Mandat zu erneuern und Fortschritte zu erreichen. Das sind
sehr praktische Themen, die sich stellen. Die Erstellung von Kommuniqués
wird immer komplizierter. Das Problem liegt nicht im Kommuniqué an sich,
dem Papier, sondern es geht darum, dass klare Mandate fehlen. Es ist nicht
mehr der Fall, dass sich alle führenden Politiker für ein klares Mandat
aussprechen, und dann wird das Mandat infrage gestellt. Es ist uns selbst
in den internationalen Organisationen, aber auch dem Rest der Welt nicht
mehr klar, wohin wir uns entwickeln.

Darüber hinaus gibt es die alten Herausforderungen, also die
Herausforderungen, die es bereits in der Vergangenheit gab, beispielsweise
die Frage niedriger Produktivität bzw. die Wachstumsfrage. 2014 haben wir
uns in Australien getroffen und haben beschlossen, dass wir alle Maßnahmen
einführen würden, um zwei Prozent mehr Wachstum zu erreichen - aber mehr
als was? So ist es uns nicht gelungen, das Ganze bis 2020 auch wirklich
umzusetzen.

Sie haben die Arbeit zu Steuerfragen angesprochen, Frau Bundeskanzlerin.
Auch hier möchte ich sagen, dass wir unsere Arbeit natürlich fortführen.
Wir können das aber nur dann tun und nur dann Ergebnisse erzielen, wenn wir
multilateral agieren. Das gilt auch für Digitales, für künstliche
Intelligenz usw.

Wir müssen also weiterhin den Multilateralismus offen und mit lauter Stimme
unterstützen, und Sie sind da natürlich an vorderster Front. Dafür danken
wir Ihnen ganz herzlich, Frau Bundeskanzlerin.

Zweitens. Wir müssen die Belege liefern, die Fakten auf den Tisch legen.
Das ist vielleicht unangenehm, das ist vielleicht auch schwierig, aber das
ist unsere Raison d'être, dafür sind wir da, das ist unsere Aufgabe. Wir
sind dafür da, die Fakten zu liefern und der Welt vorzulegen.

Drittens müssen wir untereinander besser zusammenarbeiten. Es ist jetzt das
elfte Mal, dass wir in dieser Form mit der Frau Bundeskanzlerin
zusammentreffen - eine Art Gruppentherapie, wenn Sie so wollen, denn wir
alle bringen unsere Sorgen vor und sie ist dann der Arzt, der uns versorgt.
Gleichzeitig muss ich aber auch sagen: Das ist von höchster Bedeutung für
uns, um unsere Arbeit besser zu koordinieren. Also herzlichen Dank!

Malpass: Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin! Ich möchte Ihnen sehr herzlich
für Ihre führende Rolle innerhalb dieses Forums und auch in anderen Foren
danken.

Ich möchte ebenfalls Kristalina Georgiewa sehr herzlich dazu gratulieren,
dass sie nun von der Weltbank zum IWF geht. Wir werden sie bei der Weltbank
natürlich vermissen, aber es ist eine hervorragende Sache für den
Internationalen Währungsfonds und für die ganze Welt, da eine Kontinuität
und eine Zusammenarbeit zwischen unseren beiden Organisationen zu haben.
Ich habe heute angekündigt, dass Axel van Trotsenburg Managing Director bei
der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung sowie bei der
Internationalen Entwicklungsorganisation - zwei Teilen der Weltbankgruppe -
wird.

Ich freue mich, dass ich vor unserem heutigen Treffen auch
Entwicklungsminister Gerd Müller getroffen habe. Wir haben über grüne
Fragen und über die die Einrichtung von Normen gesprochen, insbesondere in
Bezug auf Entwicklungsländer.

Unsere Gespräche heute waren von aktueller Natur. Es gab natürlich auch
unterschiedliche Ansichten innerhalb der Gruppe. Die globale Abschwächung
der Weltwirtschaft stellt sich so dar: Die Weltbank hat im Juni 2,6 Prozent
Wachstum prognostiziert. Jetzt sieht es so aus, als ob wir auch das nicht
erreichen und dass es eine noch niedrigere Wachstumsrate geben wird. Das
liegt an Unsicherheit im Handelsbereich, auch der Brexit wurde genannt, und
das liegt auch an eingefrorenen Kapitalvolumina. Niedrige Anleiheerträge
sind ein Problem und hemmen die Investitionen. Das langsame Wachstum setzt
auch Entwicklungsländer unter Druck, die ohnehin bereits unter großem Druck
stehen, da sich die Investitionsraten reduzieren. Das sind also wichtige,
drängende Herausforderungen.

Es ist notwendig, dass wir international zusammenarbeiten. Wir brauchen
effektive, starke Organisationen, um Länder dabei zu unterstützen, ihre
Entwicklungsziele auch zu erreichen. Wir haben über angemessene Politiken
bezüglich der nationalen Ausgaben, Besteuerung, Schuldenpolitik,
Währungspolitik, Geldpolitik und Regulierung gesprochen. Wir haben auch
über Entwicklungspolitik gesprochen, und ich freue mich über die
Gelegenheit, mit der Bundeskanzlerin darüber zu sprechen. Wir haben uns
über Afrika ausgetauscht, über die Sahelzone. Es gab Fortschritte am Horn
von Afrika. Der "Compact with Africa" unter Führung Deutschlands ist
eingerichtet worden. IDA19 ist eingerichtet worden 75 der ärmsten Länder
profitieren davon.

Wir haben außerdem über die Klima- und Umweltfragen gesprochen. Ich möchte
Deutschland noch einmal ganz herzlich für seine Beiträge zum Green Climate
Fund danken. Die Weltbank hat bereits angekündigt, dass wir unsere Zusagen
für Klima- und Umweltmaßnahmen verdoppeln werden; wir werden 200 Milliarden
US-Dollar für Klima- und Umweltfragen mobilisieren. Die Weltbank ist bei
Weitem der größte Financier solcher Maßnahmen: Etwa die Hälfte der
weltweiten Finanzierung aus internationalen Organisationen für Klima- und
Umweltprojekte stammt von der Weltbank, und wir bleiben diesem Thema auch
verpflichtet.

Wir haben über die Digitalisierung gesprochen, die Bedeutung von
Digitalisierung, mobile Bankinggeschäfte. Es gibt neue Möglichkeiten, das
Geld zu den ärmsten Menschen der Welt zu bringen und sie aus der Armut
herauszubringen. Es gibt relativ neue Technologien, die dabei sehr
hilfreich sind.

Wir haben uns über die Herausforderungen in unseren Beziehungen mit China
ausgetauscht. Wir haben über Schuldentransparenz und über die Bedeutung des
World Development Report, des Berichts, den die Weltbank nächste Woche
veröffentlichen wird, gesprochen. Darin geht es um globale
Wertschöpfungsketten. Das ist ein wichtiger Bereich im Welthandel.

Wir haben darüber gesprochen, dass wir uns darüber freuen, dass man sich
einigt, dass man internationale Treffen besser koordinieren und etwas
verschlanken will. Das wird die Zusammenarbeit zwischen den internationalen
Organisationen erleichtern.

Frau Bundeskanzlerin, herzlichen Dank dafür, dass Sie uns heute hier
empfangen haben! Danke für Ihre führende Rolle!

Lipton: Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin, dafür, dass Sie uns als Gruppe
zusammengebracht haben. Wir hatten heute eine lebhafte Diskussion und
werden sie beim Abendessen noch fortführen.

Wir freuen uns sehr auf Frau Kristalina Georgiewa, die das Amt von
Christine Lagarde übernehmen wird. Wir freuen uns sehr, dass jetzt eine
zweite großartige Frau an der Spitze steht. Sie übernimmt das Amt von einer
hervorragenden Vorgängerin.

Noch einige Worte zu den Prognosen für die Weltwirtschaft: Wir glauben,
dass die Weltwirtschaft schrittweise und synchronisiert einen Abschwung
erlebt. Vor zwei Jahren, 2017, lag das Weltwirtschaftswachstum bei 3,9
Prozent. Überall auf der Welt hatte es sich quasi beschleunigt. 80 Prozent
der Welt hatten ein beschleunigtes Wachstum. Dieses Jahr sehen wir eine
Verlangsamung. Im Juli gingen wir davon aus, dass das Wachstum dieses Jahr
bei 3,2 Prozent liegen würde. Bei etwa 80 Prozent der Weltwirtschaft hat
sich das Wachstum verlangsamt. Die Daten seit dem lassen uns die
Erwartungen nach unten korrigieren. Wie es Frau Bundeskanzlerin bereits
angesprochen hat, gibt es diese Trends. Das Wachstum verlangsamt sich. Die
Investitionen verlangsamen sich. Das Geschäftsklima leidet. Das
produzierende Gewerbe verlangsamt sich. Gleichzeitig gibt es überall in den
Industrienationen einen starken Konsum, weil die Löhne und Gehälter stark
angestiegen sind. Das bedeutet, dass die Dienstleistungssektoren recht gut
aufgestellt sind.

Was steht hinter diesen Entwicklungen? Die Produktivität hat sich in den
Industrienationen und den Schwellenländern über Jahre hinweg verlangsamt.
Die neuen Faktoren, die in den letzten Jahren hinzugekommen sind, waren die
Handlungsspannungen, die Zölle und vor allem die Unsicherheit bezüglich der
Handelspolitiken. Das hat die Verlangsamung im Handel und auch in den
Investitionen bewirkt. Es gibt zahlreiche Ereignisse auf der Welt wie etwa
den Brexit. Viele Schwellenländer haben zu kämpfen und haben jetzt einige
schwere Jahre hinter sich.

Welches sind also unsere Empfehlungen? Der wichtigste Punkt für uns ist,
vor allem keinen Schaden anzurichten. Es ist wichtig, dass die
Handlungsspannungen abgebaut werden und dass es Dialog gibt. Es wird aber
nur dann Handelsabkommen geben, wenn man Kompromisse eingeht. Das bedeutet,
dass Länder mit Handelspraktiken und anderen Praktiken, die einer globalen
integrierten Wirtschaft nicht mehr angemessen sind, etwas ändern. Das ist
sehr wichtig; denn das wirkt sich auch auf andere Länder aus. Darüber
hinaus ist es, wenn die Handelskonflikte nicht entschärft werden, sehr
schwierig, makroökonomische Maßnahmen zu ergreifen, um eine Eskalation der
Handelsspannungen aufzufangen. Deswegen ist Deeskalation so wichtig.

Die Politiker müssen das natürlich möglichst schlagkräftig unterstützen.
Die Zentralbanken waren bereit, Unterstützung zu liefern. Wir glauben, dass
das ein materieller Faktor war, um die Verlangsamung des
Weltwirtschaftswachstums aufzuhalten. Wir glauben, dass die Fiskalpolitik
bereit sein muss, wenn es eine Abschwächung gibt, hineinzugehen und etwas
zu tun - dafür muss sie auch den Handlungsspielraum haben -, und dass
Fiskalpolitik und Strukturpolitik so ausgerichtet werden müssen, dass es
mehr Dynamik und mehr Chancen in der Privatwirtschaft gibt, damit
Infrastruktur sowie Forschung und Entwicklung gestützt werden. Wenn Länder
keinen Handlungsspielraum haben und konsolidieren müssen, dann soll ihnen
das möglich sein.

Niedrige Zinssätze haben in großen Teilen der Welt bereits über längere
Zeit existiert. Sie werden wahrscheinlich weiterhin niedrig bleiben.
Gleichzeitig wollen Investoren auf dem Privatsektor natürlich Erträge
erzielen. Das ist aktuell kein imminentes Problem, aber wir glauben, dass
die Politiker darum wissen müssen, sich dieser Risiken bewusst werden
müssen und damit umgehen müssen, um sicherzustellen, dass wir nicht wieder
zu einer finanziellen Instabilität kommen, die in der Vergangenheit, in der
Finanzkrise, einmal sehr schädlich gewesen ist.

Azevêdo: Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin! Ich muss damit beginnen, dass
es Handelsspannungen gibt. Diese sind eine riesige Herausforderung für die
gesamte internationale Gemeinschaft. Sie haben tatsächliche negative
Auswirkungen auf die Wirtschaft, auf globale Wachstumsraten. Heute haben
wir unsere revidierte Prognose veröffentlicht. Es gibt eine starke
Korrektur nach unten. 2019 wird das produzierende Gewerbe nur um 1,2
Prozent wachsen. Noch vor wenigen Monaten gingen wir von einem Wachstum um
2,6 Prozent aus. Die Zahl hat sich also mehr als halbiert.

Natürlich gibt es noch Potenzial für eine Verbesserung. Das ist möglich.
Aber eine solche Erholung hängt davon ab, ob es eine Umkehr bei den
Handelsspannungen gibt. Daran müssen wir also arbeiten.

Die WTO ist auch schon aktiv geworden. Wir arbeiten daran, diese Spannungen
abzubauen. Wir wollen Gespräche zwischen den Mitgliedsstaaten ermöglichen
und die bilateralen Gespräche dadurch ergänzen. Wir versuchen, die
Mitglieder dabei zu unterstützen, Streitigkeiten beizulegen. Das
Streitschlichtungsgremium ist, wie bereits gesagt wurde, in einer
schwierigen Situation. Wenn es bis Dezember keine Ernennungen gibt, dann
könnte das System quasi blockiert werden. Wir müssen das Problem also
lösen. Daran arbeiten wir sehr hart. Frau Bundeskanzlerin und ich, wir
haben heute auch schon darüber gesprochen.

Zweitens: Wir arbeiten auch daran, die globale Handelsarchitektur zu
stärken. Wir wollen die WTO reformieren. Wir wollen unsere
Verhandlungsprozesse beschleunigen und das System so ausrichten, dass es
auf wirtschaftliche Veränderungen schneller reagieren kann, dass es sich
modernisiert und dass moderne Standards und Regelungen eingeführt werden.
Die G20 haben ihre volle Unterstützung für eine Modernisierung der WTO
ausgesprochen. Frau Bundeskanzlerin war ebenfalls dabei. Auch beim 
G7-Gipfel in Biarritz ist das Ganze bekräftigt worden.

Diese Reformen vollziehen sich schrittweise. Es gibt gleichgesinnte
Gruppen, die sich gefunden und Initiativen ergriffen haben, um
elektronischen Handel, Digitalisierung, Unterstützung für KMU, inländische
Regulierungen und die wirtschaftliche Stärkung von Frauen anzugehen. Das
sind offene Initiativen. Jeder kann beitreten, und jeder kann sich ihnen
anschließen. Damit wird wirklich eine neue Stärke aufgebaut.

Dann haben wir die traditionellen Themen, etwa die Deadline 2019 für die
Fischereisubventionen, die wir einhalten müssen. Dabei geht es auch um das
Thema der Ernährungssicherung und Ähnliches.

Unsere zwölfte Ministerkonferenz wird im Juni in Kasachstan stattfinden.
Das ist ein wirklicher Meilenstein. Vieles steht auf der Agenda. Ich freue
mich, dass wir die systemischen Probleme bereits jetzt angehen können. Mit
der Frau Bundeskanzlerin haben wir darüber gesprochen, auch mit den anderen
Teilnehmern am Gespräch. Ich hoffe, dass es uns gelingen wird, während des
Abendessens noch mehr ins Detail zu gehen. - Vielen Dank.

Ryder: Frau Bundeskanzlerin, auch ich möchte ganz herzlich dafür danken,
dass Sie uns wieder zusammengebracht haben. Es ist wie immer ein sehr
wertvolles und sehr interessantes Treffen gewesen.

Wie gesagt, hat es eine Abschwächung des Wachstums, eine Abschwächung im
Handel gegeben. Darüber haben meine Kollegen bereits gesprochen. Das wird
auf jeden Fall auf die Arbeitsmärkte zurückschlagen. Ich denke, dass wir
erwarten müssen, dass wir nach einer kurzen Verbesserung und Stabilisierung
der Arbeitslosenzahlen vermutlich im nächsten Jahr wieder ein Ansteigen der
Arbeitslosenzahlen erleben werden. Das kommt natürlich im Anschluss an eine
Zeit, in der sich viele über die Zukunft der Arbeit Sorgen machen.

Wir feiern dieses Jahr das hundertjährige Bestehen meiner Organisation und
haben uns daher die Dynamik der Arbeitswelt auch einmal ein bisschen
langfristiger angesehen. Die Menschen machen sich jetzt über viele Themen
Sorgen: Welche Auswirkung wird die Dekarbonisierung auf den Handel haben?
Dann betrifft das Klimaaktionen, Demografien, die sich in der Welt völlig
unterschiedlich entwickeln, und auch den unsicheren Pfad, den die
Globalisierung jetzt einschlägt.

Einige der Themen, die wir heute besprochen haben, einige dieser
langfristigen Themen zur Zukunft der Arbeit, haben es mir erlaubt, auch
darauf hinzuweisen, dass es Arbeitsmarktdynamiken im Bereich der
Klimadiskussion gibt. Viele unter den Arbeitnehmern machen sich darüber
Sorgen, wie der Übergang zur Klimaneutralität geschafft werden soll und
welche Auswirkung es auf sie haben wird, wenn man diesen Übergang erreichen
will. Das wurde gerade heute Morgen auf einem Treffen im BMU auf sehr
interessante Weise besprochen. Ich denke, allen müssen durch Prozesse des
lebenslangen Lernens auch die richtigen Fähigkeiten vermittelt werden, und
zwar einfach deshalb, weil die Dynamik der Veränderungen so schnell ist,
dass auch jeder Einzelne seine Fähigkeiten im Arbeitsleben verbessern und
erweitern muss.

Bisher gibt es immer noch eine große Disparität bei den Gehältern. Noch
immer sind Frauen sehr stark benachteiligt, was die Höhe der Gehälter
angeht. Wir haben übrigens ein sehr wichtiges Instrument über die Schikane
und Belästigung am Arbeitsplatz erarbeitet. Wir hoffen, dass das einige der
schlimmsten Auswüchse auf dem Arbeitsmarkt angehen wird.

Wir haben über die globalen Wertschöpfungsketten gesprochen. Die
Bundeskanzlerin hat die doch relativ schockierende Tatsache erwähnt, dass
etwa ein Viertel der Kinderarbeit in den globalen Wertschöpfungsketten zu
finden ist. Wir müssen uns auch einmal überlegen, wie die globalen
Wertschöpfungsketten so gesteuert werden können, dass den humanitären
Aspekten ebenfalls Rechnung getragen wird.

Dann gibt es natürlich die Gig Economy, die Plattformwirtschaft. Viele
fragen sich, ob die bestehenden Institutionen, die unseren Arbeitsmarkt
eigentlich regulieren sollen, immer noch so ausgestattet sind, dass sie
auch mit diesen neuen Formen der Arbeit tatsächlich fertigwerden können.

Wir haben sehr viel besprochen, zum Beispiel das Funktionieren des
Multilateralismus. Wir alle haben gesagt, dass der Multilateralismus unter
Druck ist. Ich glaube nicht, dass irgendwer, der im internationalen und
multilateralen System tätig ist, behauptet, dass das System perfekt sei.
Aber man muss sagen, dass das multilaterale System letzten Endes auch daran
gemessen werden wird, ob es Ergebnisse für diejenigen zeitigt, die sich das
erwarten.

Ich kann für die Organisation, für die hier am Tisch zu sprechen ich die
Ehre habe, nur sagen: Wir wollen unsere Zusammenarbeit stärken, ohne dass
es Überschneidungen gibt, ohne dass wir uns gegenseitig die Arbeit
wegnehmen, und zwar einfach deswegen, damit wir auch wirklich die
Ergebnisse liefern können, die man von uns erwartet.

Frage: Wenn ich Ihre skeptischen Äußerungen höre, dann frage ich mich, ob
es am Ende nicht eigentlich einen gemeinsamen Appell an US-Präsident Donald
Trump geben müsste, den Sie alle zwar nicht namentlich erwähnt haben, aber
dessen Handelspolitik Sie alle ja offenbar für die Abkühlung der
Weltwirtschaft verantwortlich machen. Ist es auch Ihre Interpretation, dass
einer der Hauptschuldigen für diese Abkühlung in Washington sitzt?

Ich habe noch eine spezielle Frage an die Kanzlerin und den WTO-Chef. Kann
nicht auch das Thema des Klimas zu einer Belastung für den Welthandel
beitragen, wenn jetzt Phänomene wie eine CO2-Grenzsteuer und möglicherweise
neue Formen von Protektionismus diskutiert werden?

BK'in Merkel: So einfach ist es ja nicht. Natürlich sind die zwei größten
Ökonomien der Welt im Augenblick in einer schwierigen Situation, was den
Handel anbelangt. Das sind die Vereinigten Staaten von Amerika und China.
Aber wie David Lipton, wenn ich ihn zitieren darf, schon gesagt hat: Alle
Seiten müssen an einer solchen Stelle Kompromisse finden. Nach wie vor gibt
es ja die Hoffnung, dass es hierbei zu einer Lösung kommt. Dies würde die
Unsicherheit natürlich entschärfen.

Aber es ist einfach der Fall, dass ein Handelsabkommen, von dem man
vielleicht schon eine ganze Zeit lang gedacht hat, dass es kommen könnte
ich halte es auch weiterhin für möglich, dass es kommen kann , noch nicht
fertiggestellt ist. Die Verhandler werden gute Gründe dafür haben. Ich kann
nur hoffen, dass es zu einem Kompromiss kommt.

Zweitens haben wir hier gar keinen Grund, in irgendeiner Weise hochmütig zu
sein. Wir verhandeln seit drei Jahren mit Großbritannien über einen
Austritt Großbritanniens, der geregelt ist. Er bringt auch für uns eine
große Unsicherheit. Ich denke etwa daran, dass dieser Austritt am 
31. Oktober stattfinden soll und dass viele Arbeitnehmer heute noch nicht genau
wissen, wie die Wertschöpfungskette in Zukunft aussieht. Das ist natürlich
auch ein erhebliches Unsicherheitspotenzial. Denn Großbritannien ist ja
kein kleines europäisches Land, sondern ein großer, weltweiter Player.

Insofern sage ich einmal: Ein jeder kehre vor seiner Tür; dann wird die
Welt eine bessere sein. Das war der Geist, in dem wir hier miteinander
gesprochen haben. Wir kommen sowieso nur gemeinsam voran. Deshalb kann ich
nur sagen: Ich hoffe, dass alle Anstrengungen unternommen werden. Der Wille
der hier Anwesenden ist ja da, aber nicht alles haben wir in unserer Hand.
Insofern, glaube ich, profitieren wir alle. Wir haben ja auch 2008 und 2009
in der großen internationalen Finanzkrise die Erfahrung gemacht, dass wir
diese weltweite Krise im Grunde durch das gemeinsame Handeln - die G20 sind
damals auf Ebene der Staats- und Regierungschefs erfunden worden - gut
überlebt haben und eigentlich in gutem Fahrwasser waren. Vielleicht können
und sollten wir uns daran wieder erinnern.

Zu Ihrer zweiten Frage: Es ist immer die Frage, ob man es gut macht oder
nicht. Wir können uns diese zusätzlichen Steuern ersparen, wenn wir
möglichst einig auf eine CO2-schonende Wirtschaft hinarbeiten. Man muss
sehen, dass zum Beispiel auch China schon solch ein
Emissionszertifikatesystem, wie wir es in Europa haben, in der Entwicklung
und zum Teil auch schon eingeführt hat. Jetzt muss man einmal die weitere
Entwicklung ansehen. Ich glaube nicht, dass es im Augenblick der zentrale
Faktor ist, sondern im Augenblick gibt es noch andere Faktoren, die uns
mehr bedrücken.

Azevêdo: Ich kann dem, was die Bundeskanzlerin gesagt hat, voll und ganz
zustimmen. Was die Handelsspannungen angeht, so muss man sagen, dass man
diese nicht zu sehr vereinfachen darf. Das ist eine sehr integrierte Welt,
in der wir leben. Jeder hat auf seine Weise dazu beizutragen, diese
Spannungen zu reduzieren und abzubauen. Es ist natürlich immer eine große
Sorge, wenn man sieht, dass die zwei größten Volkswirtschaften der Welt
offensichtlich nicht miteinander im Einklang sind, dass sie sich nicht
darauf einigen können, wie sie ihre Handelsbeziehungen gestalten sollen.
Das hat natürlich schließlich und endlich Auswirkungen auf alle.

Deswegen denke ich, dass jeder versuchen muss, die jeweils andere Position
zu verstehen und auch durchaus verstehen, dass jeder seine legitimen
Bedürfnisse und Sorgen hat und diese dann auch anzugehen. Das, was wir tun
können, ist, zu versuchen, diese Spannungen zu reduzieren, Brücken zu
bauen. Wir bei der WTO versuchen im Moment, das auch zu machen.

Was das Klima und die Klimafrage angeht, so muss man sagen, dass es eine
ganze Reihe von Initiativen gibt, die bereits laufen. Das Pariser Abkommen
gibt es ja schon. Das ist ein voll und ganz multilaterales Übereinkommen.

Was den Handel angeht, so denke ich, dass wir damit anfangen sollten, dass
wir uns die echten wirtschaftlichen Gründe für den Klimawandel ansehen.
Dabei geht es im Wesentlichen darum, dass man produziert, dass man
konsumiert und Energie in einer bestimmten Weise verbraucht. Wir müssen uns
wirklich das gesamte Bild ansehen, nicht nur die Handelsfragen, und wir
sollten einmal damit anfangen.

Natürlich kann der Handel dazu beitragen. Wir haben ja auch schon
Initiativen, die laufen. Das sind vor allen Dingen Initiativen, die darauf
abzielen sollen, zum Beispiel Subventionen für die Überfischung zu
reduzieren. Das diskutieren wir im Moment in der WTO. Die Mitglieder der
WTO sprechen auch über ein mögliches Übereinkommen, dass zum Beispiel
umweltfreundliche Technologien und Dienstleistungen weiter verbreitet
werden. Auch das läuft im Moment.

Was die Frage der Grenzsteuern angeht, so glaube ich, dass man ganz, ganz
vorsichtig sein sollte. Es ist ganz einfach, sich sozusagen eine Steuer aus
weniger legitimen Gründen, nämlich aus protektionistischen Gründen,
auszudenken. Das kann aber dann sehr komplex und sehr kostspielig für die
Unternehmen im eigenen Land werden, aber natürlich auch in anderen Ländern.
Ich sage jetzt nicht, dass das absolut unmöglich ist, sondern ich sage: Man
sollte vorsichtig sein und sich erst einmal alle Optionen anschauen, bevor
man in so eine Sache eintritt, die vielleicht auf den ersten Blick ganz
einfach aussieht, aber am Ende sehr viel komplexer ist, als man denkt.

Gurría: Ich möchte noch einmal auf die Frage eingehen: Warum schreiben Sie
keinen Brief? - Wir haben immer wieder öffentlich offen und faktenbasiert
gesagt, dass wir berechnen, wie stark sich das Wirtschaftswachstum
verlangsamt. Die andere Frage ist, wie weit wir denn noch heruntergehen
können. Ich spreche nicht über Rezession. Wir brauchen jetzt eine
Deeskalation.

David Lipton hat gesagt: Richten Sie keinen Schaden an. - Deeskalieren, das
ist die Botschaft, die wir, natürlich unterschiedlich ausgedrückt,
ausgesendet haben. Deutschland steht ja ganz besonders dafür, aber auch die
internationalen Organisationen. Es wäre aber zu vereinfacht zu sagen, dass
das Problem offensichtlich bei den USA oder bei China liegt. Natürlich sind
das die Akteure, die die Nummer eins und Nummer zwei in der Weltwirtschaft
sind. Sie sind für einen großen Teil der weltweiten Handelsströme
verantwortlich.

Aber wie sieht es mit den USA und Europa aus? Es gibt immer noch das
Problem der Zölle in Sachen Stahl und Aluminium, die Probleme hinsichtlich
Airbus und Boeing und der Automobilindustrie. Es gibt nicht nur vier, fünf
Länder, die die Technologie besitzen. Es gibt dutzende Länder in Europa,
die im Automobilbereich Teile zuliefern. Da steht eine ganze
Wertschöpfungskette auf dem Spiel. Wie sieht es mit der Technologie aus?
Wie vermeiden wir technologische Spannungen, die die Welt spalten, dass man
sagt "Wir machen hier Fortschritte, und dann macht ihr woanders
Fortschritte" und so eine Kluft in der Mitte schafft?

Der Brexit ist ein weiteres Thema. Dann gibt es noch andere Spannungen, so
die Halbleiterproblematik zwischen Japan und Korea. Das ist ein Problem
zwischen Nachbarstaaten. Die Frage ist: Wie geht man mit diesem Problem um?
Das ist der Punkt, um den sich die Diskussion heute gedreht hat. Macht man
das unilateral oder bilateral, wo dann oft das Recht des Stärkeren greift
und wo die Lösungen vielleicht schneller gefunden werden, aber nicht
dauerhaft sind und es immer schlechte Stimmungen gibt, oder macht man das
multilateral? Dabei sozialisiert man dann das Gefühl, dass man die Lösung
gemeinschaftlich gefunden hat.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, es gibt offenbar Differenzen zwischen dem
Entwicklungsminister und der Umweltministerin, wie mit Entwicklungsgeldern
für Brasilien umzugehen sei. Wie sehen Sie das?

BK'in Merkel: Ich glaube, dass es sie nicht gibt. Das Umweltministerium hat
unter bestimmten Voraussetzungen seine bilaterale Hilfe für Brasilien auf
Eis gelegt. Der Entwicklungsminister ist mit dem brasilianischen
Umweltminister und den norwegischen Ministern über den Amazonasfonds in
einem Diskussionsprozess. Aber im Grundsatz gibt es keine großen
Differenzen.

Wir versuchen das ist ja heute hier auch immer wieder gesagt worden, über
Gespräche die Arbeit mit Brasilien fortzusetzen. Da gibt es
Gesprächsbedarf. Ich glaube, man kann dabei auf einem guten Weg sein. Wenn
dort gute Lösungen gefunden werden, werden sicherlich auch die bilateralen
Gelder wieder fließen können. Es geht also unter den Bedingungen, unter
denen wir Entwicklungshilfe betreiben. Aber ich sehe das, ehrlich gesagt,
nicht als ein seriöses Problem an. Es gibt schwierigere Sachen.

Dienstag, 1. Oktober 2019
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ASYL/1415: Zum Treffen der EU-Innenminister am 8. Oktober 2019 (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Oktober 2019

Zum Treffen der EU-Innenminister am 8. Oktober

PRO ASYL fordert umfassenden Rettungsplan: Evakuierung aus Libyen,
staatliche Seenotrettung und eine Verteilung aller Bootsflüchtlinge



Bundesinnenminister Seehofer will das kommende EU-Innenministertreffen in
Luxemburg nutzen, um mehr Staaten für einen zeitlich befristeten
»Notfall-Mechanismus« zu gewinnen. Auf einem vorangehenden Mini-Treffen auf
Malta am 23. September haben vier Mitgliedstaaten sich auf einen solchen
Mechanismus verständigt, der schlussendlich aber nur auf wenige hundert
Betroffene anwendbar sein wird. Ein wichtiger Aspekt der Einigung von Malta
ist zwar, dass es vorab freiwillige Aufnahmezusagen von EU-Staaten geben
soll und dies nicht pro Schiff jedes Mal neu verhandelt wird. PRO ASYL
kritisiert diesen Vorschlag aber als absolut nicht ausreichend und fordert
einen umfassenden Rettungsplan, um das Sterben und das Leid der Flüchtlinge
im Mittelmeer zu beenden. Dazu gehören als Sofortmaßnahme, die Evakuierung
aus Libyen, die Schaffung eines EU- Seenotrettungsdienstes, eines
Solidarmechanismus für alle Bootsflüchtlinge, auch der in Griechenland,
Zypern, Malta, Angekommenen und das Ende der menschenverachtenden
Kooperation mit der libyschen Küstenwache.

Alle Forderungen und Argumente sind in unserem Positionspapier [1] zu
finden.

Angesichts der dramatischen Situation auf den griechischen Inseln und der
überhaupt nicht wahrgenommenen Situation auf Zypern fordert PRO ASYL als
Sofortmaßnahme ergänzenden zu dem auf Dauer angelegten Rettungsplan:

- Die Ausdehnung der Maltag-Vereinbarung auf alle Bootsflüchtlinge. Das
heißt: Der prozentuale Aufteilungsschlüssel muss auch für Griechenland und
Zypern angewandt werden.

- Die Aufnahme der rund 4000 unbegleiteten Minderjährigen aus Griechenland
und Zypern durch andere EU-Staaten.

- Die Verlängerung der 3-Monatsfrist bei der Familienzusammenführung nach
der Dublin-Regelung. Wenn der Zugang zum Rechtsstaat außer Kraft gesetzt
ist, darf dies nicht den Familienangehörigen angelastet werden.


Hintergründe, Zahlen und Fakten:

Auf Malta gab es nur eine Minilösung

In der Absichtserklärung [2] der vier willigen Staaten heißt es, der
vorläufige Solidarmechanismus beziehe sich auf diejenigen, die auf hoher
See aus Seenot gerettet wurden. Das Problem: Diese Beschränkung klammert
die meisten der in Europa ankommenden Schutzsuchenden aus. In Italien
kommen 85 Prozent der Schutzsuchenden selbstständig aus Tunesien und
vereinzelt auch aus Libyen an. Die Ankünfte in Italien und Malta machen
tatsächlich nur rund 13 Prozent der Ankünfte über den Seeweg in Europa
allgemein aus - der Großteil kommt in Griechenland, gefolgt von Spanien an
(eine Übersicht zu Ankünften in Europa findet sich hier). Folglich handelt
es sich nur um einen Bruchteil der Menschen, die an Europas Küsten
ankommen. In der Malta-Erklärung wird die »besondere Belastung« der
Mittelmeeranrainerstaaten anerkannt. Ein Solidaritätsmechanismus müsste
entsprechend auch alle Bootsankünfte umfassen, was allerdings nicht
enthalten ist. PRO ASYL verlangt deshalb ein Umverteilungsprogramm für alle
Bootsflüchtlinge - auch der in Griechenland und Zypern gestrandeten.

EU- Seenotrettung jetzt!

In dem gemeinsamen Papier findet sich kein Hinweis auf ein
Seenotrettungsprogramm der EU - nur die Luftraumüberwachung im südlichen
Mittelmeer soll ausgebaut werden. Stattdessen wird weiterhin auf die
Kooperation mit der »libyschen Küstenwache« gesetzt.

PRO ASYL fordert: Evakuierung aus Libyen!

Schutzsuchende müssen umgehend aus Libyen evakuiert werden, die EU muss
hierfür genügend Resettlement-Plätze bereitstellen. Denn: In Libyen sind
Schutzsuchende schwersten Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt. Ein
Bericht der EU-Ratspräsidentschaft vom 04. September 2019 zeigt: Für die
libysche Regierung, dem Partner der EU, ist die Internierung von
Schutzsuchenden ein profitables Geschäft.

In den libyschen Haftlagern kommt es zu Hinrichtungen, Folter und
Vergewaltigungen. Um mit ihnen noch mehr Geld zu verdienen, werden
Schutzsuchende von Milizen vollkommen entrechtet. Dies wurde bereits in
einem Sicherheitsbericht über Libyen des Europäischen Auswärtigen Dienstes
vom April 2018 festgehalten.

Nach dem erneuten Bürgerkriegsausbruch sind Schutzsuchende zusätzlich
Risiken ausgesetzt, in Kriegshandlungen involviert zu werden oder zwischen
die Fronten zu geraten. Am 02. Juli 2019 wurden bei einem Luftangriff auf
Tripolis 35 Schutzsuchende in einem Lager im Vorort Tajoura getötet.

Trotz der verheerenden Situation verlaufen die Evakuierungen aus Libyen
schleppend. Insgesamt wird die Anzahl von Schutzsuchenden in Libyen auf
125.000 Menschen geschätzt. 48.122 Personen wurden bisher vom UNHCR
registriert. Lediglich 3.926 Menschen wurden bisher aus Libyen in ein
»Emergency Transit Centre« in den Niger oder nach Italien und Rumänien
evakuiert. Von den 2.913 Evakuierten im Niger warten immer noch 1.096
Personen auf ihre Umsiedlung in eines der Resettlement-Aufnahmeländer.

Am 10. September 2019 wurde ein weiterer Evakuierungsplan mit Ruanda
verkündet. 500 Schutzsuchende sollen aus Libyen in das zentralafrikanische
Land evakuiert werden, die ersten 66 Personen wurden noch im September
ausgeflogen.

Während es zu begrüßen ist, dass Schutzsuchende aus Libyen herausgeholt
werden, ist vollkommen unklar, welche Perspektiven sie in Ruanda haben.

Neue Koalition der Menschlichkeit und Solidarität

PRO ASYL fordert alle EU Staaten auf sich an einer »Koalition der
Aufnahmebereiten«, zu beteiligen. Die Schaffung einer europäischen
Seenotrettung duldet keinen Aufschub mehr. Die Parlamentarische Versammlung
des Europarats hat die EU aufgefordert, eine neue staatliche
Rettungsmission im Mittelmeer zu starten.

Dem Bundesinnenminister empfehlen wir, die wichtigsten Akteure einer neuen
Koalition der Aufnahmebereiten nicht länger zu ignorieren: In Deutschland
alleine haben sich über 90 Kommunen zum »Sicheren Hafen« und damit zur
Aufnahme von Schutzsuchenden bereit erklärt. Eine neue Koalition der
Menschlichkeit und Solidarität bei der Flüchtlingsaufnahme wird maßgeblich
getragen von den Städten und Kommunen in Deutschland und Europa.


Anmerkungen:

[1] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Positionspapier-Rettungsplan.pdf

[2] http://www.statewatch.org/news/2019/sep/eu-temporary-voluntary-relocation-mechanism-declaration.pdf

[3] https://data2.unhcr.org/en/situations/mediterranean

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Oktober 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KULTUR/1040: Klimakampf - Priorität der menschlichen Gesellschaft ... (SB)




Jeder Versuch, sich der Katastrophe zu entziehen, muss das
materialistische Prinzip beherzigen: der Mensch ist immer noch ein Tier. Damit
er endlich ein Mensch werden kann, muss der Kampf gegen die innere und äußere
Natur aufhören.
 
Marco Maurizi - Marxismus und Tierbefreiung [1]

Die anwachsende Bedrohung durch die Klimakatastrophe ist auf breiten sozialen
Widerstand gegen die menschengemachte Genese dieser Entwicklung gestoßen. 
Allerdings wird der Kampf um die Durchsetzung dem Klimaschutz zuträglicher
Bedingungen meist unter dem Vorzeichen eigenen Lebenserhaltes geführt. Die
propagierte Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen dient allein menschlichen
Zwecken, wie einschneidend die dazu getroffenen Maßnahmen auch sein mögen. Die
anthropozentrische Sicht auf den Klimawandel bringt zweckrationale Konstrukte
wie die Einteilung der Natur in Funktionssysteme hervor, die das Leben der
Menschen mit ihren Dienstleistungen sichern sollen. Die als Payment for
Ecosystem Services (PES) bezeichnete Monetarisierung sogenannter
Ökosystemleistungen wie die Kommodifizierung etwa eines Waldes in Form von
Emissionszertifikaten ist die logische Konsequenz einer Objektivierung der
Natur, deren Subjektcharakter dadurch von vornherein negiert wird.

Die von führenden Akteuren in Politik und Wirtschaft propagierte Anrechnung des
individuellen Verbrauches durch einen CO2-Preis erweckt den Eindruck, beim
Klimawandel handle es sich letztlich um ein Marktversagen, das mit vereinten
Kräften korrigiert werden müsse, um wieder zur Tagesordnung kapitalistischer
Warenproduktion und transnationaler Bewirtschaftung des Weltmarktes übergehen zu
können. Zwar ist allgemein bekannt, daß die Aufheizung der Atmosphäre maßgeblich
der fossilen Brennkraft der Industrialisierung und damit der Reproduktionsweise
der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft geschuldet ist, doch soll an dieser auf
Privateigentum an Produktionsmitteln und sozialdarwinistischer Konkurrenz
basierenden Gesellschaftsordnung nicht gerüttelt werden.

Wer an dem in früheren Jahrzehnten in radikalökologischen Gruppen
vorherrschenden Gedanken, der Kampf gegen Naturzerstörung werde zugunsten des
prinzipiellen Existenzrechtes anderer Lebewesen geführt, festhält, dem kann der
an die Modalitäten der Kapitalverwertung gebundene Klimaschutz nur inakzeptabel
sein. Wo Natur - uneingedenk dessen, daß Menschen ihr untrennbar angehören und
ihre einseitige Nutzung nur durch das binäre Mensch-Natur-Konstrukt legitimieren
können - als bloßer Produktionsfaktor begriffen wird, liegt die Vorstellung
ihrer Unerschöpflichkeit nicht fern. Zwar scheint die Endlichkeit des
Verbrauches von trinkbarem Wasser, atembarer Luft und lebendigen Organismen
immer mehr Menschen einzuleuchten, doch gibt man sich schnell mit einer grünen
Modifikation der Naturzerstörung zufrieden, die das kapitalistische
Wachstumsmodell im Kern und mit absehbar katastrophalen Folgen reproduziert.

Die im Postwachstumskonzept verankerte Idee, Bioorganismen und anorganische
Materialien so schonend wie möglich zu nutzen, anstatt sie in ein
Wirtschaftswachstum einzuspeisen, das der Kapitalakkumulation dient, ist bis
heute eine Minderheitenposition geblieben. Eine Wachstumskritik, die den
Subjektcharakter nichtmenschlicher Organismen in den Mittelpunkt stellt, ist
erst recht nicht mehrheitsfähig, hätte die Anerkennung des prinzipiellen
Lebensrechtes eines Baumes oder eines Hasen doch Konsequenzen, die die
zivilisatorische Entwicklung im Grundsatz in Frage stellen. Nicht von
"Ressourcen" zu sprechen, weil damit die Natur insgesamt zur Quelle menschlicher
Reproduktion erklärt wird, sondern die Autonomie anderer Lebewesen wie
elementarer Lebensprozesse anzuerkennen, ist in indigenen Kulturen seit jeher
selbstverständliche Praxis. Ohne die Teilbarkeit und Zählbarkeit objektivierter
Natursysteme können diese keine Produktionsfaktoren und Handelsgüter sein, sondern
nehmen eine eigene, dem Menschen verfügbare Position ein.

Dieses Denken ist dem europäischen Kolonialismus und seiner industriellen
Expansion so fremd wie dem Christentum, in dessen Namen nicht nur die Natur,
sondern auch als "heidnisch" abgewertete Kulturen unterworfen wurden. Was den
auf anderen Kontinenten lebenden Menschen mit Feuer und Schwert geraubt wurde,
bildet die Basis einer weißen patriarchalen Suprematie, deren Gültigkeit bis
heute in antagonistischen Klassenstrukturen und rassistischen Ideologien
fortgeschrieben wird. Die vom Brand fossilen Feuers angetriebene und durch die
mechanische Kraftübersetzung des Rades potenzierte Produktivität dieser
Zivilisation stößt heute an absolute Grenzen. Das bestätigen auch die
Wissenschaften, die für sich beanspruchen, über eine unbestechliche Ratio
kognitiver und empirischer Erkenntnis zu verfügen. Leicht vergessen
wird dabei, daß eben diese Wissenschaften die christlich-europäische
Zivilisation in eine Größenordnung des Naturverbrauches katapultiert haben, die
deren Fortdauer selbst in Frage stellt.

Alternative oder ganz andere Lebens- und Wirtschaftsweisen zu Rate zu ziehen
wäre denn auch so vernünftig, wie es ein kapitalistisch vergesellschafteter
Wissenschaftsbetrieb dann doch nicht ist. Obwohl seine FunktionsträgerInnen seit
über 30 Jahren mit der Problematik des menschengemachten Klimawandels vertraut
sind, waren sie nicht in der Lage, eine Kritik des herrschenden
Akkumulationsregimes zu entwickeln, die den Schritt in eine postkapitalistische
Postwachstumsgesellschaft überhaupt in Aussicht gestellt hätte. Heute propagiert
das Gros der KlimawissenschaftlerInnen, wenn sie sich überhaupt so weit aus dem
Fenster lehnen, daß sie eine Aussage über die gesellschaftliche Zukunft wagen,
einen grünen Kapitalismus, dessen Verträglichkeit mit der Natur durch
technologische Effizienzgewinne und eine auf marktwirtschaftlichen Mitteln
beruhende Dekarbonisierung erlangt werden soll. Allein die materiellen
Voraussetzungen in Form von Landfläche, Mineralien und Kohlenwasserstoffen für die
die Produktion erneuerbarer Energie sind so erheblich, daß jede
Mobilitätsform, die sich aus dieser Energiebereitstellung speist und zudem
großen Bedarf an durch Zement und Asphalt versiegeltem Land hat, in direkte
Konkurrenz zu den Erfordernissen menschlicher Ernährung gerät.

Die radikalökologischen AktivistInnen der 1990er Jahre, die noch Wälder und
Tiere um ihrer selbst willen gegen die Abholzung für Industrieansiedlung,
Straßenbau und Viehzucht verteidigt haben, sind heute eine Randerscheinung der
seit einem Jahr von Fridays for Future und Extinction Rebellion dominierten
Klimaschutzbewegung. Gleiches gilt für ÖkosozialistInnen, die die
Vergesellschaftung der Produktionsmittel und die Aufhebung der
privatwirtschaftlichen Eigentumsordnung als zwingende Voraussetzung für die
Eindämmung des Klimawandels verstehen, für Ökofeministinnen, die sich mit Frauen
in den Ländern des Globalen Südens solidarisieren und die kapitalistische
Landnahme, die sich im verbrauchsintensiven grünen Kapitalismus der E-Mobilität
und der erneuerbaren Energien bruchlos fortsetzt, bekämpfen, wie für die AktivistInnen der
Total Liberation-Bewegung und anderer Gruppen, die einen intersektionellen,
nichtmenschliche Lebewesen einbeziehenden Ansatz antirassistischer und
queerer Art verfolgen.

Um nicht in der Breite einer Bewegung unterzugehen, die die Reformierung
kapitalistischer Warenproduktion propagiert und an die Funktionäre in Politik
und Wirtschaft appelliert, doch endlich ihren Job zu tun, als bestände dieser in
etwas anderem als das herrschende Akkumulationsregime abzusichern, bedarf es
unbescheidener und konfrontativer Fragen. Wieso erhalten die militärischen
Gewaltorgane, die dafür zuständig sind, die Gated Communities des grünen
Biedermeiers und ihren Luxuskonsum zu schützen, ein Mehrfaches an
Haushaltsmitteln dessen, was für konventionelle Klimaschutzmaßnahmen ausgegeben
werden soll? Bei den primären Gewaltorganen, die die große Maschine
kapitalistischer Aneignung am Laufen halten, klafft in den Forderungen der neuen
Klimabewegung eine Leerstelle, die schon deshalb nicht zu verstehen ist, weil
die Streitkräfte kriegführender Staaten bereits zu sogenannten Friedenszeiten zu
den größten Emittenten von Treibhausgasen gehören.

Wie kommt es zu der expliziten Ablehnung fundamentaler Prinzipien der radikalen
Linken, so zum Beispiel durch den Mitbegründer von Extinction Rebellion, Roger
Hallam? In einem Vortrag vor XR-AktivistInnen polemisiert er gegen "extremen
Veganismus", gegen "extreme Linksradikale", gegen "extremen Intersektionalismus"
wie auch gegen "Anarchismus" [2]. Er lastet den Genannten einen kontraproduktiven
Perfektionismus an, der aus Sicht der angesprochenen Bewegungen nichts als eine
notwendig radikale Positionierung darstellt. Zwar bestreitet Hallam die
inhaltliche Gültigkeit der von ihnen vertretenen Forderungen nicht, er unterstellt
aber so etwas wie einen ethischen Totalitarismus, mit dem sich keine
Massenbewegung aufbauen lasse.

Angesichts der stark verzögerten gesellschaftlichen Reaktion auf die
Klimakatastrophe, deren folgenschwere Entwicklung bereits unausweichlich ist,
wird mit einem solchen Extremismusvorwurf großer Schaden bei Menschen
angerichtet, die sich jetzt erst dazu entschlossen haben, aktiv zu werden. Ohne
die grundsätzlichen Streitpunkte gesellschaftskritischer Bewußtseinsbildung
überhaupt kennenzulernen, werden sie in die Bahnen eines Konformismus gelenkt,
der staatlichen Instanzen Mittel in die Hand gibt, die schwerwiegende Folgen für
diejenigen AktivistInnen haben können, die ernsthaft für tiefgreifende
gesellschaftliche Veränderungsprozesse kämpfen. Zudem wird der Weg in eine
internationale Solidarität, die KritikerInnen des europäischen Kolonialismus und
patriarchaler weißer Suprematie einbezieht, zu Lasten einer emanzipatorischen
Entwicklung versperrt, die in den Zentralen des grünen Kapitalismus aus gutem
Grund gefürchtet ist. Sie könnte die mit aller Kraft und dem Blendwerk eines
grünen Kapitalismus verteidigten Privilegien der EigentümerInnenklasse ernsthaft
der Gefahr aussetzen, dem kollektiven Anliegen sozialer Gleichheit und der
Respektierung allen Lebens geopfert zu werden.


Fußnoten:

[1] entnommen aus: Susann Witt-Stahl (Hrsg.): Das steinerne Herz der
Unendlichkeit erweichen, Aschaffenburg 2007, S. 107

[2] https://www.youtube.com/watch?v=jX7iDv0jfkY 

How to build a mass movement- Roger Hallam

Von Zeitmarke 1:01:00 bis Zeitmarke 1:05:00
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07050: Kommt das Androiden-Zeitalter? (SB)


Philadelphia 1996 und New York 1997 waren zwei wichtige Etappen auf
dem Weg zu einer neuen Klärung der Frage, ob Computergehirne in der
Tat zu intelligenten Leistungen imstande sind, die vielleicht sogar
das menschliche Kapital auf diesem evolutionären Markt übersteigen.
Garry Kasparow, der den Streit zur Ehrenrettung der Menschheit führte,
konnte in Philadelphia einen Zeitvorsprung herausholen, den er dann in
New York allerdings wieder einbüßte, als er gegen die aufgefrischte
Version von Deep Blue unterlag. Inzwischen überlegt der Champion
ungeniert, wie sich die künstlichen Intelligenzen zur
Weiterentwicklung der Schachkunst einsetzen lassen: "Nur Romantiker
können sich nach diesen mittelalterlichen Zuständen zurücksehnen, die
uns noch vor einer Dekade normal erschienen." Schon schwebt ihm vor,
daß jeder Schachmeister während einer Turnierpartie freien Zugang zu
computergespeicherten Informationen besitzen müßte, daß gar bestimmte
komplizierte Stellungen mit taktischem Anhang, weil schneller und
besser, von den Elektronengehilfen nebenbei berechnet werden sollten -
zum Wohle der Schachkunst natürlich! Man hätte dann so eine Art von
Androidenschach geschaffen, halb menschlich, halb technisch. Eine
grausige Vorstellung, die im heutigen Rätsel der Sphinx nichts zu
suchen hat, wo ein einwandfreier Mensch mit den weißen Steinen ohne
"Zusatzgehirn" den Gewinnweg fand, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07050: Kommt das Androiden-Zeitalter? (SB)]



Cirello - Almeida

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bauern müssen marschieren, das erkannte auch der Rigaer Meister Aaron
Nimzowitsch. Und der sowjetische Meister Kuuskmaa beherzigte dies:
1.d4-d5! e6xd5 2.e5-e6! f7-f6 3.e4-e5 Sa5-c6 4.e5xf6 g7xf6 5.e6-e7!
Sc6xe7 6.De3-e6+ und Schwarz gab auf, da er nach 6...Kg8-h8 7.De6xf6+
Kh8-g8 8.Df6-e6+ Kg8-h8 9.Tf2-f8+ Dd8xf8 10.Tf1xf8+ Ta8xf8 11.Lb4xe7
weitere Materialverluste nicht vermeiden konnte.



Erstveröffentlichung am 16. September 2006
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/712: Mittelgewicht - auf Messers Schneide ... (SB)




Golowkin knapper Punktsieger über Derewjantschenko

Im Kampf um den vakanten IBF-Titel im Mittelgewicht hat sich Gennadi
Golowkin vor rund 12.500 Zuschauern im New Yorker Madison Square
Garden knapp nach Punkten gegen Sergej Derewjantschenko durchgesetzt
(115:112, 115:112, 114:113). Die Kontrahenten lieferten einander ein
derart erbittertes Gefecht, daß beide anschließend aufgrund ihrer
Blessuren ein Krankenhaus aufsuchen mußten und deshalb der
Pressekonferenz fernblieben. Der Kasache hatte im Verlauf seiner
langen Regentschaft diese Gewichtsklasse über Jahre beherrscht und mit
20 erfolgreichen Titelverteidigungen den Rekord von Bernard Hopkins
eingestellt. Vor dreizehn Monaten war er schließlich bei der Revanche
gegen Saul "Canelo" Alvarez umstritten entthront worden. Nun ist er
abermals Weltmeister geworden, doch sorgte sein Gegner mit einer
hochklassigen Leistung dafür, daß von der früheren Dominanz des
Favoriten keine Rede sein konnte. Während für den 37jährigen Kasachen,
der in Santa Monica lebt, 40 Siege, eine Niederlage sowie ein
Unentschieden zu Buche stehen, hat der vier Jahre jüngere Ukrainer aus
New York jetzt dreizehn gewonnene und zwei verlorene Auftritte
vorzuweisen. [1]

Der vom Streamingdienst DAZN übertragene Kampf begann spektakulär, da
Derewjantschenko 45 Sekunden vor Ende der ersten Runde nach einem
linken Haken zum Kopf zu Boden ging, jedoch umgehend wieder auf die
Beine kam. Auch im zweiten Durchgang traktierte der Kasache den
Kontrahenten mit zahlreichen Treffern, wodurch der Ukrainer eine
Rißwunde über dem rechten Auge davontrug. In der folgenden Runde
ergriff Derewjantschenko die Initiative und brachte einige Schläge ins
Ziel, für die sich Golowkin jedoch umgehend revanchierte. Die vierte
Runde ging klar an den Außenseiter, der mit Kombinationen und
vermehrten Körpertreffern zum Zuge kam. Im fünften Durchgang zog
Ringrichter Harvey Dock den Arzt zu Rate, der die Verletzung des
Ukrainers begutachtete, aber keine Einwände gegen die Fortsetzung des
Kampfs erhob. Kurz vor der Pause zeichnete sich eine Schwellung unter
Golowkins linkem Auge ab, der zudem nach einem schweren Körpertreffer
zurückweichen mußte und sichtlich in Schwierigkeiten geriet.

Auch in der sechsten Runde wogte das Geschehen heftig hin und her,
wobei immer deutlicher zutage trat, wie gefährlich Derewjantschenkos
Angriffe zum Körper waren. Im achten Durchgang trieb der Ukrainer
seinen Gegner mit Kombinationen in die Defensive, wo er dann klare
Treffer landen konnte. Golowkin eröffnete die neunte Runde mit einem
gewaltigen Uppercut, doch der Außenseiter hielt stand und ging
seinerseits auf den Kontrahenten los. Dieses Bild setzte sich im
nächsten Durchgang fort, da der Kasache unter dem Ansturm
zurückweichen mußte und in die Enge geriet. Seine Probleme hielten
auch in der elften Runde an, die wiederum an Derewjantschenko ging.
Der setzte zu Beginn der zwölften und letzten Runde noch einmal alles
auf eine Karte, doch Golowkin bot ihm Paroli und gewann zum Ende hin
die Oberhand. [2]

Auch die Statistik von CompuBox belegt, wie eng der Kampf verlaufen
war, in dem der Kasache mehr abbekommen hatte, als je zuvor in seiner
Profikarriere. Demnach brachte Golowkin 243 von 720 Schlägen ins Ziel
(34 Prozent), während Derewjantschenko 230 Treffer bei 738 Versuchen
gelungen waren (31 Prozent). Der Ukrainer hatte sehr angriffslustig
gekämpft und optisch über weite Strecken den besseren Eindruck
hinterlassen, doch die Punktrichter gaben den härteren Treffern
Golowkins den Zuschlag. Lange hatte es so ausgesehen, als bahne sich
im Madison Square Garden nach dem sensationell anmutenden Titelverlust
Anthony Joshuas im Kampf gegen Andy Ruiz am 1. Juni eine weitere
spektakuläre Wachablösung an. Auffallend war, daß Golowkin des öfteren
zurückweichen mußte, was noch nie seine Art gewesen ist, da ihm
insbesondere die Körpertreffer schwer zusetzten. Derewjantschenko
kämpfte genau so, wie es zu erwarten war, sorgte er doch mit dem Jab
und Angriffen zum Körper dicht am Gegner für große Gefahr. Golowkin
hatte dem in der Nahdistanz wenig entgegenzusetzen und ließ auch von
der unter seinem neuen Trainer Jonathon Banks angekündigten deutlich
höheren Schlagfrequenz kaum etwas erkennen.

Hatte das Publikum zwischenzeitlich beide Akteure angefeuert und ihren
ständigen Schlagabtausch stürmisch bejubelt, so schlug die Stimmung am
Ende zugunsten des Außenseiters um, der sich so überzeugend behauptet
hatte. Golowkin mußte nach Verkündung des Urteils erstmals in seiner
Karriere empörte Mißfallenskundgebungen über sich ergehen lassen, was
ihm sichtlich zu schaffen machte. Er hinterließ in einer ersten
Stellungnahme den Eindruck, als habe er selbst an seinem Erfolg
gezweifelt, und zollte der Leistung seines Gegners Respekt, der sich
wie erwartet als überaus schwerer Brocken erwiesen habe. Dies sei ein
großer Tag für den Ukrainer und dessen Team, denen er Hochachtung
entgegenbringe. Für ihn selbst sei es eher ein schlechter Tag und eine
Lektion gewesen, daß er seinen Fokus voll und ganz auf das Boxen
ausrichten, hart arbeiten und sich noch besser vorbereiten müsse.

Derewjantschenko bedankte sich bei seinem Team und allen Fans für eine
großartige Boxnacht im Madison Square Garden. Er habe den Niederschlag
problemlos weggesteckt, doch aufgrund der Rißwunde Probleme bekommen,
da seine Sicht beeinträchtigt gewesen sei. Dennoch habe er sein Bestes
gegeben und erkannt, daß er Golowkin keinen Manöverraum lassen dürfe,
sondern ihm den Kampf dicht am Gegner aufzwingen müsse, wie es dann
auch geschehen sei.

Natürlich machte Derewjantschenkos Team geltend, daß er eigentlich
gewonnen habe. Promoter Lou DiBella lobte seinen Boxer in den höchsten
Tönen und schwärmte von einem Duell auf Spitzenniveau, das ihn an den
legendären Kampf zwischen Arturo Gatti und Micky Ward erinnere. Das
sei ein regelrechter Krieg gewesen, und er habe wirklich geglaubt,
Sergej als Sieger feiern zu können. Jedenfalls fordere er einen
Rückkampf, denn wer wolle nach diesem Auftritt schon etwas anderes
sehen! Dieser junge Boxer habe den Kampf seines Lebens geliefert und
verdiene einfach eine Revanche. Dieser Auffassung schlossen sich auch
Derewjantschenko selbst und sein Manager Keith Connolly an, der darauf
verwies, daß sich Sergej als einer der weltweit führenden
Mittelgewichtler erwiesen habe. Die Menge habe ihn bejubelt und
Golowkin spüren lassen, wem ihres Erachtens der Sieg gebühre. Sollte
der Kasache nicht in seinem nächsten Kampf auf "Canelo" treffen, gebe
es schlichtweg keine Alternative. Das müsse auch der Sender DAZN
einsehen, der Golowkin hundert Millionen Dollar für einen
Dreijahresvertrag über sechs Kämpfe bezahle.

Golowkin erklärte sich einerseits zu einer Revanche bereit, führte
andererseits aber auch "Canelo" als Wunschgegner im Munde, obgleich
ihm dieser mehrmals eine Absage erteilt hat. Derewjantschenko habe
zweifellos einen Rückkampf verdient, der sicher auch für DAZN eine
wünschenswerte Option wäre, so der Kasache. Zugleich sei er absolut
offen für einen dritten Kampf gegen Saul Alvarez wie auch andere
vielversprechende Möglichkeiten. "Canelo" brauche nur zustimmen, und
schon könne es losgehen. Daß Golowkin den IBF-Titel gewonnen hat,
dürfte ihm jedoch kaum weiterhelfen, einen Sinneswandel des Mexikaners
herbeizuführen. Dieser wird sich absehbar darüber auslassen, daß der
Kasache im Grunde gegen Derewjantschenko verloren und jedenfalls keine
Leistung geboten habe, die ihn als Gegner attraktiv mache. [3]

Golowkins britischer Promoter Eddie Hearn gab recht deutlich zu
verstehen, daß eine Revanche gegen Derewjantschenko nicht auf seinem
Wunschzettel steht. "Canelo" bleibe die erste Wahl, doch sollte es
nicht dazu kommen, stünden Billy Joe Saunders, Demetrius Andrade oder
Callum Smith an. Ob das die Zustimmung des Kasachen findet, wird sich
erweisen, doch wäre er jedenfalls gut beraten, sich von der
Fokussierung auf den Mexikaner, an dessen Band er damit hängt, nicht
ewig in die Irre führen zu lassen. Natürlich ist nicht restlos
auszuschließen, daß "Canelo" am Ende doch Golowkin im Frühjahr den
Zuschlag gibt, solange dessen Marktwert noch hoch ist und ihr Kampf
sehr viel Geld einbrächte. Denn sollte der Kasache anderweitig
verlieren, was gegen Derewjantschenko auf Messers Schneide stand, wäre
das umsatzstarke dritte Duell ein für allemal gestorben.

Da der Mexikaner am 2. November im Halbschwergewicht gegen den
amtierenden WBO-Weltmeister Sergej Kowaljow antritt, hängen alle
weiteren Planungen ohnehin vom Ausgang dieses Kampfs ab. Daher ist es
vorerst müßig, sich den Kopf über "Canelos" Kalkül zu zerbrechen. Man
kann vielmehr davon ausgehen, daß das Publikum für eine sofortige
Revanche des Kasachen gegen Derewjantschenko zu begeistern wäre. Die
beiden haben mit ihrem hochklassigen Kampf eine neue Fehde in die Welt
gesetzt, die sich eigenständig bei DAZN vermarkten ließe. Der Ukrainer
wäre natürlich sofort mit von der Partie, was man von Golowkin
möglicherweise nicht sagen kann. Er hat in diesem Kampf mehr Prügel
als je zuvor im Ring bezogen und möchte das sicher kein zweites Mal
erleben. Wie Derewjantschenko zutreffend ausgeführt hat, ist Golowkin
der bessere Boxer, sobald man ihm Raum gewährt. Rückt man ihm jedoch
eng zu Leibe, kehrt sich das Verhältnis um. Das wußten Golowkin und
Banks allerdings schon vor diesem Kampf, doch schienen sie kein Mittel
erarbeitet zu haben, dem konsequent Rechnung zu tragen. Sollte sich
daran nichts ändern, wäre ein zweiter Gang mit dem Ukrainer eher keine
gute Idee.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/10/gennady-golovkin-vs-sergiy-derevyanchenko-live-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/27777200/gennadiy-golovkin-wins-title-unanimous-decision-sergiy-derevyanchenko

[3] www.boxingnews24.com/2019/10/golovkin-still-asking-for-canelo-fight-after-win-over-derevyanchenko/
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GENTECHNIK/317: Gengestützt - Mückenbekämpfungstests fragwürdig ... (SB)




[image: Blick von einem Hügel auf die Stadt und ihr Umland - Foto: Ari Rios, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/] via Wikimedia Commons]

Die Stadt Jacobina ist in alle Richtungen von mehreren Kilometern der
"caatinga" umgeben, eines ökologisch trockenen Gebietes, in dem Mücken
keine natürlichen Brutstätten haben.

Foto: Ari Rios, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/] via
Wikimedia Commons



Der Plan klang zunächst bestechend einfach: Im Kampf gegen von Mücken
übertragene Infektionskrankheiten wie Dengue, Zika und Chikungunya
hat die Firma Oxitec in der Stadt Jacobina im ostbrasilianischen
Bundesstaat Bahia viele Millionen gentechnisch veränderte,
unfruchtbare männliche Vertreter der ägyptischen Tigermücke (Aedes
aegypti) freigesetzt. Sie sollten sich mit den örtlichen Weibchen
paaren, worauf die gemeinsamen Nachkommen dann bereits im
Larvenstadium absterben würden, weil - genetisch "einprogrammiert" -
zu ihrer Ausreifung das Antibiotikum Tetracycline erforderlich wäre.

Doch es kam anders. Einige Nachkommen haben überlebt und ihr
verändertes Erbgut an die nächste Generation weitergeben. Darüber
hinaus wiesen Mücken außerhalb des Testgebiets ebenfalls
gentechnische Merkmale auf, die von den ausgesetzten Mücken stammten,
berichtete eine unabhängige US-amerikanisch-brasilianische
Forschergruppe im peer-reviewten Journal "Scientific Reports" (10.
September 2019). [1]

Bei dem Versuch waren zwischen 2013 und 2015 über 27 Wochen hinweg
wöchentlich jeweils rund 450.000 Gentech-Mücken - mutmaßlich steril
und männlich - freigesetzt worden. Auch wenn es Oxitec nach eigenen
Angaben zeitweilig gelungen war, dank der Freisetzung ihrer Mücken
mit der Bezeichnung OX513A die Zahl der natürlichen Mückenpopulation
in den Testgebieten zwischen 80 und 95 Prozent zu reduzieren, war dem
Versuch nur ein kurzfristiger Erfolg beschieden. 18 Monate nach Ende
des Tests hatte sich die ursprüngliche Populationsdichte unter Ae.
aegypti wieder eingestellt.

In den Stichproben, die von einer Forschergruppe der Universität Yale
in Newhaven, US-Bundesstaat Connecticut, und Kolleginnen und Kollegen
der Universität von Sao Paulo in Brasilien nach sechs, zwölf und 27
bis 30 Monaten genommen worden waren, enthielten 10 bis 60 Prozent
der Mücken Erbgut der Gentech-Mücken. Damit stand fest, daß nicht nur
einige Nachkommen überlebt, sondern daß diese ihrerseits Nachkommen
gezeugt haben.

Den Oxitec-Forschern war zwar aufgrund ihrer Laborversuche vorher
klar gewesen, daß ein Teil der Nachkommen überleben würde - die Rede
ist von drei bis fünf Prozent, die durchkommen -, doch von bis zu 60
Prozent genveränderten Mücken in der Nachfolgegeneration war bisher
nicht die Rede gewesen. Im Labor hatten sich die Nachkommen als
schwach, flügellos und kaum lebensfähig gezeigt. Daß sie dennoch ihre
Gene weitergeben konnten, unterstützt die Erklärung, mit der der
Fachartikel endet: "Die Ergebnisse zeigen, wie wichtig ein
genetisches Überwachungsprogramm während der Freisetzung gentechnisch
veränderter Organismen ist, um unerwartete Folgen festzustellen."

Gut eine Woche nach Veröffentlichung der Ergebnisse hat Oxitec mit
einer Gegendarstellung reagiert und darin die Wissenschaftlichkeit
der Untersuchung in Frage gestellt. Der Artikel sei "irreführend und
spekulativ". Auch jene Mücken, die überlebt haben, würden sterben,
und die gentechnischen Veränderungen langsam, aber sicher aus der
Umwelt verschwinden, lautet eines der (Gegen-)Argumente. [2]

Um seinen Standpunkt zu untermauern, hat das Unternehmen, das eine
Ausgründung der Oxford University und seit 2015 Tochterunternehmen
von Intrexon Corporation ist, eine Beschwerde bei Nature Research,
dem Herausgeber des Journals "Scientific Reports" eingereicht. Als
Antwort darauf wurde der Artikel eine Woche später mit dem Vermerk
versehen, seine Schlußfolgerungen seien kritisiert worden, was nun
seitens des Herausgebers geprüft werde.




[image: Großaufnahme der hell gestreiften Mücke - Foto: USDA]

Ägyptische Tigermücke (Aedes aegypti) beim Blutsaugen

Foto: USDA



Vor rund zehn Jahren hatte Oxitec angefangen, seine Gentech-Mücken im
Freiland zu testen. Bisher war es auf den Kaymaninseln (ab 2009),
Malaysia (2010), Juazeiro, Brasilien (2011/12), Panama (2014) und
erneut zweimal in Brasilien (2013-15, 2018-19) tätig. Bei der
US-Umweltschutzbehörde (EPA) wurde ein erster Freilandversuch in
Florida mit Moskitos der zweiten Generation beantragt. Es steht somit
viel Geld auf dem Spiel, da muß der in einem angesehenen
Wissenschaftsjournal publizierte Artikel in der Fachwelt wie eine
Bombe eingeschlagen haben. Es hätte ein schwerer Schlag gegen die
gesamte Forschung an gentechnisch veränderten Mücken sein können,
wäre nicht zügig das Räderwerk der Gegenregulation in Gang
gesetzt worden.

Powell, der nicht als Erstautor der Studie genannt, aber am
heftigsten in der Öffentlichkeit kritisiert wird, weil er zwar
verständliche, aber möglicherweise über den Rahmen des
Untersuchungsauftrags hinausgehende Überlegungen angedeutet hat,
hatte die Freisetzungsversuche vor, während und nach der
Mückenausbringung begleitet. Darin seien sie von Oxitec unterstützt
worden, berichtete er. Er stimmt mit dem Unternehmen darin überein,
daß nicht belegt ist, daß die Mückenhybriden eine größere Gefahr für
Menschen darstellen als die Wildformen, oder daß die Strategie
Oxitecs nicht aufgegangen ist. Entscheidend sei aber, so Powell, daß
etwas "Unvorhergesehenes" passiert ist: "Die Jacobina Ae. aegypti
stellen nun eine Mischung aus drei Populationen dar. Es ist unklar,
wie das die Übertragung von Krankheiten oder andere Bemühungen zur
Kontrolle dieser gefährlichen Vektoren berührt."

Nun hat Oxitec ein Feuerwerk von Kritikpunkten gegen die Studie
entfacht. Das Unternehmen bezieht sich insbesondere auf die
Schlußfolgerungen des Berichts, in dem es heißt:

"Der freigesetzte Stamm, OX513A, wurde von einem Laborstamm
abgeleitet, der ursprünglich aus Kuba kam und dann mit einer
mexikanischen Population gekreuzt wurde. Die drei Populationen, die
jetzt die Tri-Hybrid-Population in Jacobina (Kuba/Mexiko/Brasilien)
bilden, sind genetisch sehr unterschiedlich, was aufgrund der
Hybridkraft sehr wahrscheinlich zu einer robusteren Population als
die Population vor der Freisetzung führt."

An anderer Stelle wurde gemutmaßt, daß die Oxitec-Mücken und ihre
Nachkommen womöglich Krankheiten leichter übertragen oder besser
gegenüber Insektiziden geschützt sind. Diese spekulative Überlegung
ist prinzipiell betrachtet deshalb zulässig, weil die Hybridmücken über
eine breitere genetische Basis verfügen als die Wildform. Davon ist
definitiv eine höhere Anpassungsfähigkeit zu erwarten.

Die beiden in die Naturform eingebrachten Oxitec-Gene - zum einen das
sich selbst begrenzende Gen, das die Nachkommen absterben läßt, zum
anderen ein fluoreszierendes Markergen, mit dem die gentechnisch
veränderten Mücken identifizierbar werden - seien bald nach Abschluß
des Freisetzungsversuchs erwartungsgemäß verschwunden, berichtet das
Unternehmen, das damit die Harmlosigkeit der Tests betonen will. Und
wenn bereits in dessen Überschrift von "Gentransfer" die Rede sei, so
kritisiert es den Bericht weiter, dann führe das in die Irre.
Lediglich Gene aus der Hybridisierung von mexikanischen und
kubanischen Mücken, dem "genetischen Hintergrund", seien nachgewiesen
worden. Diese "natürlichen Gene" der wenigen überlebenden
OX513A-Mücken nähmen mit der Zeit ab.

Zwar trifft es zu, daß in der nächsten Generation (F1-Generation)
keines der beiden künstlich eingebrachten Gene nachgewiesen wurde,
aber das Argument läßt sich genausogut umkehren und gegen Oxitec in
Stellung bringen: Das Unternehmen hat nicht gezeigt, daß die
Nachkommen frei von seinen transgenen Gen-Konstrukten sind. Darauf
machte Christoph Then von der in München ansässigen Organisation
Testbiotech aufmerksam. Er hält dies für ein "Versagen der
Sorgfaltspflicht des Unternehmens". Ihm zufolge ist es sehr
wahrscheinlich, daß sich mit der Ausbreitung der Mücken, die für die
gentechnischen Versuche verwendet wurden, auch die Genkonstrukte
ausgebreitet haben. "Solange es keine Daten gibt, die das widerlegen,
muss diese Annahme als die wahrscheinlichste angesehen werden." [3]

Powell ist kein Gentechnikkritiker, sondern verweist im wesentlichen
darauf, daß die Laborversuche eben nicht ergeben haben, daß die
wenigen überlebenden Mücken ihrerseits Nachkommen zeugen können: "Die
Leute sagen immer, ich sei gegen genetisch veränderte Organismen. Das
bin ich nicht. Ich denke, gentechnisch veränderte Mücken sind ein
sehr mächtiges Werkzeug, um diese schweren Krankheiten einzudämmen.
Und ich will nicht ausschließen, dass solche Programme sicher
funktionieren können. Aber es gibt noch zu viele Unbekannte. Der
Oxitec-Ansatz ist noch ziemlich einfach im Vergleich etwa zu Gene
Drive Versuchen, und sogar da ist etwas Unerwartetes geschehen." [4]

Mit Gentech-Mücken der zweiten Generation will Oxitec die
Erfolgsquote auf bis zu 96 Prozent steigern. Diese Mücken würden dann
das sich selbst begrenzende Gen nur an die weiblichen Nachkommen
weitergeben. Das heißt, die sterilen Männchen werden überleben und
weitere weibliche Mücken mit dem tödlichen Gen infizieren. Da stellen
sich Fragen wie, ob das die Risiken eines unerwünschten Gentransfers
nicht sogar noch erhöht und ob das in Zukunft ausgiebig überprüft
wird, nachdem jetzt feststeht, daß sich die Versuche nicht so genau
eingrenzen lassen, wie die Bevölkerung in den Testgebieten glauben
gemacht wurde.

Die Kontroverse um das im vergangenen Monat veröffentlichte Paper
(und weniger um die offenbar erstmals nachgewiesene
Vermehrungsfähigkeit der F1-Generation in der Natur) geht weiter.
Inzwischen haben sich sechs Koautorinnen und -autoren von der Studie
distanziert und die Forderung erhoben, sie zurückzuziehen. Angeblich
waren wesentliche Inhalte erst kurz vor Drucklegung aus dem Paper
gekürzt bzw. eingefügt worden. Am Himmel von Bahia flögen keine
Gentech-Mücken, und die Bevölkerung sei auch nicht durch
Superinsekten, die gegen Insektizide unempfindlich sind und tödliche
Krankheiten übertragen, bedroht, heißt es. [5]

So etwas hatte Powell, wenn er überhaupt alleinverantwortlich für die
Endfassung des Papers ist, an keiner Stelle behauptet. Die drastische
Übertreibung seitens der um Rückzug bemühten Autorinnen und Autoren
läßt Fragen hinsichtlich ihrer eigenen Interessen aufkommen. Kann
ausgeschlossen werden, daß ihr Anliegen nicht allein in dem Wunsch
nach wissenschaftlicher Qualität gründet, sondern darin,
beispielsweise weiter Aufträge für Oxitec erledigen zu dürfen?

Unterliegen nicht Co-Autorin Margareth Capurro, Biochemikerin an der
Universität von São Paulo, die sich öffentlich sehr kritisch
gegenüber der Studie geäußert hat, und die anderen, die gleichfalls
auf Abstand zu ihrem eigenen Paper gegangen sind, einem
Interessenkonflikt, wenn sie mittlerweile exakt den Kurs Oxitecs
einschlagen, in dessen Auftrag sie das Monitoring betrieben haben?
Anders gefragt: Stünden sie fest zu der Studie, könnten sie dann noch
weitere Aufträge von Oxitec oder anderen Unternehmen der Branche
erwarten? Wohl kaum. Laut der industriefreundlichen Internetseite
Question of Science plant Capurro gemeinsam mit weiteren Beteiligten,
jedoch ohne Powell, die Studienergebnisse "mit angemessenen
Schlußfolgerungen" demnächst in einem anderen Journal zu
veröffentlichen. [6]

Ein Ausblick: Bei dem umstrittenen Versuch kam nicht die besonders
umstrittene Gene-Drive-Methode zum Einsatz, bei dem dominante und
somit besonders durchsetzungsfähige Gene weitergegeben werden. Solche
Versuche werden zur Zeit nur im Labor durchgeführt und zielen am Ende
darauf ab, beispielsweise ganze Wildpopulationen von Mücken
auszulöschen. Ein nahezu unumkehrbarer Eingriff, wie es allerdings im
Ansatz auch für die hier beschriebenen Versuche gilt.

Dabei sind bisher die ökologischen Folgen der Herausnahme einer Art
aus einem Habitat noch gar nicht angesprochen. Es gibt Hinweise
darauf, daß andere Mückenarten in die von den genetischen
Experimenten gerissenen ökologischen Lücken vorstoßen. Auch müßten
die Folgen des Verschwindens der Mücken in einer Region auf die
Nahrungskette erforscht werden. Kommt es dadurch zum Verlust
beispielsweise von Räubern? Und welche Konsequenzen hätte das
wiederum für die Menschen?

Jährlich stirbt rund eine Million Menschen an von Mücken übertragenen
Infektionskrankheiten. Das Ausmaß dieser Not erzeugt einen großen
moralischen Druck, gentechnische Forschungen wie die hier
vorgestellte zu betreiben. Zumal eine übliche Alternative, der
Einsatz von Insektiziden gegen die Mücken, von begrenzter Wirksamkeit
und gesundheitlich bedenklich ist.

Fortschritt bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, alles zuzulassen, nur
weil es machbar ist oder Profit abwirft. Fortschritt könnte auch so
verstanden werden, die Lebensverhältnisse der Menschen im allgemeinen
zu verbessern, so daß ihr Lebensraum deutlicher von dem der Mücken
getrennt wird. Ärmere Menschen sind relativ häufiger von
Infektionskrankheiten betroffen. An den Voraussetzungen der sozialen
Spaltung etwas zu ändern würde auch das Gefährdungspotential einer
gefährlichen Infektion zumindest verringern.




[image: Karte: gemeinfrei via Wikimedia Commons]

Weltkarte der prognostizierten Verbreitung von Aedes aegypti im Jahr 2015.

Die Wahrscheinlichkeit des Vorkommens bewegt sich zwischen Null
(blau) und eins (rot) bei einer räumlichen Auflösung von fünf mal
fünf Kilometern.

Karte: gemeinfrei via Wikimedia Commons




Fußnoten:


[1] https://www.nature.com/articles/s41598-019-49660-6#change-history

[2] https://www.oxitec.com/news/oxitec-response-scientific-reports-article

[3] https://www.testbiotech.org/aktuelles/gentechnik-muecken-ziehen-weitere-kreise

[4] https://www.deutschlandfunk.de/freilandversuche-in-brasilien-genveraenderte-muecken.676.de.html?dram:article_id=459849

[5] tinyurl.com/y6cvehqr

[6] http://revistaquestaodeciencia.com.br/english/2019/09/26/brazilian-author-asks-retraction-oxitec-mosquito-paper
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